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Vorwort
Es gehört zum Auftrag des Sachverständigenrates 
für Verbraucherfragen (SVRV), in seinen Gutachten 
und Stellungnahmen die Situation der Verbraucherin-
nen und Verbraucher aufzuzeigen und dabei nicht nur 
Verbraucherinteressen in ihrer ganzen Breite zu be-
rücksichtigen, sondern auch auf etwaige spezifische 
Problemlagen hinzuweisen. Um diesen Auftrag zu 
erfüllen, blickt der SVRV in diesem Kurzgutachten aus 
einer spezifischen Perspektive auf die Bedeutung so-
zialer Ungleichheit für den Konsum. Diese spezifische 
Perspektive ist diejenige von Frauen in relativ schlech-
ten materiellen Lebenssituationen („marginalisierte 
Frauen“) – eine gesellschaftlich relevante Gruppe, die 
in der Verbraucherforschung allerdings selten explizit 
in den Blick genommen wird.

Darüber hinaus ist diese Studie durch eine zweite Be-
sonderheit gekennzeichnet. Es handelt sich um eine 
primär qualitative Studie, in der Bürgerinnen an vielen 
Stellen zu Wort kommen. Die methodische Grundlage 
dafür bilden vom Institut Ipsos für den SVRV im Früh-
jahr 2022 durchgeführte Fokusgruppen mit „marginali-
sierten Frauen“. Unser herzlicher Dank dafür gilt Herrn 
Dr. Hans-Jürgen Frieß und Frau Janine Freudenberg.

Weiterhin bedankt sich der SVRV ausdrücklich auch bei 
den Bürgerinnen, die bereit waren, in Fokusgruppen so 
offen über ihre persönlichen Erfahrungen und Probleme 
zu sprechen. Diese Offenheit hat uns wertvolle Einblicke 
ermöglicht, die das vorliegende Gutachten wesentlich 
bereichern. Zudem bedankt sich der SVRV sehr herzlich 
bei Frau Dr. Judith Niehues vom Institut der deutschen 
Wirtschaft (IW) für wertvolle Anregungen im Hinblick 
auf die Weiterentwicklung der Einkommens- und Ver-
brauchsstichprobe.

Nicht zuletzt dankt der SVRV allen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern seiner Geschäftsstelle für die Mitarbeit bei 
der Realisierung dieses Gutachtens

Berlin, im Oktober 2023

Vorwort
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Executive Summary

1	 Zum Zeitpunkt der Datenerhebung war das Bürgergeld noch nicht eingeführt, deshalb wird im Folgenden von ALG II gesprochen.

Konsum ist in Deutschland – wie nahezu überall in der 
Welt – ungleich verteilt. Das überrascht angesichts der 
Ungleichheit der Einkommen und Vermögen nicht. Das 
vorliegende Kurzgutachten wirft deswegen Schlaglich-
ter auf bislang wenig beachtete Aspekte der Konsum-
ungleichheit.

Ungleichheit wird in der Regel mit übergreifenden quan-
titativen Indikatoren beschrieben (z. B. dem für Darstel-
lungen der Einkommens- und Vermögensungleichheit 
beliebten Gini-Koeffizienten) oder mit Indikatoren (z. B. 
dem Mittelwert, der Streuung oder Selbstberichten von 
Betroffenen), die für relevante Gruppen in der Bevölke-
rung (im Vergleich zur Gesamtbevölkerung) dargestellt 
werden. Zieht man solche Indikatoren zurate, kommt 
der SVRV zur folgenden Einschätzung der allgemeinen 
Lage:

Vor den externen Schocks der letzten Jahre (Pande-
mie und Ukraine-Krieg) kamen die allermeisten Ver-
braucherinnen und Verbraucher mit ihrem Einkommen 
zurecht und passten ihre Konsumausgaben ihren je-
weiligen Möglichkeiten an. Die aktuell öffentlich debat-
tierten Engpässe sind unter anderem eine Folge einer 
zeitlich verzögerten Anpassung der Löhne und Gehäl-
ter an die Preissteigerungen etwa im Bereich der Le-
bensmittel und des Wohnens infolge dieser externen 
Schocks – solche Einkommensanpassungen sind pri-
mär Aufgabe von Tarifverhandlungen und der Sozial-
politik, nicht der Verbraucherpolitik, weshalb der SVRV 
sie hier gezielt ausklammert. Allerdings empfiehlt der 
Rat, zu beobachten, ob diese Einkommensanpassungen 
auch erfolgen sowie, ob und wie regulierende Eingriffe 
erforderlich sind.

Die Lage der Verbraucherinnen und Verbraucher sollte 
aber aufgrund der aktuellen Entwicklungen für unte-
re Einkommensgruppen insbesondere für die diesen 
Gruppen zugehörigen Verbraucherinnen und Verbrau-
cher kontinuierlich beobachtet und bei Bedarf nachjus-
tiert werden (vgl. Grimm et al, 2023). Mit Blick auf diese 
Entwicklungen wird im vorliegenden Kurzgutachten 

eine primär qualitative Studie vorgelegt, in deren Fokus 
eine Gruppe steht, die einen nicht unerheblichen Teil 
der deutschen Bevölkerung darstellt, aber oft überse-
hen wird. Konkret fokussiert der SVRV die Gruppe von 
Frauen in relativ schlechten materiellen Lebenssitua-
tionen („marginalisierte Frauen“). Hierzu gehören etwa 
viele Alleinerziehende, Rentnerinnen, Frauen in sys-
temrelevanten Berufen (wie Pflegerinnen oder Verkäu-
ferinnen) oder Empfängerinnen von Arbeitslosengeld II 
(ALG II) bzw. Bürgergeld1.

Die Ergebnisse unserer Studie zeigen, dass in den von 
uns fokussierten Gruppen Lebensqualität dadurch de-
finiert wird, dass die Deckung von Grund- und Sicher-
heitsbedürfnissen gesichert ist. Befragt danach, was ih-
nen im Leben besonders wichtig sei, lautet die Antwort 
der von uns Befragten oft, dass ihnen – neben der Ge-
sundheit – ihr soziales Umfeld, also Familie und Freun-
de, am meisten bedeute.

Festzuhalten ist dabei zunächst, dass diese Verbrauche-
rinnen in der Regel über eine erhebliche Konsumkom-
petenz verfügen. Sie zeigen, wie man auch angesichts 
sehr knapper Mittel durch kompetente Haushaltsfüh-
rung sorgfältig wirtschaften kann. Allerdings ist zu be-
achten, dass die Mittel der eigenen Konsumkompetenz 
mittlerweile an ihre Grenzen stoßen bzw. bereits ge-
stoßen sind. Vor diesem Hintergrund fällt es auf, dass 
diese Verbraucherinnen die ihnen zur Verfügung ste-
henden Unterstützungsleistungen oft nicht in Anspruch 
nehmen (wollen).

Die größten Sorgen bereiten den von uns fokussierten 
Verbraucherinnen die steigenden Wohn- und Energie-
kosten. Befragt danach, wie sie ihren Konsumalltag an-
gesichts geringer finanzieller Ressourcen erleben, wird 
deutlich, dass sich der Alltag für diese Verbraucherin-
nen schwierig gestaltet und die finanziellen Ressourcen 
trotz sorgfältiger Haushaltsführung oft nicht reichen, 
um ungeplante Ausgaben bewältigen zu können. Den 
meisten von uns fokussierten Verbraucherinnen ist 
wohl bewusst, dass sie mit ihrem Geld zurechtkommen 

Executive Summary
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müssen, und nicht über ihre Verhältnisse leben dürfen 
– wenn sie kein Geld haben, schränken sie sich ein, not-
falls durch Verzicht auf ausreichende Ernährung oder 
das Beheizen der Wohnung. In einer finanziellen Not-
situation wenden sie sich häufig an ihren Familien- und 
Freundeskreis und bitten diese, einzuspringen.

Auch berichteten mehrere Teilnehmerinnen davon, 
dass sie ihre Wohnsituation als beengt empfinden und 
beispielsweise auf ein eigenes Schlafzimmer verzich-
ten müssen. Von der Politik würden sie sich wünschen, 
mehr sozialen Wohnungsbau zu fördern, einkommens-
schwachen Bürgern in größerem Umfang bezahlbares 
Wohnen zu ermöglichen sowie steigende Mieten zu ver-
hindern.

Um ihre Energiekosten zu senken, verfolgen die Ver-
braucherinnen verschiedene Strategien. Zum einen 
versuchen sie, Heizkosten zu senken, indem sie weniger 
oder einzelne Zimmer nicht beheizen. Auf größere An-
schaffungen, z. B. eine Spülmaschine oder neue Elek-
trogeräte, müssen sie komplett verzichten oder lange 
darauf sparen.

Eine gesunde Ernährung ihrer Kinder ist den Müttern 
in den Gruppen sehr wichtig und sie bedauern, wenn 
sie hier Abstriche machen müssen. Sie priorisieren die 
Ernährung der Kinder meist über ihre eigenen Bedürf-
nisse.
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Empfehlungen
Angesichts der bereits sehr hohen Konsumkompetenz 
dieser Bevölkerungsgruppe dürften Maßnahmen zur 
Erhöhung der Konsumkompetenz wie etwa Verbrau-
cherbildung der Gruppe der marginalisierten Frauen 
nur wenig helfen. Vielmehr rät der SVRV der Verbrau-
cherpolitik, aktiv dazu beizutragen, das Risiko einer 
transformationsbedingt zunehmenden sozialen Un-
gleichheit im Konsum zu berücksichtigen und zu re-
duzieren. Um diesem im Kontext einer öko-sozialen 
Marktwirtschaft reformierten verbraucherpolitischen 
Auftrag entsprechen zu können, empfiehlt der SVRV die 
folgenden Maßnahmen (ausführlich siehe Kapitel 6):

•	 Die indirekten ökonomischen Effekte, die aufgrund 
transformationsbedingt gestiegener Kosten in einem 
Bereich (z. B. im Wohnsektor) zum Konsumverzicht in 
anderen Bereichen (z. B. Ernährung) führen, sollten 
ex-ante-ermittelt werden und verbrauchergerecht 
gestaltet werden. Sozialpolitische Maßnahmen wie 
die Heizkostenkomponente im Wohngeld Plus können 
hier einen wichtigen, flankierenden Beitrag leisten.

•	 Die Verbraucherpolitik sollte eine Struktur (mit)auf-
bauen, mit deren Hilfe die Auswirkungen transfor-
mativer Maßnahmen auf die sozial schwachen Ver-
braucherinnen erfasst und simuliert werden können. 
Insbesondere sind Daten, die einen expliziten Fokus 
auf Konsum (statt auf Einkommen) legen und eine 
Differenzierung verschiedener Konsumbereiche er-
lauben, erforderlich. In diesem Zusammenhang soll-
te eine Weiterentwicklung der Einkommens- und Ver-
brauchsstichprobe (EVS) geprüft werden.

•	 Um einer Überschuldung entgegenzusteuern, Aus-
gaben in Notlagen bezahlbar zu halten und einen 
Ausgleich für gestiegene Lebenshaltungskosten zu 
schaffen, empfehlen wir, die Möglichkeiten zur Be-
grenzung der Zinshöhe von Dispositions- und Über-
ziehungskrediten durch ein politisch unabhängiges 
Gremium zu prüfen und dabei auch zu prüfen, ob und 
welche Verbrauchergruppen davon profitieren wür-
den oder ggf. Nachteile erleiden.

•	 Um ein Bewusstsein für die prekäre Situation der 
unteren sozialen Lagen zu gewährleisten, empfiehlt 
der SVRV darüber hinaus die explizite Aufnahme der 
unteren Einkommensgruppen bzw. sozialen Lagen in 
die (Verbraucher-)Forschung bzw. in die Forschungs-
förderung.

Unsere Ergebnisse verdeutlichen, dass die unteren 
sozialen Lagen besonderes (verbraucher-) politisches 
Augenmerk erfordern. Der SVRV weist daher auf die 
Bedeutung einer ungleichen Einkommensverteilung 
und niedriger Einkommen für den Konsum hin. 

Auch wenn dies nicht unmittelbar in den Bereich der 
Verbraucherpolitik, sondern primär in den Bereich der 
Sozial- und Arbeitsmarktpolitik fällt, würden am nach-
haltigsten für diese oft armutsgefährdete Bevölke-
rungsgruppe dauerhafte Erhöhungen der Einkommen 
(z. B. durch eine Erhöhung des Mindestlohns) wirken. 
Insbesondere ältere alleinstehende Frauen (auch aus 
systemrelevanten Berufen) sind nach wie vor besonders 
armutsgefährdet – dies schlägt sich auch im Konsum 
nieder. Insgesamt würde sich dieses Problem auch 
dadurch lösen lassen, wenn der Gender-Pay-Gap ge-
schlossen und die Einkommen in klassischen Frauen
berufen (darunter viele systemrelevante Berufe) erhöht 
würden. Ergänzend sollten die von uns fokussierten 
Gruppen künftig eine stärkere explizite Berücksichti-
gung in sozial- bzw. verbraucherpolitischen Diskussio-
nen erfahren.

Um die soziale Ungleichheit, die diese Gruppen im 
Konsum erfahren, zu reduzieren, empfiehlt der SVRV im 
Hinblick auf das zur Verfügung stehende Einkommen 
darüber hinaus die folgenden verbraucherpolitischen 
Maßnahmen:

•	 Die Verbraucherpolitik sollte an der Schaffung korres
pondierender Ausgleiche bzw. der Entwicklung einer 
entsprechenden Infrastruktur aktiv mitwirken, die 
genutzt werden kann, um staatliche Hilfen langfristig 
bedarfsgerecht auszahlen zu können. Hierzu ist die 
Einführung verschlüsselter besonderer Personen

Empfehlungen
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kennzeichen unter Einbeziehung eines Datentreu-
händers von zentraler Bedeutung, weshalb der SVRV 
diese dringend empfiehlt. Darüber hinaus sollte die 
Verbraucherpolitik auf eine verbraucherfreundliche 
Gestaltung der entsprechenden Systeme achten. 

•	 Auch wenn dies nicht alleinige Aufgabe der Verbrau-
cherpolitik ist, sondern eine Zusammenarbeit meh-
rerer anderer Ressorts erfordert, ist es nach Ansicht 
des Rates dringend erforderlich, Maßnahmen zu er-
greifen, um bezahlbaren Wohnraum für die niedrigen 
Einkommensgruppen vor allem in den Städten zu er-
halten und zu schaffen. Im Hinblick auf das, insbeson-
dere für die einkommensschwachen Gruppen, so be-
deutsame Bedarfsfeld Wohnen/Energie empfiehlt der 
SVRV daher, die Forderungen des Deutschen Städte-
tages im Hinblick auf die Realisierung von Neubauten 
und die bessere Nutzung von Bestandswohnungen zu 
prüfen (Lewe, 2023; Deutscher Städtetag, 2023). 

•	 Die Verbraucherpolitik sollte weiterhin die Bestre-
bungen der Europäischen Union für eine evidenz
basierte Regulierung von Kurzzeitvermietungen 
prüfen und unterstützen. Auch wäre eine bessere 
Rechtsdurchsetzung von Vorteil – konkret im Sinne 
besserer Kontrollen, dass Wohnraum nicht gewerb-
lich genutzt wird.

•	 Um die Kosten für Ernährung zu reduzieren, wäre es 
denkbar, eine Umsatzsteuerbefreiung für Obst und 
Gemüse anzustreben, da dies die Kosten insgesamt 
senken würde. Auch wenn diese Maßnahme nicht nur 
die von uns fokussierten Verbrauchergruppen ent-
lastet, wäre sie relativ leicht umzusetzen und könnte 
dazu beitragen, die ökologische Nachhaltigkeit in der 
Ernährung der Gesamtbevölkerung zu erhöhen. 

Ziele des Gutachtens und 
 konzeptionelle Grundlagen
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1.	Ziele des Gutachtens und 
konzeptionelle Grundlagen

1.1.	 Konsum als Ausdruck von 
Wohlstand im Alltag

Während andere, auf den ersten Blick ähnlich angelegte 
Berichte (z. B. der Armuts- und Reichtumsbericht) den 
Fokus auf den Zugang zum Arbeitsmarkt sowie das Ein-
kommen und Vermögen setzen, fokussiert das vorlie-
gende Gutachten auf den Verbrauch und den Konsum, 
also auf die Mittelverwendung. Dieser ist zwar eng mit 
dem Einkommen verbunden, wird aber auch durch die 
persönlichen Lebensumstände und den Lebensstil ge-
prägt. Demzufolge können zwei einkommensgleiche 
Personen bzw. Haushalte gleichwohl sehr unterschied-
lich konsumieren.

Unter „Konsum“ versteht der SVRV die Nutzung bzw. 
den Verbrauch von Gütern zur menschlichen Bedürf-
nisbefriedigung. Der Fokus auf den Konsum ist inso-
fern zentral, weil für die meisten Verbraucherinnen und 
Verbraucher nicht das Einkommen, sondern die damit 
verbundene Kaufkraft und der damit mögliche Konsum 
(und zum Teil, wenn das Einkommen es erlaubt, insbe-
sondere der Statusgewinn) dafür entscheidend ist, wie 
soziale Ungleichheit im Alltag erfahren und erlebt wird.

Im vorliegenden Gutachten wird untersucht, wie Kon-
sum(-verhalten) unter sozialer Ungleichheit gekenn-
zeichnet ist. Dabei wird soziale Ungleichheit aufgrund 
ihrer Persistenz als gegeben betrachtet. Analysiert 
werden die Implikationen sozialer Ungleichheit für den 
Konsum am Beispiel einer spezifischen Verbraucher-
gruppe, nämlich von Frauen in relativ schlechten ma-
teriellen Lebenssituationen („marginalisierte Frauen“). 
Hierzu gehören etwa viele Alleinerziehende, Rentne-
rinnen, Frauen in systemrelevanten Berufen (wie Pfle-
gerinnen oder Verkäuferinnen) oder Empfängerinnen 
von Arbeitslosengeld II (ALG II) bzw. Bürgergeld. Nicht 

untersucht werden verteilungs- und sozialpolitische 
Fragen zu Ursachen, Ausmaß und Entwicklung sozialer 
Ungleichheiten, da diese nicht originär das Mandat des 
Sachverständigenrates für Verbraucherfragen (SVRV) 
berühren und mit dem Armuts- und Reichtumsbericht 
der Bundesregierung (Bundesregierung, 2021; Niehues 
& Spannagel, 2023) wie vielen weiteren Armutsberich-
ten entsprechende Analysen regelmäßig vorgelegt wer-
den. Insofern hat das Gutachten einen komplementären 
Charakter zu anderen Studien, die sich mit ähnlich ge-
lagerten Problemen befassen.

Auch wenn es wichtig ist, möglichst viele aus Verbrau-
cher- und Verbraucherinnensicht bedeutsame Bedarfs-
felder bzw. Konsumbereiche abzudecken, musste – wie 
bereits im Gutachten zur Lage der Verbraucherinnen 
und Verbraucher – der Fokus auf die Bereiche gelegt 
werden, die besonders hohe Anteile des Konsumbud-
gets der Verbraucher langfristig binden und nicht kurz-
fristig umdisponiert werden können, selbst wenn die 
Verbraucher dies wünschen. Daher werden in diesem 
Gutachten zwei wesentliche Konsumbereiche fokus-
siert, nämlich Wohnen und Ernährung. Anders als viele 
andere Konsumbereiche sind diese beiden Bereiche 
für die Verbraucher nicht verzichtbar und essenzieller 
Teil der Daseinsvorsorge. Gleichzeitig machten die mit 
diesen Bereichen verbundenen Ausgabenposten etwa 
die Hälfte der Gesamtkonsumausgaben aus (Sachver-
ständigenrat für Verbraucherfragen 2021, S. 19) – bei 
einkommensschwächeren Verbraucherinnen und Ver-
brauchern deutlich mehr. Zusätzlich sind gerade diese 
zwei Bereiche von den Preissteigerungen der letzten 
Jahre besonders stark betroffen und gleichzeitig beson-
ders sensibel in Bezug auf die mit dem fortschreitenden 
Klimawandel verbundenen Transformationserforder-
nisse und – kosten.

Ziele des Gutachtens und 
konzeptionelle Grundlagen
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1.2.	 Soziale Ungleichheit 
und Konsum

Von „sozialer Ungleichheit“ ist in der Literatur die Rede, 
„wenn die Ressourcenausstattung […] oder die Lebens-
bedingungen […] von Menschen aus gesellschaftlichen 
Gründen so beschaffen sind, dass bestimmte Bevölke-
rungsteile regelmäßig bessere Lebens- und Verwirk-
lichungschancen als andere Gruppierungen haben.“ 
(Hradil, 2012). In modernen Gesellschaften ist eine 
Vielzahl von Ressourcen und Chancen ungleich verteilt. 
Als wichtige Dimensionen sozialer Ungleichheit gelten 
unter anderem materielle Ressourcen wie beispielswei-
se Einkommen und Vermögen, aber auch immaterielle 
Ressourcen wie etwa Bildung.

Wie bereits im Gutachten zur Lage der Verbraucherin-
nen und Verbraucher (Sachverständigenrat für Verbrau-
cherfragen 2021, S. 28-32) ausführlich erläutert, lassen 
sich verschiedene Dimensionen sozialer Ungleichheit 
unterscheiden. Welche Dimensionen wie stark wirksam 
werden, ist eine empirische Frage und unterscheidet 
sich in verschiedenen Lebensbereichen. In Bezug auf 
den Konsum in Deutschland variiert eine Ungleichheit 
zunächst bereits aus räumlichen Gründen (regionale 
und Stadt-Land-Unterschiede). Der Wohnort beeinflusst 
ganz maßgeblich bei allen dort wohnenden Personen, 
welche Lebenschancen und Konsummöglichkeiten sie 
haben. Auch innerhalb des jeweiligen Wohnorts exis-
tieren i. d. R. ebenfalls erhebliche soziale Unterschiede.

Die sozialen Unterschiede drücken sich darüber hinaus 
im Alltag dadurch aus, dass Angehörige unterschied-
licher sozialer Gruppen tatsächlich unterschiedliche 
Bedürfnisse haben. So sind etwa bestimmte Produkte 
hochgradig geschlechtsspezifisch, etwa Hygieneartikel. 
Ältere Personen haben oft größere gesundheitliche 
Probleme und benötigen deshalb häufiger bestimmte 
Medikamente, Geh- oder Sehhilfen usw., während um-
gekehrt Schulbedarf typischerweise eher in Familien 
mit sechs- bis achtzehnjährigen Kindern anfällt, ebenso 
wie bestimmte Varianten des Spielzeugs.

Neben diesen unterschiedlichen Konsumwünschen 
unterscheiden sich Verbraucherinnen und Verbraucher 
auch dahingehend, inwiefern sie sich überhaupt be-
stimmte Produkte leisten können und welche Konsum-
kompetenzen sie haben. Auch Kaufkraft und Konsum-
kompetenzen variieren aber sehr stark nach sozialen 
Gruppen, etwa differenziert nach der Bildung.

Je nach Bedarfsfeld können dabei empirisch unter-
schiedliche Ungleichheitslagen relevant sein. Aus der 
bisherigen Ungleichheitsforschung weiß man aller-
dings, dass besonders oft die soziale Lage (soziale 
Schicht, sozio-ökonomischer Status, soziales Milieu), 
Alter, Migrationshintergrund und Geschlecht relevant 
sind.

Vor dem Hintergrund seiner bereits im Lagegutachten 
gewonnenen Erkenntnisse fokussiert der SVRV in die-
sem Gutachten die Verbrauchergruppe der „Frauen in 
marginalisierten Lagen“, d. h. Frauen in relativ schlech-
ten materiellen Lebenssituationen. Exemplarisch be-
trachtet werden dafür

I.	 Empfängerinnen von Arbeitslosengeld II (ALG II),
II.	 Alleinerziehende,
III.	 Rentnerinnen,
IV.	 Frauen aus Familien mit Kindern in systemrelevanten 

Berufen (wie Pflegerinnen oder Verkäuferinnen).

Wie insbesondere die letzte der genannten Gruppen 
zeigt, sind dabei insbesondere Frauen von besonde-
rem Interesse, die in Niedriglohnberufen arbeiten bzw. 
über ein unterdurchschnittliches Einkommen verfügen 
sowie in einem während der COVID‑19‑Pandemie als 
„systemrelevant“ definierten Beruf arbeiten bzw. ge-
arbeitet haben.
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Hintergrund dieser Schwerpunktsetzung ist erstens, 
dass 80 Prozent der Konsumentscheidungen in Haus-
halten meistens entweder allein von Frauen oder von 
Frauen zusammen mit ihren Partnern (Bialek 2011) 
getroffen werden und sie deshalb für die Verbrau-
cherpolitik unter Umständen eine besonders rele-
vante Anspruchsgruppe sind. Zweitens sind Frauen in 
besonderem Maße von Prekarität betroffen und der 
Frauenanteil unter den systemrelevant Beschäftigten 
mit Niedriglohn ist überdurchschnittlich hoch. Frauen 
arbeiten oft in marginalisierten Berufen, weil es eine 
Geschlechtstypik der Berufswahl gibt (Krüger, 2001). Zu 
den „Frauenberufen“ gehören Care-Berufe wie Pflege-
rin, Grundschullehrerin oder Erzieherin. Darüber hinaus 
sind Bürokauffrau (Sachbearbeiterin, Bankangestellte), 
Sekretärin oder Verkäuferin typische „Frauenberufe“; 
der Kraftfahrzeugmechaniker ist der typische „Männer-
beruf“ (Trappe & Rosenfeld, 2001; Trappe, 2006). Typi-
sche „Frauenberufe“ werden systematisch schlechter 
bezahlt (Krüger, 2001), weil historisch Frauenarbeit als 
„Zubrot“ definiert wurde, was sie aber längst mehr nicht 
ist (Trappe & Rosenfeld, 2001; Trappe, 2006). Dennoch 
verdienen auch heute noch Frauen – selbst, wenn sie in 
denselben Berufen arbeiten wie Männer – rund 18 Pro-
zent weniger (der sogenannte „Gender-Pay-Gap“) 
(Schmitt/Auspurg, 2022), was auch daran liegt, dass 
sie nach wie vor den größten Teil der Haus- und Sor-
gearbeit übernehmen (Grunow, 2019). Drittens werden 
Frauen nach dem Eindruck des SVRV in empirischen 
Analysen zu Verbraucherfragen bisher selten explizit in 
den Fokus genommen.

Mit dem Gutachten wird insbesondere eine qualitative 
Exploration und Beschreibung der subjektiven (Kon-
sum-)Alltagserfahrungen vorgelegt, die es erlaubt, 
Einblicke in Lebenswirklichkeit und Strategien von Ver-
braucherinnen in den unteren sozialen Lagen zu er-
halten. Ganz bewusst wird dabei ein qualitativer Ansatz 
gewählt, der es erlaubt, den „Zahlen eine Stimme“ zu 
geben.
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2.	Daten und Methode

Wie bereits im Lagegutachten wurde auch in diesem 
Gutachten ein Methoden-Mix angewendet (Sachver-
ständigenrat für Verbraucherfragen 2021, S. 28-32). 
Konkret wurden die folgenden (Analyse-)Methoden ver-
wendet.

2.1.	 Quantitative Analyse

Angesichts der gesellschaftlichen Ungleichverteilung 
des Konsumbudgets war es für den SVRV zunächst 
von Interesse, wie sich die Konsumlage von margina-
lisierten Frauen von der restlichen Bevölkerung unter-
scheidet sowie, wie soziale Ungleichheit im Konsum in 
Deutschland gesellschaftlich verteilt ist. Diese quanti-
fizierende Annäherung an die Fragen sozialer Ungleich-
heit erfolgte im Vorfeld und Vorbereitung der Fokus-
gruppen mit Hilfe des Sozio-oekonomischen Panels 
(SOEP) (siehe hierzu den Anhang auf S. 75ff.). Es sei hier 
ausdrücklich darauf hingewiesen, dass die quantitati-
ven Daten aus der Zeit vor den externen Schocks der 
letzten Jahre (Pandemie und Ukraine-Krieg) stammen, 
weshalb aufgrund dieser Daten keine Aussagen über 
die Folgen dieser externen Schocks getroffen werden 
können. Dies liegt u.   a. daran, dass die gesellschaftli-
chen Auswirkungen dieser externen Schocks mit einer 
Verzögerung einsetzen und wohl erst in einigen Jahren 
beurteilt werden können. Die Auswirkungen der Pande-
mie auf gesamtgesellschaftliche Konsumungleichheit 
zu erforschen, wäre daher Aufgabe eines künftigen Gut-
achtens.

Dennoch scheinen dem Rat auch die Daten von 2019 zu-
mindest in Bezug auf die Verteilung der Ungleichheits-
lagen durchaus brauchbar, da (während sich Märkte 
und damit Preise unter Umständen sehr schnell wan-
deln können) Ungleichheitsstrukturen oft sehr stabil 
sind und sich (wenn überhaupt) in der Regel nur im 
Zeitraum von Jahrzehnten wandeln. Das bedeutet, dass 
auch Daten, die mehrere Jahre alt sind, noch als aktuell 

betrachtet werden können – und dass dies der Politik 
die Möglichkeit von (aber auch den Zwang zu) langfristi-
gen Planungshorizonten über mehrere Legislaturperio-
den hinweg gibt. Beispielsweise änderte sich zwischen 
1992 und 2003 der Reallohnindex kaum – steigende 
Bruttoverdienste in diesem Zeitraum wurden durch die 
Steigerung der Verbraucherpreise aufgehoben. Zwi-
schen 2003 und 2007 sank er sogar um durchschnitt-
lich ein Prozent pro Jahr, bevor er zwischen 2007 und 
2019 wieder anstieg, aber nur um etwa ein Prozent pro 
Jahr (bpb, 2020a). Auch das vielfach in öffentlichen De-
batten diskutierte Schrumpfen der Mittelschicht voll-
zog sich langsam und schleichend: Zwischen 1985 und 
2016 (also einem Zeitraum von mehr als dreißig Jahren) 
sank der Anteil der Mittelschicht von 65 Prozent auf 56 
Prozent der gesamtdeutschen Bevölkerung. Der Anteil 
der Personen, die von relativer Einkommensarmut be-
troffen sind (d. h. die über weniger als 50 Prozent des 
mittleren Einkommens verfügen) ist zwischen 1992 und 
2016 (also innerhalb von fast 25 Jahren) von 5,6 Prozent 
auf knapp 10,5 Prozent der gesamtdeutschen Bevöl-
kerung gestiegen (bpb, 2020b). Auch die Familien- und 
Lebensformen wandeln sich recht langsam. So blieb 
zwischen 2009 und 2019 die Zahl der Personen, die in 
Paarhaushalten leben (etwa 21 Mio.) bzw. alleinerzie-
hend sind (etwa 2,6 Mio.) annähernd konstant. Lediglich 
die Zahl der Alleinstehenden ist von 17 Mio. auf 18,6 Mio. 
um etwa 9 Prozent gestiegen, was hauptsächlich durch 
die stark gestiegene Zuwanderung des vergangenen 
Jahrzehnts zu erklären ist (Hochgürtel/Sommer, 2021, 
S. 52). Ebenso ist die durchschnittliche Wohnfläche pro 
Person mit 45 Quadratmetern zwischen 2010 und 2018 
konstant geblieben (Krieger et al., 2021, S. 264).

2.2.	 Fokusgruppen

Um die subjektiven (Konsum-)Alltagserfahrungen für 
Frauen in relativ schlechten materiellen Lebenssitu-
ationen qualitativ zu untersuchen und Einblicke in Le-
benswirklichkeit, Bedürfnisse und Strategien dieser 
Verbraucherinnen zu erlangen, hat der SVRV im Januar 

Daten und Methode
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2022 in Zusammenarbeit mit dem Marktforschungsins-
titut Ipsos vier Fokusgruppen durchgeführt.

Bei Fokusgruppen (Vogl, 2019) handelt es sich um ein 
Instrument der qualitativen Sozialforschung, mit dem 
insbesondere Lebenswelten dargestellt und ein Spek-
trum von Einstellungen sowie Beweggründe von Ver-
halten identifiziert und beschrieben werden können. 
In einem Zeitraum von etwa zwei Stunden wurde mit 
kleinen Gruppen von Verbraucherinnen (jeweils sechs 
bis sieben pro Gruppe, insgesamt 25 Personen) über 
ihr Konsumbudget, ihre Konsumbedürfnisse sowie ihre 
Alltagserfahrungen in verschiedenen Konsumberei-
chen diskutiert.

Zu betonen ist der explorative Charakter dieser Metho-
de – es geht dabei explizit nicht darum, statistisch ge-
sicherte Ergebnisse und Häufigkeiten zu erheben, son-
dern die Ergebnisse können nur auf Basis theoretischer 
Annahmen generalisiert werden (Baur & Christmann, 

2	 Es sei darauf hingewiesen, dass der Begriff „systemrelevant“ unterschiedlich definiert wird. Aus diesem Grund wurden im vorliegen-
den Gutachten die Berufsgruppen fokussiert, bei denen weitgehend Einigkeit herrscht, dass sie systemrelevant sind und bei denen die 
Durchschnittseinkommen recht gering sind.

2021; Vogl, 2019). Um eine theoretische Generalisierung 
(Baur & Christmann, 2021) zu ermöglichen, wurden die 
Gruppen bewusst nach theoretischen Gesichtspunkten 
ausgewählt und für die Rekrutierung der Teilnehme-
rinnen wurde ein differenzierter Stichprobenplan ent-
wickelt:

Die vier Gruppen wurden jeweils aus Arbeitslosengeld- 
II-Empfängerinnen, alleinerziehenden Frauen, Rentne
rinnen und Frauen aus Familien mit Kindern in system-
relevanten Berufen (wie Pflegerinnen oder Verkäufe-
rinnen) gebildet. Es wurde darauf geachtet, dass die 
Frauen in Niedriglohnberufen arbeiteten bzw. über ein 
unterdurchschnittliches Einkommen verfügten sowie in 
einem während der COVID-19 Pandemie als „system-
relevant“ definierten Beruf2 arbeiteten bzw. gearbeitet 
haben.

Die Frauen sollten weiterhin aus Städten mit hohen 
Lebenshaltungskosten stammen, da hier von einer be-
sonderen Belastung des Konsumbudgets ausgegangen 
werden kann. Daher wurde die Rekrutierung auf die 
Großstädte Berlin, Hamburg, München und Frankfurt 
beschränkt. Einen Überblick über die Zusammenset-
zung der einzelnen Fokusgruppen bietet die folgende 
Hintergrundinformation (Seiten 21 und 22).
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Gruppe 1: Empfängerinnen von Arbeitslosengeld II
durchgeführt am 14. Januar 2022 

Wohnort Alter Beruf (vormals) Bildungsabschluss Haushaltsnetto­
einkommen

Personen  
im Haushalt

1. Berlin 41 Lebensmittelhandel Volksschulabschluss /  
Hauptschulabschluss bis 1.000 Euro 1 Erwachsene, 

1 Kind

2. Berlin 39 Gesundheitswesen
Realschulabschluss / 
mittlere Reife / 
Polytechnische Oberschule

bis 1.000 Euro 1 Erwachsene, 
1 Kind

3. Frankfurt 58 Rechtsanwalts
angestellte Abitur / Fachhochschulreife bis 1.000 Euro 1 Erwachsene

4. Hamburg 62 Verkäuferin
Realschulabschluss / 
mittlere Reife / 
Polytechnische Oberschule

bis 1.000 Euro 1 Erwachsene

5. Hamburg 52 Verkäuferin
Realschulabschluss / 
mittlere Reife / 
Polytechnische Oberschule

bis 1.000 Euro 1 Erwachsene

6. Berlin 45 Steuerfach
angestellte

Realschulabschluss / 
mittlere Reife / 
Polytechnische Oberschule

bis 1.000 Euro 1 Erwachsene

Gruppe 2: Alleinerziehende Frauen
durchgeführt am 13. Januar 2022 

Wohnort Alter Beruf Bildungsabschluss Haushaltsnetto­
einkommen

Personen  
im Haushalt

1. Berlin 44 Tourenfahrerin für 
Reinigungskräfte

Realschulabschluss /  
mittlere Reife / 
Polytechnische Oberschule

1.001 bis  
1.500 Euro

1 Erwachsene, 
1 Kind

2. Berlin 51 Callcenter Abitur / Fachhochschulreife 1.501 bis  
2.000 Euro

1 Erwachsene, 
2 Kinder

3. Frankfurt 33 Sachbearbeiterin  
Kfz-Versicherung

Realschulabschluss /  
mittlere Reife / 
Polytechnische Oberschule

bis 1.000 Euro 1 Erwachsene, 
2 Kinder

4. Berlin 43 Familienhilfe Abitur / Fachhochschulreife 1.001 bis  
1.500 Euro

1 Erwachsene, 
1 Kind

5. Berlin 58 einfache Verwaltungs
angestellte/Bürokraft

Realschulabschluss /  
mittlere Reife / 
Polytechnische Oberschule

1.001 bis  
1.500 Euro

1 Erwachsene, 
1 Kind

6. Frankfurt 32 Schwesternhelferin
Realschulabschluss /  
mittlere Reife / 
Polytechnische Oberschule

1.001 bis  
1.500 Euro

1 Erwachsene, 
2 Kinder

7. Hamburg 26 Verkäuferin – Textil
Realschulabschluss /  
mittlere Reife / 
Polytechnische Oberschule

1.001 bis  
1.500 Euro

1 Erwachsene, 
1 Kind
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Gruppe 3: Rentnerinnen
durchgeführt am 14. Januar 2022 

Wohnort Alter Beruf (vormals) Bildungsabschluss Haushaltsnetto­
einkommen

Personen  
im Haushalt

1. Hamburg 69 Altenpflege Volksschulabschluss /  
Hauptschulabschluss bis 1.000 Euro 1 Erwachsene

2. Berlin 65 Altenheim Rezeption
Realschulabschluss / 
mittlere Reife / 
Polytechnische Oberschule

bis 1.000 Euro 1 Erwachsene

3. Hamburg 67 Bürokraft
Realschulabschluss / 
mittlere Reife / 
Polytechnische Oberschule

1.501 bis  
2.000 Euro 2 Erwachsene

4. Frankfurt 74 Bürokraft 
Finanzwesen

Volksschulabschluss /  
Hauptschulabschluss

1.501 bis  
2.000 Euro 2 Erwachsene

5. Berlin 65 DeTeWe Arbeiterin Volksschulabschluss /  
Hauptschulabschluss bis 1.000 Euro 1 Erwachsene

6. Berlin 72 Verwaltungs
angestellte

Volksschulabschluss /  
Hauptschulabschluss

1.101 bis  
1.500 Euro 1 Erwachsene

Gruppe 4: Frauen aus Familien mit Kindern in systemrelevanten Berufen
durchgeführt am 13. Januar 2022 

Wohnort Alter Beruf Bildungsabschluss Haushaltsnetto­
einkommen

Personen  
im Haushalt

1. Berlin 51

zur Zeit in einem 
Testzentrum, davor 
in div. Lebensmittel
geschäften

Realschulabschluss /  
mittlere Reife / 
Polytechnische Oberschule

2.001 bis  
3.000 Euro

2 Erwachsene, 
1 Kind

2. Hamburg 46 Bürokraft
Realschulabschluss /  
mittlere Reife / 
Polytechnische Oberschule

3.001 bis  
4.000 Euro

2 Erwachsene, 
4 Kinder

3. Frankfurt 45 Hilfskraft Bestatter/ 
Jugendhilfe Abitur / Fachhochschulreife 2.001 bis  

3.000 Euro
2 Erwachsene, 
1 Kind

4. München 44 Bürohilfe in einer 
Hausarztpraxis Abitur / Fachhochschulreife 2.001 bis  

3.000 Euro
2 Erwachsene, 
2 Kinder

5. Berlin 50 Büroassistentin Pflege Abitur / Fachhochschulreife 2.001 bis  
3.000 Euro

2 Erwachsene, 
1 Kind

6. Berlin 38 Heilpraktikerin Abitur / Fachhochschulreife 1.501 bis  
2.000 Euro

2 Erwachsene, 
1 Kind
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In Abstimmung mit Ipsos wurde ein Gesprächsleitfaden 
für die Diskussionsleiterin (eine geschulte Mitarbei-
terin von Ipsos) entwickelt (siehe Anhang auf S. 78ff.). 
Dabei wurde darauf geachtet, dass der Moderatorin die 
Möglichkeit eingeräumt wurde, flexibel auf Entwicklun-
gen im Gesprächsfluss reagieren zu können. Weiterhin 
wurde der Leitfaden so angelegt, dass mit allgemeinen 
Fragen begonnen und mit spezielleren Fragen geendet 
wurde, damit die Befragten nicht zu Beginn überfordert 
und davon abgeschreckt wurden, ihre persönlichen An-
sichten und Erfahrungen zu schildern.

Die Diskussionen begannen mit einer Vorstellungsrun-
de und einer allgemeinen Beschreibung der Lebenswelt 
der Teilnehmerinnen. Auch wurden die Teilnehmerin-
nen nach ihrer Definition von Lebensqualität und ihren 
persönlichen Prioritäten im Leben gefragt. Anschlie-
ßend wurde auf das Thema finanzielle Ressourcen und 
Verbrauchersorgen fokussiert, also der Frage nachge-
gangen, inwiefern das Konsumbudget der Verbrauche-
rinnen ausreichend für die Bedürfnisbefriedigung am 
Markt ist und wie sie ihren Konsumalltag angesichts 
geringer finanzieller Ressourcen bewältigen. Abschlie-
ßend wurden je nach zeitlichen Möglichkeiten verschie-
dene Konsumbereiche vertieft besprochen, konkret die 
Bereiche Wohnen und Ernährung.

Weiterhin wurden die Teilnehmerinnen vor oder nach 
der Durchführung der Diskussionen gebeten, einen 
kurzen standardisierten Fragebogen auszufüllen, um 
weitere quantitative Informationen über die soziodemo-
graphische Zusammensetzung und einzelne Einstel-
lungen und Lebensstil der Gruppen zu erhalten und die 
Ergebnisse besser mit den Daten des SOEP abgleichen 
zu können.

Aufgrund der Covid-19-Pandemie war es zum Er-
hebungszeitpunkt (Januar 2022) nicht möglich, die 
Diskussionen in Person in einem professionellen 
Forschungsstudio stattfinden zu lassen. Sie wurden 
stattdessen online, mittels der Videokonferenzplattform 
Zoom durchgeführt. Nach der Diskussion erhielten die 
Teilnehmerinnen eine Aufwandsentschädigung.

Die Diskussionen wurden mit Bild und Ton aufgezeich-
net und anschließend transkribiert. Die Auswertung der 
Transkripte erfolgte mit der Software MAXQDA, wobei 
die strukturierende Inhaltsanalyse (Kuckartz, 2012) zur 
Anwendung kam.

Ein ausführlicher Methoden- und Feldbericht, in dem 
auch der verwendete Diskussionsleitfaden enthalten 
ist, wurde von Ipsos erstellt und ist unter www.svr-ver-
braucherfragen.de zugänglich (vgl. ergänzend hierzu 
Anhang 2).

http://www.svr-verbraucherfragen.de
http://www.svr-verbraucherfragen.de
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3.	Ganzheitliche Betrachtung des 
Konsums bei Verbraucherinnen

3	 Der SVRV bedankt sich an dieser Stelle bei Herrn Gert G. Wagner (MPI für Bildungsforschung) für die hilfreiche Unterstützung.

3.1.	 Verbraucherwünsche 
und -sorgen

Wie in Kapitel 1 erwähnt, ist aus der Lebensstilforschung 
wohlbekannt, dass sich unterschiedliche Verbraucher-
gruppen hinsichtlich ihrer Lebensstile unterscheiden. 
Diese führen zu sehr unterschiedlichen Konsumwün-
schen, weil sich Lebenssituationen unterscheiden, aber 
auch, da Konsum in allen Schichten ein Mittel zum Aus-
druck der eigenen Identität und zur Abgrenzung von 
anderen Bevölkerungsgruppen darstellen kann (Bour-
dieu [1979] 1984, Schulze 1992). Entsprechend ist davon 
auszugehen, dass sich Verbraucherinnen und Verbrau-
cher hinsichtlich ihrer Vorstellungen vom guten Leben, 
Prioritäten, Ängsten und Sorgen unterscheiden. Diese 
Prioritäten haben i. d. R. auch einen Einfluss darauf, wie 
verschiedene Konsumausgaben gewichtet werden und 
wofür Geld ausgegeben wird – aber auch, was als un-
verzichtbar eingeschätzt wird.

Um der Frage nach den spezifischen Verbraucherwün-
schen und -sorgen der fokussierten Gruppe nachzu-
gehen, beziehen sich die folgenden Ausführungen pri-
mär auf die Auswertungen der qualitativen Daten aus 
den Fokusgruppen. An einigen, wenigen Stellen werden 
diese Daten mit weiteren Daten insbesondere aus dem 
Sozio-oekonomischen Panel (SOEP) trianguliert.3

3.1.1.	 Vorstellungen zu Lebensqualität und 
Prioritäten im Leben

Im Rahmen einer die Fokusgruppen flankierenden 
quantitativen Datenanalyse wurden zunächst Befra-
gungsdaten aus dem SOEP für die Jahre 2015 und 2019 
hinzugezogen. Gegenstand dieser Daten war die Ein-
schätzung der Befragten hinsichtlich der Frage, was 
für sie die Lebensqualität in Deutschland ausmacht und 
was ihnen persönlich wichtig im Leben ist. Über die ge-
samtdeutsche Bevölkerung waren die fünf häufigsten 
Worte seit 2015 immer die gleichen: Gesundheit, Fami-
lie, Frieden, Freiheit, Freunde.

Dementsprechend wurden Teilnehmerinnen gleich zu 
Beginn der Diskussion in den Fokusgruppen gebeten, 
Aussagen darüber zu treffen, was für sie Lebensqualität 
in Deutschland ausmache. Die Ergebnisse veranschau-
licht die in der Abbildung 1 dargestellte Word-Cloud. 
Dabei wird deutlich, dass die Assoziationen sich eher 
– und abweichend von der gesamtdeutschen Bevölke-
rung – auf die Absicherung von Grund- und Sicherheits-
bedürfnissen beziehen. Diese stehen offenbar für diese 
Verbrauchergruppe im Vordergrund.
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Abbildung 1: Word-Cloud zu Lebensqualität, Aussagen aus den 
Fokusgruppen; Erstellt mit MAXQDA
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Regelmäßig folgten in den Fokusgruppen daraufhin 
Diskussionen zu Deutschlands Sozialsystemen, die 
einerseits Sicherheitsgefühle auslösen, andererseits 
aber auch als verbesserungsbedürftig kritisiert wurden. 
Dies veranschaulichen die folgenden wörtlichen Zitate:

	» „Eine gewisse Sicherheit, dass ich eine Wohnung 
habe, selbst wenn man weniger hat, ist man in 
Deutschland doch ganz gut, sagen wir mal, zum 
Überleben einigermaßen abgesichert, dass man eine 
Existenz hat.“ (ZG2_Alleinerziehende: Zeile 57)

	» „Eine gewisse Art von Freiheit zu haben, auch wenn 
man nicht wirklich frei ist, aber trotzdem das Gefühl 
zu haben, dass man doch ein Bett hat, etwas zu es-
sen hat. Das ist ja nicht in allen Ländern so. Es gibt 
ja auch Länder, da hat man nicht ein Dach über dem 
Kopf, also da haben die Menschen nicht mal ein Dach 
über dem Kopf, keine Medikamente.“ (ZG3_Rentne-
rinnen: Zeile 47)

	» „Ich schätze nicht viel an Deutschland, aber was ich 
hier wirklich schätze, ist halt diese soziale Abgesi-
chertheit. Das weiß man dann, wenn man sich ohne 
herumschlagen musste…, auch dass es hier ein So-
zialsystem, ein funktionierendes, gibt, dass es eine 
Krankenversicherung gibt, ja.“ (ZG4_Familien mit 
Kindern: Zeile 40)

	» „Ich denke, dieses soziale System ist eines der bes-
ten auf der Welt, aber wir sind damit aufgewachsen 
und ich denke, man sieht auch immer nur, ja, was 
fehlt oder was eben da nicht da ist […]“ (ZG4_Fami-
lien mit Kindern: Zeile 41)

	» „Also, das gibt es viele Sachen, die in Deutschland 
verändert werden müssen. Das einzig Positive ist, 
dass man so einen Mindestsatz bekommt, egal, was 
passiert, ob man krank ist, ob man keine Arbeit hat 
oder so.“ (ZG1_ALG-II-Empfängerinnen: Zeile 59)

	» „Da gibt es ja überall Baustellen. Das fängt bei der 
Schule an, wo sie nicht investieren. Das fängt bei der 
Rente an, die sie auslassen, sich aber selber Diäten 
erhöhen. Also, ich kann bei so vielen Sachen nur 
noch mit dem Kopf schütteln. Die Lebensqualität, 
finde ich, ist in den letzten Jahren, was das angeht, 
ganz, ganz doll runtergegangen.“ (ZG1_ALG-II-Emp-
fängerinnen: Zeile 54)

Ergänzend dazu betonten die Teilnehmerinnen die Be-
deutung eines guten und sozialen Wohnumfelds für eine 
bessere Lebensqualität.

	» „Auch in einer Stadt zum Beispiel zu wohnen, wo 
man sich wohlfühlt. Das ist mir schon sehr wichtig. 
[…] zum Beispiel, ein schönes Zuhause haben, eine 
schöne Wohnung.“ (ZG4_Familien mit Kindern: Zeile 
34)

	» „Ich kann meine Tochter hier von A nach B gehen 
lassen, ohne dass ich Angst haben muss. Das Klein-
städtische hier […], natürlich hat auch das Klein-
städtische etwas Negatives, aber grundlegend hier 
zu leben, alles in allem, ist sehr positiv. […] also das 
ist einfach eine Lebensqualität, was die Umwelt hier 
ist, für die ich sehr dankbar bin.“ (ZG4_Familien mit 
Kindern: Zeile 35)

	» „Man fühlt sich rundum aufgehoben, auch sicher, 
also in allen Aspekten, finde ich auch, bin ich immer 
so dankbar, dass es auch nicht so viele Naturkatas-
trophen hier vorkommen. Ja, man ist einfach gut 
aufgehoben und relativ sicher fühlt man sich schon, 
trotz, dass es eine Großstadt ist, ja.“ (ZG4_Familien 
mit Kindern: Zeile 38)

	» „Also, ich würde sagen, der Zusammenhalt der 
Familie, das ist für mich die Lebensqualität. Ohne 
die geht man unter.“ (ZG4_Familien mit Kindern: 
Zeile 33)
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In den Gruppendiskussionen wurden die Verbrauche-
rinnen auch gefragt, was ihnen im Leben besonders 
wichtig sei (vgl. Abb. 2). Die überwiegende Mehrheit 
der Teilnehmerinnen antwortete auf diese Frage, dass 
ihnen – neben der Gesundheit – ihr soziales Umfeld, 
also Familie und Freunde, am meisten bedeuten:
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Abbildung 2: Wordcloud zu Prioritäten im Leben, Aussagen aus 
den Fokusgruppen; Erstellt mit MAXQDA

Dies verdeutlichen die folgenden Aussagen:

	» „Also, ich bin zum Beispiel ein totaler Familien-
mensch. Also, das steht bei mir immer in allererster 
Linie.“ (ZG1_ALG-II-Empfängerinnen: Zeile 40)

	» „Dass es meinen Kindern gut geht, das ist für mich 
an oberster Stelle, also, dass meine Kinder glücklich 
sind, die Familie, dass wir zusammenhalten und ge-
sund sind.“ (ZG2_Alleinerziehende: Zeile 47)

	» „Also, mir sind meine Freunde auch total wichtig. 
Dadurch, dass ich auch keine Partnerschaft habe, 
brauche ich halt dieses soziale Netz und natürlich 
den Austausch und was man halt mit Freunden so 
teilt.“ (ZG2_Alleinerziehende: Zeile 54)

	» „Familie, Kinder, Enkelkinder, also das gewinnt im-
mer mehr an Bedeutung mit zunehmendem Alter.“ 
(ZG3_Rentnerinnen: Zeile 44)

	» „Was mir aber auch wichtig ist, ist auch das harmo-
nische Miteinander, also in der Familie und vor allem 
die Freunde, dass man gegenseitig füreinander da 
ist, sich unterstützt. Das ist mir einfach ganz wichtig, 
dass man einfach weiß, man hat noch jemanden. Da-
durch ist man einfach zufrieden, einfach angekom-
men.“ (ZG4_Familien mit Kindern: Zeile 29)

Weiterhin wird von den Verbraucherinnen die Gesund-
heit als etwas genannt, dass ihnen besonders wichtig 
sei:

	» „Deshalb ist für mich eigentlich in erster Linie Ge-
sundheit, wirklich ist verdammt wichtig, weil man 
sehr eingeschränkt ist, dass man vieles nicht mehr 
machen kann. […] Man rafft sich zwar halt immer 
wieder auf, aber in allererster Linie sage ich jetzt 
mal, ist wirklich Gesundheit wichtig.“ (ZG1_ALG-II-
Empfängerinnen: Zeile 36)

	» „Gesundheit, das klingt jetzt natürlich platt und so, 
aber ich denke, je älter man wird und drum herum 
sich mal umguckt […] Mittlerweile ist es wirklich so, 
wenn man schon mal das ein oder andere Zipperlein 
selber hatte, dass man sagt, wenn wirklich mal je-
mand schwer krank ist aus der Familie, dann wird 
alles andere auf einmal ganz unwichtig.“ (ZG4_Fami-
lien mit Kindern: Zeile 27)

	» „Es ist schon ganz wichtig, dass wir noch viel Zeit 
zusammen verbringen können, auch mit meinen 
Liebsten halt, gerade die Engsten, dass die gesund 
bleiben, dass es uns gut geht, dass nichts passiert.“ 
(ZG4_Familien mit Kindern: Zeile 28)
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Schließlich bilden aber auch gute und sichere Arbeits- 
und Einkommensverhältnisse sowie (gesicherte) Wohn-
verhältnisse wichtige Prioritäten im Leben der Teilneh-
merinnen, vor allem bei den ALG-II-Empfängerinnen 
wurden diese beiden Aspekte genannt:

	» „Ja, tatsächlich Geld ist auch so … Das macht Exis-
tenzangst, kein Geld zur Verfügung zu haben für die 
Sachen, die sich alle anderen Leute leisten können 
[…]“ (ZG1_ALG-II-Empfängerinnen: Zeile 45)

	» „Bei mir an erster Stelle sind natürlich auch die Kin-
der und Gesundheit und dann irgendwann kommt 
natürlich auch das Geld und ein fester Job, dass da 
auch alles stimmt, dass man den Kindern auch was 
ermöglichen kann.“ (ZG2_Alleinerziehende: Zeile 52)

	» „dass man wirklich ein warmes Dach über dem Kopf 
hat. Man muss wirklich mit dem …, man sieht so vie-
le Obdachlose auf den Straßen, und eigentlich muss 
man dann sagen, okay, Dir geht es ja wirklich noch 
gut gegenüber anderen. Das baut mich dann in dem 
Moment eigentlich wieder auf.“ (ZG1_ALG-II-Emp-
fängerinnen: Zeile 36)

	» „Ich finde, ein sicheres Wohnverhältnis ist ganz wich-
tig, weil wenn man so eine Unsicherheit hat, kann ich 
hier wohnen bleiben oder nicht, dann wird man auch 
krank.“ (ZG1_ALG-II-Empfängerinnen: Zeile 37)

Bemerkenswert ist, dass die Orientierung in den Ge-
sprächen oft nicht „nach oben“, sondern „nach unten“ 
erfolgt, d. h. der Blick geht eher in die Richtung, dass 
es „schlechter sein könnte“ bzw. dass „es anderen noch 
schlechter geht“.

3.1.2.	 Ängste und Sorgen

Ergänzend zu den Gesprächen wurde im Fragebogen, 
den die Teilnehmerinnen der Fokusgruppen ausfüllen 
sollten, danach gefragt, inwiefern sich die Frauen um 
die eigene wirtschaftliche Situation Sorgen machen. Bei 
den Empfängerinnen von Arbeitslosengeld II gaben vier 
von sechs Frauen an, sich darum große Sorgen zu ma-
chen, zwei gaben an, sich einige Sorgen zu machen. Bei 
den Alleinerziehenden machten sich zwei (von sieben) 
Frauen große Sorgen und vier Frauen einige Sorgen um 
die eigene wirtschaftliche Situation, lediglich eine Teil-
nehmerin gab an, sich keine Sorgen zu machen. Bei den 
Rentnerinnen hatten drei Frauen (von sechs) einige Sor-
gen in diesem Bereich und nur jeweils eine Frau hatte 
große Sorgen; eine Frau berichtete gar keine Sorgen. 
Eine Rentnerin beantwortete die Frage nicht. Bei den 
Frauen aus Familien mit Kindern machten sich drei von 
sechs Teilnehmerinnen große Sorgen, zwei machten 
sich einige Sorgen und eine gar keine Sorgen.

Auch in den Gruppendiskussionen wurden viele Sorgen 
der Verbraucherinnen geäußert. Die qualitativen Anga-
ben erlauben somit einen vertiefend-explorativen Blick 
auf das Thema Verbrauchersorgen jenseits standardi-
sierter Antwortkategorien. Im Folgenden dargestellt 
werden jedoch ausschließlich jene Sorgen, die sich auf 
den Konsumalltag der Teilnehmerinnen beziehen oder 
diesen beeinflussen.

Am meisten Sorgen bereiten den Frauen die steigenden 
Wohn- und Energiekosten:

	» „Ich muss auch ehrlich sagen, ich habe auch ein 
bisschen Angst, dass die Miete hier immer weiter-
steigt und nachher das Arbeitsamt zwingt zu, wirk-
lich hier rauszugehen, wo ich mich schon frage, wo-
hin. Es gibt doch gar nichts mehr. […] Da habe ich 
Angst vor, muss ich ehrlich sagen, auch in punkto 
des Kindes, wo man sich dann nachher hinbegeben 
muss, weil man sich es gar nicht mehr leisten kann, 
in einem normalen Bezirk zu bleiben.“ (ZG1_ALG-II-
Empfängerinnen: Zeile 420)
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	» „Da sind so viele Leute, die kaufen Häuser auf und 
ständig ist jetzt hier auch in meinem Haus jetzt 
schon wieder ein neuer Besitzer oder ein neuer 
Fonds oder irgendwas, wo die Miete hin überwiesen 
werden muss, völlig anonym. Da habe ich Sorge, also 
vor einem halben Jahr kam so ein Gerücht auf, ja, die 
wollen das umwandeln in Eigentumswohnungen. Da 
habe ich gedacht, um Gottes willen, das kann man 
überhaupt nicht … Also, wo will man denn jetzt eine 
Wohnung herkriegen, eine bezahlbare?“ (ZG3_Rent-
nerinnen: Zeile 340)

	» „Es ging ja eine Prognose dahin, dass man jährlich an 
die 5.000 Euro für Gas zahlen soll, also für Heizung 
und Heißwasser. Da habe ich gedacht, das sprengt 
dann wirklich den finanziellen Rahmen, wenn das so 
enorm hochgeht. Also, ich hoffe, dass das sich noch 
verhindern lässt. Das trifft ja sehr viele dann.“ (ZG3_
Rentnerinnen: Zeile 379)

	» „Ja, das Thema Mieten natürlich, das ist schon … 
Jetzt pünktlich zum neuen Jahr, so zum Januar gab 
es auch wieder, wie alle drei Jahre, die Mieterhö-
hung. Also, das ist schon … Ja, und die Energieprei-
se, die gerade jetzt so scheinbar ins Uferlose sich 
entwickeln, das ist ja alles … Das sind auch Sachen, 
die kann ich nicht beeinflussen. […] Ich sage, mein 
Gott, wir werden schon nicht unter der Brücke lan-
den, aber ich denke, so grundsätzlich mal realistisch 
betrachtet, ist das schon ein Anlass zur Sorge ein 
bisschen.“ (ZG4_Familien mit Kindern: Zeile 49)

	» „Ich habe auch Angst, ich habe auch Angst vor der 
Nachzahlung. Das ist auch so was. Die nahe Zukunft, 
die macht mir schon Sorge.“ (ZG4_Familien mit Kin-
dern: Zeile 184)

Generell machen sich viele Frauen angesichts steigen-
der Verbraucherpreise Sorgen um ihre eigene finanziel-
le Lage:

	» „Ich finde schon, also die Inflation ist ja schon deut-
lich sichtbar und auch spürbar. Da braucht man ja 
nur einkaufen gehen und dann weiß man eigentlich, 
was los ist. Also, das sind schon Dinge, die belasten 
einfach.“ (ZG2_Alleinerziehende: Zeile 95)

	» „Finanzielle Sorgen habe ich schon, weil alles teurer 
wird, irrsinnig teurer, aber die Rente und die Grund-
sicherung bleiben gleich. Ich mache mir schon Ge-
danken, wie ich davon leben soll.“ (ZG3_Rentnerin-
nen: Zeile 66)

	» „Die Preise beim Einkaufen werden immer teurer. 
Man sieht es gar nicht so, aber es fällt einem dann 
ein, wenn der Einkaufswagen voll ist. Vorher hast Du 
die Hälfte gezahlt, jetzt zahlst Du das Doppelte dafür. 
Das macht schon einem Sorgen […]“ (ZG4_Familien 
mit Kindern: Zeile 61)

Auch die allgemeine wirtschaftliche Entwicklung führt 
zu Sorgen bei den Teilnehmerinnen. Diese sei vor 
allem durch die Covid19-Pandemie schwer beschädigt 
worden:

	» „Ja, ich finde, auch die ganze wirtschaftliche Situa-
tion beängstigt mich, weil ich habe manchmal das 
Gefühl, dass unsere Wirtschaft an die Wand gefahren 
wird.“ (ZG3_Rentnerinnen: Zeile 71)

	» „Aber ich finde, es geht ja nicht nur uns Rentnern 
so. Also, wenn ich sehe, was hier drum herum alles 
kaputtgeht, und es sind junge Menschen, die sich et-
was aufgebaut haben, das tut mir auch weh, muss 
ich auch sagen. Bei uns ist ja auch nun, auch wenn es 
nicht viel ist, aber man hat es, man bekommt ja was, 
aber die sind total kaputt. Da sind Läden drum he-
rum kaputtgegangen, junge Menschen, und das tut 
mir auch weh, muss ich ehrlich sagen.“ (ZG3_Rent-
nerinnen: Zeile 73)

	» „Also, ich glaube, das ist eine aufgeschobene Krise 
und das kommt noch richtig dicke.“ (ZG4_Familien 
mit Kindern: Zeile 76)

	» „Man merkt es auch schon, also die Kluft zwischen 
Arm und Reich wird immer größer.“ (ZG4_Familien 
mit Kindern: Zeile 78)
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3.2.	 Konsumbudget und Ausgaben-
verteilung

Sowohl die Möglichkeit, auf Märkten überhaupt als 
Verbraucherin oder Verbraucher auftreten zu können, 
als auch die Handlungsoptionen, die man auf diesen 
Märkten hat, werden ganz wesentlich von den finan-
ziellen Ressourcen bestimmt, über die man aktuell zu 
Konsumzwecken verfügen kann. Für den SVRV war in 
diesem Kontext daher der Umfang und die gesellschaft-
liche Verteilung der finanziellen Konsummöglichkeiten 
von besonderem Interesse. In den Fokusgruppen wurde 
demzufolge untersucht, inwiefern das Konsumbudget 
der Teilnehmerinnen ausreichend für ihre Bedürfnis-
befriedigung am Markt ist. Wie erlebt diese spezifische, 
im gesellschaftlichen Diskurs aktuell sehr bedeutsame 
Gruppe ihren Konsumalltag angesichts geringer finan-
zieller Ressourcen?

Mit Blick auf diese Frage verdeutlichen unsere Ergeb-
nisse, dass sich für alle Verbraucherinnen in den Fokus-
gruppen der Konsumalltag schwierig gestaltet und die 
finanziellen Ressourcen oft nicht reichen, um durchaus 
alltägliche und grundlegende Bedürfnisse befriedigen 
oder ungeplante Ausgaben bewältigen zu können:

	» „Also, jetzt das ist schon alles sehr knapp. Man kann 
sich keine Extra oder so… Wenn meine Waschma-
schine kaputtgeht oder so, dann wird es echt schwie-
rig. Also, ich weiß nicht, wie ich das wuppen soll.“ 
(ZG1_ALG-II-Empfängerinnen: Zeile 33)

	» „Ich gönne mir gar nichts mehr. Ich gehe nicht zum 
Friseur. […] Ich hole mir keine Klamotten, ich gehe 
nicht raus oder sonst irgendwas, damit irgendwie 
das Kind eigentlich im Endeffekt das alles nicht ganz 
so mitkriegt, dass man eigentlich nur Hartz-IV-Emp-
fänger ist oder irgendein anderer Bereich abgedeckt 
wird, wenn was kaputtgeht.“ (ZG1_ALG-II-Empfän-
gerinnen: Zeile 219)

	» „Du hast halt das und das zur Verfügung, also das ist 
ja okay. Das könnte ein bisschen knapp werden, also 
guckst du von vornherein und kaufst dir jetzt nicht 
irgendwas Großartiges, was sonst in die Haushalts-
kasse geht.“ (ZG1_ALG-II-Empfängerinnen: Zeile 
271)

	» „Also, ich finde, man hat schon keinen Luxus, und 
trotzdem kommt man nicht mehr so zurecht. Da-
durch, dass ich auch immer gucke, aber es ist schon 
so, manchmal macht es keinen Spaß, dass man ein-
fach mal nicht draufgucken möchte, also nicht stän-
dig.“ (ZG2_Alleinerziehende: Zeile 119)

	» „Es reicht für alles, aber wenn ich mir dann gewis-
se Sachen noch zusätzlich gönne, dann merke ich 
schon im Monat […] Wenn ich dann mir eine Sache 
zusätzlich noch gönne, dass ich sage, ach, komm, 
das sind Ohrringe für 50 Euro, die kaufe ich mir jetzt 
mal, dann fange ich schon wieder an zu rechnen. 
Genau, aber reichen tut es, aber na ja.“ (ZG2_Allein-
erziehende: Zeile 170)

	» „Also, ich muss sagen, Essen und Lebensmittel wird 
Ende des Monats auch schwierig.“ (ZG3_Rentnerin-
nen: Zeile 213)

	» „Ja, man guckt erst mal, wie lange der Monat noch 
ist. Ich gucke zum Beispiel immer, es ist völlig idio-
tisch, aber ich gucke dann immer mal auf das Konto, 
online, aber da tut sich nichts, warum auch. Ich 
überlege dann wirklich auch, mhm, was kommt noch 
die Woche, der Monat noch. Ach ja, und den Kiefer-
orthopäden, na, den schiebst Du halt in den nächs-
ten Monat, die Rechnung halt. Dann kann man noch 
schieben. Das ist doof, diese Schieberei dann ist 
blöde.“ (ZG4_Familien mit Kindern: Zeile 146)

Die Verbraucherinnen sehen eine negative Entwick-
lung ihrer Konsumausgaben. Höhere Preise, z. B. für 
Lebensmittel oder Energie, führen zu einer stärkeren 
Belastung als früher:

	» „Die Lebensmittel, gerade was so gesunde Ernäh-
rung angeht, wie Obst und Gemüse, sind dermaßen 
teuer geworden. Die Energiekosten steigen. Also, ir-
gendwo hinkt das ganze System und ist völlig fern 
der Realität.“ (ZG1_ALG-II-Empfängerinnen: Zeile 75)

	» „Ja, ich finde, das Einkommen ist zu gering, die Aus-
gaben zu hoch, die Preise steigen, aber der Lohn 
bleibt einfach gleich oder steigt nur minimal. Also, 
das gleicht sich einfach nicht aus.“ (ZG2_Alleinerzie-
hende: Zeile 116)
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	» „Ja, allgemein ist mir schon aufgefallen, dass in al-
len Bereichen angezogen wird, dass alles teurer wird 
[…] Da überlege ich mir schon, wo soll es dann hin-
führen, wenn ich in jedem Bereich nur ein, zwei Euro 
mehr zahlen muss […] Mein Gehalt bleibt halt gleich, 
das ist halt schon erschreckend.“ (ZG4_Familien mit 
Kindern: Zeile 181)

Auch die psychische Belastung durch die fehlenden 
Konsummöglichkeiten schildern die Teilnehmerinnen:

	» „Das macht Existenzangst, kein Geld zur Verfügung 
zu haben für die Sachen, die sich alle anderen Leute 
leisten können […]“ (ZG1_ALG-II-Empfängerinnen: 
Zeile 45)

	» „Ja, aber das fängt ja mit Taschengeld an. Das ist 
zum Beispiel auch so ein Punkt, der einem richtig 
weh tut, dass Du nicht so geben kannst, wie Du gerne 
möchtest.“ (ZG1_ALG-II-Empfängerinnen: Zeile 163)

	» „Wenn man keinen doppelten Boden hat, also keine 
Familie oder keine Freunde, die einspringen können, 
hat man einen unheimlichen psychischen Druck. 
Und diese existenzielle Bedrohung, gerade allein-
erziehend mit Kind oder was weiß ich oder eben, 
dass man weiß, man ist in einem gewissen Alter, 
man sieht, die wollen einem gar nicht mehr helfen 
oder vermitteln oder man sieht selber schwarz, das 
ist so eine Belastung, die einen in die Abwärtsspi-
rale bringt und halt wirklich, also finde ich schon, 
im wahrsten Sinne des Wortes immer mehr, wie bei 
Krankheit, an den Rande der Gesellschaft bringt.“ 
(ZG1_ALG-II-Empfängerinnen: Zeile 278)

	» „Also, das geht an unser aller Psyche, sage ich jetzt 
mal, weil natürlich möchten wir auch mal irgendwas 
Schönes oder so, aber man verkneift es sich, weil 
man es einfach finanziell dann nicht haben kann.“ 
(ZG1_ALG-II-Empfängerinnen: Zeile 280)

	» „Also, ich finde es ganz schrecklich. Es macht auch 
keinen Spaß mehr, einkaufen zu gehen. Also, ich 
gehe nicht mehr gerne einkaufen, nur, wenn ich es 
wirklich muss. Ich schicke dann meistens meine 
Tochter oder sie kauft dann ein und bringt etwas mit, 
aber ich gehe nur noch ganz selten, weil es frustriert 
mich, wenn ich irgendwo stehe.“ (ZG3_Rentnerin-
nen: Zeile 118)

	» „Ich darf mir das gar nicht so bewusstmachen, aber 
es ist ziemlich demütigend, sich so klarzumachen, 
das ganze Leben berufstätig gewesen, fast nie sich 
getraut, krankzufeiern, also sich hingeschleppt mit 
irgendwie, man muss da sein, man muss seinen 
Job machen. Und dann steht man nachher da und 
hat existenzielle Befürchtungen, oh Gott oh Gott, 
hoffentlich wird die Miete nicht erhöht […]. Also, ich 
verdränge das, weil ich manchmal denke, man wird 
sonst kirre. Man bringt sich um die Lebensfreude 
und um das Wohlsein.“ (ZG3_Rentnerinnen: Zeile 
294)
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3.3.	 Armut, Konsumverzicht und 
materielle Entbehrung

Naturgemäß ist das Gesamtkonsumbudget für wei-
te Teile der Bevölkerung begrenzt. Wesentliche Aus-
gabenteile sind mit den Bedarfsfeldern Wohnen und 
Energie, Mobilität und Ernährung verbunden – selbst 
bei Durchschnittshaushalten vor der Pandemie nahmen 
diese Ausgaben etwa zwei Drittel dieses Budgets in An-
spruch, bei den unteren Einkommensgruppen (ab der 
unteren Mittelschicht) sogar noch deutlich mehr (Sach-
verständigenrat für Verbraucherfragen 2021, S. 19, De-
statis & WZB, 2018). Zieht man zunächst die quantitati-
ven Daten des SOEP von 2019 zurate, so zeigt sich, dass 
die allermeisten Verbraucherinnen und Verbraucher 
vor den externen Schocks (Pandemie und dem Ukrai-
ne-Krieg) mit ihrem Einkommen zurechtkamen, obwohl 
schon damals eine relativ hohe materielle Deprivation 
festzustellen war (vgl. Anhang 2)..

Seitdem wurden allerdings in allen drei Lebensberei-
chen starke Kostensteigerungen verzeichnet. Politische 
Maßnahmen konzentrieren sich allerdings meist nur 
auf einen dieser Bereiche und vergessen die ganzheit-
liche Betrachtung – nämlich, dass Kostensteigerungen 
in einem Bereich bedeuten, dass man sich in einem 
anderen Bereich einschränken muss.

Angesichts der gesellschaftlichen Ungleichverteilung 
des Konsumbudgets stellt sich daher die Frage, wie 
sich eine etwaige veränderte Verfügbarkeit finanziel-
ler Ressourcen im weiteren Konsumverhalten nieder-
schlägt. Insbesondere der Verzicht auf Konsum auf-
grund des Fehlens von finanziellen Mitteln ist dabei ein 
zentraler Gegenstand der Verbraucherforschung zum 
Thema Ungleichheit (Bala & Schuldzinski, 2020). Aller-
dings können hierzu noch keine verlässlichen Aussagen 
gemacht werden, da sich die Folgen solcher externen 
Krisen in der Regel nur mit einigen Jahren Verzögerung 
zeigen. Es kann durchaus sein, dass die aktuell öffent-

lich debattierten Engpässe Folge einer Verzögerung der 
Anpassung der Löhne und Gehälter an die Preisstei-
gerungen sind. Solche Einkommensanpassungen sind 
allerdings primäre Aufgabe von Tarifverhandlungen 
und der Sozialpolitik, nicht der Verbraucherpolitik, wes-
halb der SVRV sie hier gezielt ausklammert. Es ist aber 
durchaus auch möglich, dass hier Mitnahmeeffekte 
oder „Übergewinne“ stattfinden – in einem solchen Fall 
wäre die Verbraucherpolitik durchaus zuständig, wes-
halb der Rat empfiehlt, hier weiter zu beobachten, ob 
diese Einkommensanpassungen auch erfolgen sowie, 
ob und wie regulierende Eingriffe erforderlich sind. Vor 
allem werden aber aus diesem Grund die quantitativen 
Indikatoren und die Folgen der Krisen der letzten Jah-
re auf die gesamte Bevölkerung im Folgenden bewusst 
ausgeblendet – der Fokus liegt auf den marginalisierten 
Frauen.

Die hier fokussierten marginalisierten Frauen sind da-
bei vor dem Hintergrund sozialer Ungleichheit und Kon-
sums nicht nur für sich genommen interessant, son-
dern können auch als eine Art „Frühwarnsystem“ für 
die gesamte Bevölkerung gelesen werden – angesichts 
ihrer begrenzten finanziellen Möglichkeiten mussten sie 
bereits vor den Krisen der letzten Jahre sorgfältig und 
an der Grenze der Belastbarkeit wirtschaften – ein Puf-
fer für durch externe Krisen verursachte Notfälle (das 
zeigen bereits die quantitativen Analysen der Vor-Pan-
demiezeit) existierte nicht. In den Fokusgruppen wurde 
dementsprechend untersucht, wie sich das Thema Kon-
sumverzicht in einzelnen, unterschiedlichen Konsum-
bereichen darstellt. Ein besonderer Fokus lag darauf, 
herauszuarbeiten, inwiefern die Teilnehmerinnen von 
Konsumarmut betroffen sind und in welchen Bereichen 
sie sich bestimmte Waren und Dienstleistungen gar 
nicht oder nur mit Einschränkungen leisten können. 
Gleichzeitig soll im Folgenden dargestellt werden, wie 
die Frauen mit diesen Einschränkungen umgehen und 
finanzielle Engpässe bewältigen.
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3.4.	 Sparen und Schulden

Für bestimmte Konsumausgaben – den Kauf einer Woh-
nung oder von langlebigen Konsumgütern wie Wasch-
maschinen oder die Investition in die Altersvorsorge 
– ist es erforderlich, über lange Zeit erhebliche Sum-
men zurückzulegen. Damit stellt sich angesichts der 
geringen Konsumbudgets großer Teile der Bevölkerung 
einerseits die Frage, ob es den Verbraucherinnen und 
Verbrauchern überhaupt gelingt, Geld zu sparen oder 
anzulegen. Gleichzeitig stellt sich die Frage, ob Ver-
braucherinnen und Verbraucher überhaupt mit ihrem 
Geld zurechtkommen oder sich (insbesondere bei un-
vorhergesehenen Lebenssituationen) verschulden und 
in eine Schuldenfalle tappen.

Diesen Fragen wird im Folgenden nachgegangen. Zu-
sammenfassend lässt sich vorwegnehmen, dass sich 
die meisten der von uns befragten Verbraucherinnen  
sehr wohl bewusst sind, dass sie mit ihrem Geld zu-
rechtkommen müssen, und nicht über ihre Verhältnisse 
leben dürfen. Wenn sie kein Geld haben, schränken sie 
sich ein, notfalls durch Verzicht auf ausreichende Er-
nährung oder das Beheizen der Wohnung. Gleichzeitig 
ist aber kein Spielraum für das Ansparen von Reserven 
für Notlagen – bereits eine kaputte Waschmaschine 
kann ein großes Problem darstellen – geschweige denn 
für die Altersvorsorge oder das Ansparen von Reserven 
für eine eigene Wohnung. Das bedeutet auch, dass für 
viele Verbraucherinnen bereits vor der Pandemie der fi-
nanzielle Rahmen ausgeschöpft war.

Während oft die Mittelschichten im (verbraucher-)poli-
tischen Fokus stehen, sollten künftig verstärkt auch die 
unteren Einkommensgruppen gezielt durch politische 
Maßnahmen adressiert werden. Solange die Einkom-
men nicht steigen, müssen – wenn man nicht die Ver-
armung und existenzielle Bedrohung der Lebensgrund-
lagen von weiten Teilen der Bevölkerung riskieren will 
– im Sinne dieser Verbrauchergruppen Preissteigerung 
und zusätzliche Maßnahmen (egal, ob durch Märkte 

oder politische Maßnahmen verursacht) gedeckelt bzw. 
gebremst oder durch entsprechende Entlastungen in 
anderen Bereichen ausgeglichen werden. Dabei sollte 
sich die Politik auf Lebensbereiche fokussieren, die auch 
der Lebenswirklichkeit dieser Haushalte entspricht. 
Dies betrifft sowohl die Art der Maßnahme als auch 
den fokussierten Bereich: So ist zu berücksichtigen, 
dass etwa Einkommensteuersenkungen dieser Grup-
pe kaum etwas nützen, da sie angesichts der geringen 
Einkommen ohnehin nur sehr geringe Steuern zahlt – 
vielmehr helfen diesen Personenkreisen eher kosten-
lose Dienstleistungen (man denke etwa an kostenlose 
oder kostengünstige Freizeitangebote wie öffentliche 
Büchereien und Sportvereine), absolute Zuschüsse und 
materielle Leistungen. Weiterhin ist zu berücksichtigen, 
welcher Lebensbereich entlastet wird. So bringt eine 
Mineralölsteuerreduktion einer Bevölkerungsgruppe, 
die in der Regel kein Auto hat, nur wenig – dafür aber 
ein verlässlicher und kostengünstiger öffentlicher Nah-
verkehr. Ebenso wenig bringt einer Personengruppe, 
die in der Regel kein eigenes Haus besitzt und es sich 
auch nie leisten kann, ein Zuschuss zur Erneuerung 
der eigenen Heizung – was ihr sehr wohl etwas brin-
gen würde, wäre Unterstützung bei der Neuanschaffung 
und der Reparatur von langlebigen Konsumgütern (z. B. 
Herd, Waschmaschine) oder wenn für Vermieter An-
reize geschaffen würden, die Wohnung energetisch zu 
sanieren, ohne die Mieten danach zu steigern. Dies sind 
nur einige Beispiele – wesentlich ist eine Neujustierung 
politischer Maßnahmen auf Konsumbereiche, die für 
einkommensschwache Verbrauchergruppen besonders 
relevant sind, sowie eine Anpassung der Art der Maß-
nahmen, verbunden mit der Möglichkeit einer Differen-
zierung der Maßnahmen.

3.4.1.	 Sparen

Die Teilnehmerinnen der Fokusgruppen wurden im Fra-
gebogen gefragt, ob ihnen in der Regel monatlich ein 
gewisser Betrag übrigbleibt, den sie sparen oder zu-
rücklegen können, sei es zur Vermögensbildung oder 
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zur Vorsorge. Etwa drei Viertel gaben an, dass ihnen 
dies nicht möglich sei. Der Gruppenvergleich zeigt, 
dass lediglich in der Gruppe der Alleinerziehenden die 
Mehrheit der Frauen angab, sie könnten sparen. Bei den 
Arbeitslosengeld II-Empfängerinnen und den Frauen 
mit Familie war dies niemandem möglich.

In den Diskussionen schilderten die Teilnehmerinnen 
ihre Schwierigkeiten, Geld beiseitezulegen u. a. mit den 
folgenden Worten:

	» „Sparen ist im Grunde auch gar nicht möglich. Nun 
bin ich froh, dass wir unseren Sohn nicht mehr un-
terstützen müssen. Dadurch ist es etwas einfacher, 
aber so monatliches Geld weglegen, das ist ganz be-
scheiden nur noch.“ (ZG3_Rentnerinnen: Zeile 112)

	» „Viel sparen ist nicht. Also, ich gucke schon mal 
nach Gemüse oder auch wenn ich mal zu LIDL gehe, 
muss ich auch schon mal gucken. Die haben so eine 
30 %-Kiste. Da sage ich ganz ehrlich, da gucke ich 
auch mal nach solchen Sachen, dass ich vielleicht 
mal einen Zehner zur Seite legen kann.“ (ZG3_Rent-
nerinnen: Zeile 116)

In erster Linie versuchen die Frauen zu sparen, um bei 
unerwarteten Notfällen (beispielsweise notwendigen 
Reparaturen oder Neuanschaffungen) über Mittel ver-
fügen zu können:

	» „Ich versuche auch, da jeden Monat eine gewisse 
Summe zur Seite zu legen, genau deswegen, weil es 
gibt immer unberechenbare Rechnungen, sage ich 
mal, die auf einmal auftauchen, dass ich da eventuell 
mir was wegnehmen würde, genau.“ (ZG2_Allein-
erziehende: Zeile 372)

	» „Mit einem Haus muss das sein. Wir wussten, dass 
die Heizung irgendwann fällig ist. Die hat schon über 
30 Jahre gehalten, und dann ist klar, dass es irgend-
wann vorbei ist. Deshalb sind wir eher auch nicht 

weggefahren einfach, um zu sehen, dass wir das 
Geld für die Heizung dann beiseitelegen können.“ 
(ZG3_Rentnerinnen: Zeile 268)

	» „Ja, also bei uns ist es schon so, dass wir ein biss-
chen was weglegen, aber es ist nicht für lange, das 
ist es, aber wir haben ein gutes Gefühl und es ist 
wichtig auch. Wenn gerade etwas kaputtgeht oder 
wenn wirklich eine Anschaffung da ist, dann hat man 
das Geld.“ (ZG4_Familien mit Kindern: Zeile 167)

Weiterhin versuchen viele der Frauen Geld beiseite
zulegen, um ihre Kinder in der Zukunft unterstützen zu 
können:

	» „Ich kenne es von früher, dass man immer etwas an-
gespart hat. Jetzt habe ich auch für meinen Sohn, 
meiner Tochter konnte ich Gott sei Dank einen 
Grundstock mitgeben […]“ (ZG2_Alleinerziehende: 
Zeile 201)

	» „Also, eine Sache, wo ich immer etwas zurücklege, 
ist dann für den Urlaub, dass man verreisen kann. 
Die zweite Sache ist dann, naja, für den Jungen eine 
Ausbildung, ganz kleine Beträge, dass man etwas 
anspart, ja, und die dritte Sache ist eben dieser Not-
groschen, wenn mal was kaputtgeht und so wei-
ter und so fort oder mal ein neues Möbelstück ran 
muss.“ (ZG4_Familien mit Kindern: Zeile 168)

	» „Ja, ich habe auch ein Konto noch für die [Name 
des Kindes]. Da habe ich auch schon etwas drauf-
gemacht und wenn dann jemand fragt, ob er ihr 
mal was schenken darf oder so, es muss dann nicht 
gleich etwas sein, was auszugeben ist, sondern dann 
lasse ich auch mal auf das Konto was überweisen, 
und der Opa überweist da auch mal was drauf und 
die Oma, also sowieso.“ (ZG4_Familien mit Kindern: 
Zeile 171)
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3.4.2.	 Schulden und finanzielle Notsituationen

Schulden können finanzielle Handlungsspielräume der 
Verbraucherinnen und Verbraucher einengen und dem 
Konsum auf Märkten Grenzen setzen. Für den SVRV war 
deshalb von Interesse, in welchem Ausmaß die fokus-
sierten Verbraucherinnen verschuldet sind und wie sich 
Schulden und die finanzielle Belastung durch Schulden 
in den sozialen Lagen und unterschiedlichen Gruppen 
verteilen. Demzufolge wurden die Teilnehmerinnen der 
Fokusgruppen gefragt, wie sie sich in finanziellen Not-
situationen verhalten, wenn sie also unbedingt notwen-
dige Ausgaben nicht mehr bewältigen können.

In erster Linie wenden sich die Frauen in solchen Situ-
ationen an ihre Familie und Freunde und bitten diese, 
einzuspringen:

	» „Ja, ich würde auch sagen, es würde ziemlich eng 
sein, wenn ich jetzt nicht einen Partner zum Beispiel 
hätte, der auch immer mal was zusteuert […].“ (ZG2_
Alleinerziehende: Zeile 118)

	» „Bei mir war es mein Bett damals gewesen […] 
Meine Mutter hat es bezahlt und ich habe es dann 
in Raten bei ihr abbezahlt, weil ich hätte es mir das 
komplett den Preis nie leisten können.“ (ZG2_Allein-
erziehende: Zeile 189)

	» „Also, ich würde meine Schwester fragen, finanziell, 
dass sie mir bei der Überbrückung hilft.“ (ZG2_Allein-
erziehende: Zeile 370)

	» „Ja, der eigene Sohn, der hat ja zum Glück so einen 
Job, wo er nicht jetzt kaputtgegangen ist, aber wenn 
der dann noch die Mutter unterstützt, da kann man 
dann nur dankbar sein. Wenn man so eine Familie 
dann noch hat, der dann noch für einen da ist. (ZG3_
Rentnerinnen: Zeile 85)

	» „Meine Tochter, die ist Altenpflegerin. Die verdient 
ganz gut, und die unterstützt mich natürlich auch 
manchmal, was ich gar nicht mal so schön finde. Das 
sollte ja eher umgekehrt sein, aber dann sagt sie, 
Mama, komm, ich bezahle dir das oder sie kommt 
mit dem Einkauf, ich koche für uns und so. Wenn das 

nicht wäre, wüsste ich gar nicht, was ich tun sollte, 
eben weil auch beim Einkaufen alles teurer wird.“ 
(ZG3_Rentnerinnen: Zeile 118)

	» „Ich habe zum Beispiel jetzt, erst war die Spülma-
schine kaputt, das konnte ich noch reparieren, und 
einen Tag, nachdem der Reparateur von der Spülma-
schine da war, ist die Waschmaschine kaputtgegan-
gen. Danach war wirklich Schicht im Schacht jetzt 
bei mir, und mein Vater war so nett, dass er mir das 
jetzt vorlegt und ich werde das jetzt bei ihm abbezah-
len.“ (ZG4_Familien mit Kindern: Zeile 154)

Bei größeren Anschaffungen oder auch größeren Nach-
zahlungen bei Energiekostenabrechnungen nutzen eini-
ge Teilnehmerinnen auch die Möglichkeit einer Raten-
zahlung, um nicht alles auf einmal bezahlen zu müssen. 
Allerdings bereitete dies den Frauen mitunter auch Un-
behagen:

	» „Also, für meinen Laptop habe ich das gemacht, weil 
ich dachte, ich brauche jetzt irgendwie … und dann 
habe ich einen wirklich guten Laptop auf Raten ge-
kauft. Das war auch sehr abenteuerlich. Das mache 
ich sonst nicht“. (ZG2_Alleinerziehende: Zeile 186)

	» „Für Möbel, ich habe so eine Sofaecke, da wollte ich 
unbedingt so ein Schlafsofa noch bei, falls Besuch 
kommt. Da habe ich mir schon etwas Gutes ausge-
sucht, es sollte stabil sein, das habe ich mir dann 
auch auf Raten gekauft.“ (ZG2_Alleinerziehende: 
Zeile 188)

	» „Dann kommt die neue Nebenkostenabrechnung. […] 
Ich kann es nur in Raten zahlen, mit einem Schlag 
kann ich das nicht bezahlen.“ (ZG2_Alleinerziehen-
de: Zeile 255)

	» „Das ist auch schwer. Da hat man eine Waschma-
schine oder so, aber das ist auch schwer, wie gesagt, 
dann hat man immer, denkt man immer, wenn Du 
eine Rate nicht bezahlen kannst, wenn mal irgend-
was ist und so. Das ist schon… Das habe ich auch 
schon gemacht, aber nicht mit so einem guten 
Bauchgefühl, muss ich ganz ehrlich sagen.“ (ZG3_
Rentnerinnen: Zeile 255)
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	» „Oder, wenn ich wirklich mal in Not war, dass ich 
angerufen habe und habe gefragt, ach wissen Sie, 
ich kann das nicht, kann ich das in zwei Raten oder 
so. Wenn dann mal eine Nachzahlung kommt, dann 
muss man sich melden, und dann sind die bereit, das 
anders zu regeln. Man muss sich melden.“ (ZG3_
Rentnerinnen: Zeile 375)

Weiterhin benutzen einige Frauen den Dispositions
kredit ihres Bankkontos, um größere Ausgaben zu be-
wältigen:

	» „Ja, der Dispokredit, also ich bin dankbar für mei-
nen Dispokredit, weil ich nicht wüsste, wie ich ohne 
überleben soll, ganz ehrlich, aber ich habe horrende 
Dispokredit-Zinsen logischerweise, und die fressen 
das auf, trotzdem, es ist halt so. Wenn ich ihn nicht 
hätte, dann hätte ich gar kein Backup, weil ich eben 
nicht irgendjemanden fragen kann, so.“ (ZG1_ALG-
II-Empfängerinnen: Zeile 347)

	» „Also, einen Dispo habe ich auch, und da bin ich auch 
froh drüber. Deswegen bin ich auch froh, dass ich die 
Bank nicht wechsle […] Der gibt einem noch ein biss-
chen Spielraum, dieser Dispo. (ZG1_ALG-II-Empfän-
gerinnen: Zeile 352)

Ein paar Frauen berichten aber auch darüber, dass sie 
von ihrer Bank gar keinen Disporahmen eingeräumt be-
kommen, oder dass sie auch gar keinen wollen, da sie 
eine Überschuldung befürchten:

	» „Ich bin 30 Jahre bei der Bank, habe immer Eingänge 
gehabt und seit ich dieses Hartz IV bekomme, habe 
ich überhaupt keinen Dispo. Es wurde alles gestri-
chen. Die sehen dann einen Eingang von der Bun-
desanstalt für Arbeit, und dann bist Du auch gar 
nicht mehr kreditwürdig.“ (ZG1_ALG-II-Empfänge-
rinnen: Zeile 353)

	» „Also, bei mir ist es so, also ich habe zum Beispiel 
keinen Dispokredit, nicht, weil ich keinen kriegen 
würde, würde ich schon, habe ich nie gehabt, aber 
das ist so ein bisschen auch so eine ganz komische 
innere Panik. Ich denke, oh Gott, und dann im Dispo 
und dann immer weiter, und irgendwann musst Du 
das ja mal zurückzahlen.“ (ZG4_Familien mit Kin-
dern: Zeile 156)

Immobilienkredite haben bislang nur wenige der Teil-
nehmerinnen aufgenommen, ein paar der befragten 
Rentnerinnen haben allerdings so vor langer Zeit einen 
Immobilienkauf finanziert:

	» „Nur beim Hauskauf, mit verschulden tue ich mich 
furchtbar schwer. Lieber verzichte ich noch eine Wei-
le, als dass ich mich verschulde.“ (ZG3_Rentnerin-
nen: Zeile 253)

	» „Ja, also wir haben vor 30 Jahren das Haus gekauft. 
Da konnte ich nächtelang nicht schlafen, aber wie 
gesagt, wir hatten Hilfe. Meine Schwiegereltern sind 
mit eingezogen, und da haben wir es zusammen ge-
schafft, aber alleine hätte ich es mich das nie getraut. 
Ich hatte auch immer Angst, wenn irgendeiner krank 
wird, es fällt einer aus und dann waren die Kinder 
noch klein. Also, das hätte ich nie riskiert alleine.“ 
(ZG3_Rentnerinnen: Zeile 254)

Eine Teilnehmerin in der Gruppe der ALG-II-Empfän-
gerinnen berichtet über ihre Privatinsolvenz, in die sie 
geriet, da sie nach dem Verlust des Arbeitsplatzes ihre 
Zahnarztrechnung nicht begleichen konnte:

	» „Ich befinde mich im letzten Jahr der Privatinsolvenz, 
der Wohlverhaltensphase. Damals bin ich arbeits-
los geworden, habe mir kurz vorher meine Zähne 
machen lassen. Die wollten dann meine Rate nicht, 
Eidesstattliche, haben mir die Zinsen nicht gestun-
det […]“ (ZG1_ALG-II-Empfängerinnen: Zeile 340)

	» „Das ging richtig schnell. Du kannst nichts mehr 
machen, keine Verträge, Du kriegst nichts mehr, und 
nur, weil Du einmal eine Rate …, die die Raten nicht 
haben wollten. Ich habe eine Rate angeboten, die ha-
ben sie bloß nicht angenommen, weil ich arbeitslos 
war.“ (ZG1_ALG-II-Empfängerinnen: Zeile 344)

Eine weitere Strategie, um mit finanziellen Notsituatio-
nen umzugehen, ist die Nutzung gemeinnütziger, staat-
licher und kirchlicher Unterstützungsangebote:

	» „Da bin ich in Berlin immer ganz dankbar, dass es 
da so einen Sozialtierarzt gibt in Neukölln. Da kannst 
Du in Raten zahlen, auch wenn Du es gerade nicht 
hast. Der behandelt einfach die Tiere, weil er es 
wirklich von Herzen macht.“ (ZG1_ALG-II-Empfän-
gerinnen: Zeile 321)
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	» „Also, wir gehen auch zur Tafel zwischendurch, weil 
wir einfach nicht hinkommen mit dem Geld.“ (ZG1_
ALG-II-Empfängerinnen: Zeile 61)

	» „Also da ist es immer eher so, dass ich noch hier zu 
einer Mieterberatung, also einer kostenlosen Mie-
terberatung renne, um das checken zu lassen, und 
das ist, sage ich mal, in acht von zehn Fällen nicht 
zulässig. Und ich muss Teilzustimmungen machen et 
cetera pp.“ (ZG1_ALG-II-Empfängerinnen: Zeile 372)

	» „Ja, das ist das, was ich sagen würde, ich würde erst 
das, was mir sozusagen vom Staat ermöglicht wird, 
ich gebe zu, das habe ich oft genug in Anspruch ge-
nommen, um nicht auf der Straße zu sitzen.“ (ZG2_
Alleinerziehende: Zeile 375)

	» „Ja, wie ich gesagt habe, zur Tafel und „Laib und 
Seele“. „Laib und Seele“, die Kirchengemeinde, also 
ich wohne jetzt in Neukölln. Da sind ja öfter Kirchen-
angebote, da gibt es mehrere. Je nachdem, wo man 
wohnt, dann kann man zu bestimmten Stellen da ge-
hen. Da muss man dann anstehen, das dauert dann 
auch, aber wenn es einem hilft, um über die Runden 
zu kommen, es ist schön, dass es diese Möglichkei-
ten auch gibt.“ (ZG3_Rentnerinnen: Zeile 242)

	» „Was das Schöne in Berlin zum Beispiel ist, ist jetzt 
hier überall die Nachbarschaftshilfe. Ich meine, hier 
ist zwar überall die Gentrifizierung, aber noch ist sie 
noch nicht ganz da. Meine Straße ist noch ein kleines 
Überbleibsel, und da haben wir so lauter Tauschbör-
sen. Das finde ich klasse, aber das war schon immer 
in Berlin auch so, dass man sich gegenseitig hilft, 
das finde ich toll.“ (ZG4_Familien mit Kindern: Zeile 
206)

	» „Also, mir ist es noch ein bisschen zu wenig. Ich muss 
sagen, also als mein Sohn Musikschule machen soll-
te, so ein Instrumentenkarussell, und es war auch 
total teuer, ich konnte es mir gar nicht leisten da-
mals. Dann habe ich eben dieses BuT [Anmerkung: 
Leistungen für Bildung und Teilhabe] beantragt, also 
das habe ich dann bekommen.“ (ZG2_Alleinerzie-
hende: Zeile 64)

Schließlich versuchen einige Teilnehmerinnen in Not-
lagen auch zusätzliches Einkommen zu generieren, in-
dem sie zum Beispiel Gelegenheitsjobs oder saisonale 
Arbeit annehmen oder Pfandflaschen sammeln:

	» „Und es ist so, dass ich noch einmal die Woche, bei 
uns ist hier im Haus von der Kirche so eine Bera-
tungsstelle, die darf ich putzen, und habe dadurch 
immer noch so ein bisschen Taschengeld nebenbei.“ 
(ZG3_Rentnerinnen: Zeile 118)

	» „[…] wo meine Kinder immer lachen, die Pfandfla-
schen sammele ich zu Hause und dann gehe ich mit 
mehreren Tüten runter oder die Kinder müssen das 
machen, und dann werden die Bons gesammelt, und 
Ende des Monats werden die Bons dann eingelöst.“ 
(ZG4_Familien mit Kindern: Zeile 163)

	» „Also, wir sind eigentlich immer ganz gut damit zu-
rechtgekommen, oder wir machen einen Saison-Job, 
dass mein Mann dann halt sagt, okay, drei, vier Mo-
nate sieht man sich nicht so viel, dann macht einer 
noch zusätzlich einen Mini-Job.“ (ZG4_Familien mit 
Kindern: Zeile 167)

	» „Ich meine, ich habe jetzt auch mal auf dem Weih-
nachtsmarkt ein bisschen ausgeholfen, um so halt 
noch mal ein kleines Extrageld zu haben, um uns 
eine schöne Weihnachtszeit zu machen.“ (ZG4_Fa-
milien mit Kindern: Zeile 179)
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4.	Wohnen und Energie
Ein wichtiges Feld, in dem die marginalisierten Verbrau-
cherinnen in den Fokusgruppen mit hohen Ausgaben 
konfrontiert sind, ist Wohnen und Energie. Auch wenn 
die Berechnungen auf Basis des Mikrozensus bereits 
eine hohe Mietbelastung nahelegen (Destatis, 2023), ist 
diese auf Basis der aktuellen und früheren Berechnun-
gen des SVRV gerade für die niedrigen Einkommens-
gruppen noch deutlich höher (Groß et al., 2020; Groß 
et al., 2022; SVRV, 2021; Grimm et al., 2023). Miet- und 
Nebenkosten stellen daher auch für die in diesem Gut-
achten fokussierten marginalisierten Verbraucherinnen 
große Herausforderungen dar. Die Frauen berichten, 
dass sich ihre Ausgaben in diesen Bereichen in den 
letzten Jahren spürbar erhöht haben und ihr Budget zu-
nehmend belasten:

	» „Ich wohne in Lichtenberg, das ist extrem geworden, 
was das hochgegangen ist. Und Du kannst Dich ge-
gen diese Mieterhöhung nicht wehren. Die muss ich 
mittlerweile annehmen. Dementsprechend, das staf-
felt sich ja und staffelt sich ja. Dazu kommen dann 
die Nebenkosten, die sich erhöhen.“ (ZG1_ALG-II-
Empfängerinnen: Zeile 370)

	» „also der Mietspiegel müsste viel weiter unten sein 
und sich dem Gehalt ein bisschen anpassen oder 
die Gehälter müssten höher werden, aber das kön-
nen wir uns alles nicht mehr leisten, die Mieten, die 
Nebenkosten, den Strom, das ist einfach zu hoch. Da 
geht ja die Hälfte des Gehaltes weg. Dann bleibt ja 
nichts mehr zum Leben übrig.“ (ZG4_Familien mit 
Kindern: Zeile 302)

Viele Teilnehmerinnen sind mit ihren Wohnungen 
grundsätzlich zufrieden, vor allem die Frauen mit Kin-
dern wohnen allerdings etwas beengt. Im begleitenden 
Fragebogen wurde nach der subjektiven Bewertung 
der Wohnungsgröße gefragt. Fast die Hälfte der Teil-
nehmerinnen empfand ihre Wohnung als etwas zu klein 

oder viel zu klein. Auch in den Gruppendiskussionen 
berichteten mehrere Teilnehmerinnen davon, dass sie 
ihre Wohnsituation als beengt empfinden und beispiels-
weise auf ein eigenes Schlafzimmer verzichten müssen:

	» „Ich habe einen Sohn, der ist jetzt Ende November 
14 geworden. Der hat sein eigenes Zimmer und ich 
schlafe im Wohnzimmer. Also wir sind hier eingezo-
gen, als er geboren wurde, 2007. Also, ich muss sa-
gen, es gab schon immer wieder so das Gefühl, dass 
ich gerne mal ein Schlafzimmer hätte.“ (ZG1_ALG-II-
Empfängerinnen: Zeile 23)

	» „Als meine Kinder hier noch zu Hause waren, ich 
habe bestimmt 15 Jahre im Wohnzimmer geschla-
fen auf einer Couch.“ (ZG1_ALG-II-Empfängerinnen: 
Zeile 379)

	» „Mutter von drei Kindern, aber nur ein Kind ist noch 
zu Hause. Wir leben beide zusammen in einer Zwei-
Raum-Wohnung. Das ist eigentlich sehr eng, wenn 
man mit einem Teenager …, die hat ihr Zimmer für 
sich und ich muss mein Reich mit ihr teilen, das ist 
nicht gerade angenehm, aber es geht.“ (ZG2_Allein-
erziehende: Zeile 15)

	» „Also, wir haben drei Zimmer, also ich habe ein 
Schlafzimmer, Wohnzimmer und die Kinder haben 
halt zusammen ein Zimmer. Wir werden das aber 
in Zukunft auch ändern müssen, dass meine Toch-
ter das Schlafzimmer bekommt quasi. Das heißt, ich 
bin dann gezwungen, im Wohnzimmer zu schlafen.“ 
(ZG2_Alleinerziehende: Zeile 231)

	» „Wie gesagt, meine Kinder haben jeder ein Zimmer. 
Ich schlafe auch im Wohnzimmer auf der Couch, weil 
da kann man auch nicht das trennen, aber es ist halt 
einfach nicht so schön.“ (ZG2_Alleinerziehende: Zei-
le 235)

Wohnen und Energie
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	» „Also, ich bin nicht super glücklich mit meiner Woh-
nung. Die ist viel zu klein und unpraktisch, weil sie 
ein Durchgangszimmer hat. Wenn mein Kind größer 
ist, braucht er ein separates Zimmer, voll blöd, aber 
ansonsten super Aussicht in beide Richtungen, gute 
Lage.“ (ZG4_Familien mit Kindern: Zeile 247)

Daneben erzählen einige Frauen – in erster Linie ALG-II- 
Empfängerinnen – auch von Mängeln in ihren Wohnun-
gen, die ihre Vermieter nicht beheben und für deren 
Behebung sie selbst nicht die finanziellen Mittel auf-
bringen können:

	» „Ich muss sagen, leider macht der Vermieter nicht so 
viel. Das ist ein Eigenvermieter, das ist ein Haus, das 
sind lauter einzelne Wohnungen, alle mit eigenen 
Vermietern, und da wird leider nicht so viel gemacht, 
wie gemacht werden könnte. Das Haus ist nicht ge-
dämmt, man hat ständig Ärger. Irgendwelche Sachen 
sind kaputt, die Leitungen, die Heizung fällt mal 
aus.“ (ZG1_ALG-II-Empfängerinnen: Zeile 366)

	» „Nein, wenn mein Haus nicht isoliert ist, das ist hier 
so alt, durch die Fenster zieht es rein, keine Isolie-
rung. Die Heizung, manchmal geht sie, Asbach ur-
alt.“ (ZG1_ALG-II-Empfängerinnen: Zeile 384)

	» „Ich weiß auch gar nicht, ich weiß nicht, will ich nur 
einmal streichen, hole ich mir die gute Alpina-Farbe 
und zahle da irgendwie 35 Euro für so einen Eimer, 
damit ist auch hier nicht die ganze Wohnung ge-
macht. Die Fenster müssten gemacht werden. Repa-
raturarbeiten, die man selber übernehmen müsste, 
die kann ich noch nicht einmal machen. Ich müss-
te irgendjemanden beauftragen dafür. Ich habe gar 
nicht das Geld dafür.“ (ZG1_ALG-II-Empfängerinnen: 
Zeile 425)

	» „Das habe ich zum Beispiel auch gerade gehabt, 
Schönheitsreparaturen, die ich durchführen musste 
aus mietrechtlichen Gründen, wegen den neuen klei-
nen Änderungen, wo Du dann gezwungen bist, be-
stimmte Reparaturen mittlerweile selbst zu machen. 
Die kriegst Du nicht übernommen vom Arbeitsamt. 
Die musst Du aus eigener Tasche dann bezahlen, 
was aber gar nicht finanziell mit eingerechnet ist.“ 
(ZG1_ALG-II-Empfängerinnen: Zeile 430)

	» „Was ich nur merke hier, wenn was kaputt ist, mit 
diesen Reparaturkosten, mit den Reparaturen, mei-
ne Fenster sind schon seit Längerem undicht, also 
da wird da nichts gemacht. Da muss ich hinterher. Da 
denke ich, oh, die Mieten steigen, aber die Wohnung 
gammelt so vor sich hin, was dann auch nicht mehr 
schön ist.“ (ZG2_Alleinerziehende: Zeile 226)

Trotz Unzufriedenheit bezüglich Beschaffung oder 
Kosten des Wohnraums sehen die Frauen überwiegend 
keinerlei Möglichkeiten in eine andere Wohnung um-
zuziehen. Sie halten es für so schwierig, bezahlbaren 
Wohnraum zu finden (zumal in der von ihnen gewünsch-
ten Umgebung), dass sie sich lieber mit ihren derzeiti-
gen Wohnverhältnissen arrangieren:

	» „Bei mir ist das ähnlich, umziehen ist hier gar nicht 
möglich. Das ist preislich gar nicht möglich. Da 
musst du doppelt so viel zahlen, um nur annähernd 
das Gleiche zu kriegen, eigentlich traurig.“ (ZG1_
ALG-II-Empfängerinnen: Zeile 29)

	» „Jetzt, wenn Du, angenommen, umziehen musst so 
wie ich, unser Haus ist verkauft worden, wir haben 
wahnsinnige Angst vor Obdachlosigkeit. Wenn Du 
umziehen musst, Du kriegst ja vom Jobcenter eine 
Vorgabe, was die Wohnung kosten darf und wie viele 
Quadratmeter. Solche Wohnungen gibt es hier gar 
nicht. Die gibt es, glaube ich, in keiner Stadt.“ (ZG1_
ALG-II-Empfängerinnen: Zeile 65)

	» „Ich würde mir eine größere Wohnung wünschen, 
aber ich hatte Glück gehabt, dass ich die Wohnung 
relativ preiswert noch bekommen habe und noch re-
lativ gut unten bin, wenn ich jetzt eine neue Wohnung 
hätte, zahle ich, glaube ich, noch ein Viertel drauf, 
wo ich sage, das wird mir zu eng. Also, nein, das ist 
so, ich würde gerne umziehen, aber ich kann es mir 
gerade nicht leisten.“ (ZG2_Alleinerziehende: Zeile 
225)

	» „Also, wo will man denn jetzt eine Wohnung herkrie-
gen, eine bezahlbare? Also hier in Berlin ist das fast 
schier unmöglich. Also, ich kenne keinen, der hier 
irgendwie eine Wohnung hat jetzt in letzter Zeit oder 
in den letzten Jahren bezogen.“ (ZG3_Rentnerinnen: 
Zeile 340)
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	» „neue Wohnungen, es wird zwar auch einiges gebaut 
hier, aber die Mieten sind dann so unerschwinglich 
hoch, dass ein Umzug oder so gar nicht möglich ist, 
nicht. Mein Sohn, der sucht jetzt seit vier Jahren be-
reits eine Wohnung, er findet nichts, weil alles ein-
fach viel zu teuer ist. Das kann er sich nicht leisten. 
Das finde ich erschreckend.“ (ZG3_Rentnerinnen: 
Zeile 389)

	» „Mir macht das Angst, wenn meine Kinder auszie-
hen, wie wir später unsere Miete weiterzahlen sol-
len, ob wenn sie ausziehen, ob wir etwas Günstigeres 
finden später, oder wie wir das machen.“ (ZG4_Fami-
lien mit Kindern: Zeile 193)

	» „Also, wir hätten schon gerne ein bisschen mehr 
Platz, noch ein Zimmer mehr, aber dann ist da halt 
auch doch der Gedanke gewesen, wo wir gesagt ha-
ben, es ist einfach so schwierig, in so einer Großstadt 
dann doch etwas Größeres zu finden, vom Preis her 
natürlich noch dazu.“ (ZG4_Familien mit Kindern: 
Zeile 246)

Die Verbraucherinnen wurden in den Diskussionsrun-
den gefragt, was sie sich in Bezug auf ihre Probleme im 
Bereich Wohnen von der Politik wünschen würden. Vor 
allem wurden die Forderungen geäußert, mehr sozialen 
Wohnungsbau zu fördern, einkommensschwachen Bür-
gern mehr bezahlbares Wohnen zu ermöglichen sowie 
steigende Mieten zu verhindern.

	» „Ja, erst einmal finde ich es ganz wichtig, dass mehr 
Sozialwohnungen gebaut werden, dass einfach jeder, 
der ein schwaches Einkommen hat oder ein gerin-
ges Einkommen hat, eine angemessene Wohnung 
bekommt.“ (ZG1_ALG-II-Empfängerinnen: Zeile 59)

	» „Also ich sage es mal so, ich fände es schon von 
der Politik, wenn sie zum Beispiel nicht so, wie das 
jetzt zum Beispiel war in Berlin, die ganzen Sozial-
wohnungen, die gefördert wurden, abreißen lassen, 
dafür noch Prämien zahlen, damit dann Private ihre 
Häuser hochziehen, wo dann nur Eigentumswohnun-
gen sind.“ (ZG1_ALG-II-Empfängerinnen: Zeile 408)

	» „Also, ich finde auf jeden Fall muss sie mir so eine 
Art Sicherheit geben, dass man nicht irgendwie als 
Geringverdienerin, besonders als alleinerziehende 
Mutter irgendwie ständig in der Bedrohung lebt, sei-
ne Wohnung zu verlieren, also dass die Hausbesitzer, 
das sind ja meistens so riesige Konzerne, auch oft 
aus dem Ausland, dass die da einfach machen kön-
nen, was sie wollen.“ (ZG2_Alleinerziehende: Zeile 
281)

	» „Na, ich bin schon für staatliche Begrenzungen, 
dass eben die Mietpreisbremse…, das hat ja nicht so 
richtig funktioniert leider, aber dass es da auf jeden 
Fall Reglementierungen gibt und auch besondere 
Personengruppen geschützt werden, also eben Al-
leinerziehende, ältere Menschen, dass die eben be-
sonderen Schutz bekommen durch Gesetze.“ (ZG2_
Alleinerziehende: Zeile 283)

	» „Wenn man mal sich umschaut, es gibt auch so viel 
Leerstand an Wohnungen, und es gibt auch so viel 
Einzelhäuser, die riesig sind und eine Person wohnt 
drin. Ich halte nichts von Enteignung, das gewiss 
nicht, aber ich denke mal, wenn man mal ein biss-
chen umstrukturieren würde und versuchen würde, 
Leute dann von der Straße doch irgendwo unterzu-
bringen. Es gibt ja auch so viel Büroräume, die leer 
stehen, durch die Homeoffice-Lösung jetzt. Es wird 
so viel Büroraum überflüssig sein. Das sind ja fast 
auch schon Wohnräume, dass man die viel mehr da-
für freigibt.“ (ZG3_Rentnerinnen: Zeile 387)

	» „Ich würde mir wünschen, dass es jetzt sofort von 
der Politik ein bundesweites Mietendeckelgesetz 
gibt und dass es auch ein Milieuschutzgebiet gibt, 
dass hier diese ganzen kleinen Programmkinos, 
Programmtheater, kleine Buchläden, Tante-Emma-
Läden, Spätis, dass die auch unterstützt werden, 
dass einfach diese ganze Kiezkultur nicht zugrunde 
geht, weil das ist gerade das, was passiert, und das 
finde ich schlimm.“ (ZG4_Familien mit Kindern: Zeile 
306)
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4.1.	 Energie- und Heizkosten

Neben den reinen Kosten für die Wohnung (Kauf- und 
Zinszahlungen, Miete) sind insbesondere die Ener-
gie- und Heizkosten zentrale Bestandteile der Wohn-
kosten, die sich häufig nur schwer reduzieren lassen. 
Im Rahmen der für dieses Gutachten durchgeführten 
Fokusgruppen – die nach der Pandemie, aber noch vor 
den Preissteigerungen u. a. infolge des Ukraine-Kriegs 
stattfanden – äußern die Teilnehmerinnen diesbezüg-
lich u. a. folgende Sorgen:

	» „Und die Strompreise, die gehen natürlich jetzt in die 
Höhe und viele kleine Unternehmen sind ja Bank
rott gegangen. Ich habe es tatsächlich jetzt auch an 
meiner Abrechnung gesehen, dadurch, dass ich auch 
noch im Homeoffice bin, ja, war es eine große Nach-
zahlung und es wird nächstes Jahr wahrscheinlich 
nicht besser werden.“ (ZG2_Alleinerziehende: Zeile 
103)

	» „Ich kriege jeden Monat einen Schreck erstmal, was 
das alles runtergeht. Die Rente ist kaum drauf, und 
schon die ganzen Abbuchungen. Bei uns ist eben Gas 
so teuer, weil das für Heizung ist, und Strom. Das ist 
immer so das, was die großen Positionen dann für 
das Haus sind.“ (ZG3_Rentnerinnen: Zeile 356)

Um ihre Energiekosten zu senken, verfolgen die Ver-
braucherinnen verschiedene Strategien. Zum einen 
versuchen sie, Heizkosten zu senken, indem sie weniger 
oder einzelne Zimmer sogar gar nicht beheizen:

	» „Ja, also ich mache den ganzen Winter eigentlich die 
Heizung nicht an. Das funktioniert aber, weil das hier 
gedämmt wurde, bevor ich eingezogen bin. Also, das 
bleibt dann immer bei 19 Grad. Das ist schon ziem-
lich kalt, wenn man irgendwie nur herumsitzt, aber 
ich halte es dann einfach aus. Ich binde mir dann ei-
nen Schal um, und wenn es ganz schlimm ist, mache 
ich mir eine Wärmflasche und lege sie mir auf den 
Schoß.“ (ZG2_Alleinerziehende: Zeile 266)

	» „Und ich heize nur in dem Raum, wo ich gerade bin, 
muss ich ehrlich sagen.“ (ZG3_Rentnerinnen: Zeile 
365)

	» „Schlafzimmer gar nicht, und ansonsten meistens 
wird nur das Wohnzimmer geheizt.“ (ZG3_Rentne-
rinnen: Zeile 367)

	» „Wir heizen einige Räume zum Beispiel gar nicht, 
zum Beispiel Küche, den Flur, das Gäste-WC und wo 
wir drin schlafen, das heizen wir gar nicht.“ (ZG4_Fa-
milien mit Kindern: Zeile 285)

Weiterhin wird versucht, weniger warmes Wasser und 
Strom zu verbrauchen, um die Nebenkosten niedriger 
zu halten:

	» „Ja, halte meinen Sohn an, also er geht ja jetzt allei-
ne duschen, und dass er halt nicht die ganze Zeit das 
Wasser laufen lässt.“ (ZG1_ALG-II-Empfängerinnen: 
Zeile 394)

	» „Alle Lampen werden durch Energiesparlampen …, 
also geht mal etwas kaputt, wird es zwar gegen eine 
teure Energiesparlampe ausgetauscht, das ist dann 
so.“ (ZG1_ALG-II-Empfängerinnen: Zeile 394)

	» „Bei mir war schon mal der Kühlschrank kaputt und 
dadurch, dass es eine gemietete Küche war oder ist 
und die Eigentümerin gesagt hat, sie kauft keinen 
neuen, habe ich beim Jobcenter nachgefragt, wie es 
denn aussieht mit einem Kühlschrank, und da habe 
ich nur einen Schein bekommen, wo ich mir in einem 
Gebrauchtwarenhof ein Altgerät raussuchen sollte. 
Das habe ich dann natürlich nicht gemacht wegen 
der hohen Stromkosten, die ich vermeiden wollte, 
und habe doch tatsächlich ein halbes Jahr keinen 
Kühlschrank gehabt.“ (ZG1_ALG-II-Empfängerin-
nen: Zeile 221)

	» „Also, bei mir ist es ganz schwierig, weil das Heiß-
wasser über den Strom geht. Und deswegen wasche 
ich auch nur jeden zweiten Tag ab und baden ist gar 
nicht mehr drin. Geduscht wird ganz, ganz schnell.“ 
(ZG3_Rentnerinnen: Zeile 359)

	» „Also, ich spare auch. Abends wird alles ausgestellt, 
auf Stand-by oder abends nur gedämmtes Licht, also 
wir sparen schon mit Strom. Was nicht unbedingt nö-
tig ist, also ich habe keine Festbeleuchtung dann.“ 
(ZG3_Rentnerinnen: Zeile 363)
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	» „Nebenkosten, da kann man ja immer noch mal, 
dass man sagt, man steigt ja nicht jeden Tag in die 
Badewanne, man duscht halt nur und so weiter, das 
ist ja klar.“ (ZG4_Familien mit Kindern: Zeile 132)

	» „Wenn wir im Wohnzimmer sind, muss das Licht 
nicht überall an sein.“ (ZG4_Familien mit Kindern: 
Zeile 184)

4.2.	 Instandhaltung, Haushalts
ausstattung und Möbel

Vor dem Hintergrund der Wohn-, Energie- und Heizkos-
ten erscheinen die Instandhaltung, Haushaltsausstat-
tung und Möbel als vergleichsweise kleinere Probleme. 
Allerdings sind auch diese nicht verzichtbar – insbeson-
dere langlebige Konsumgüter wie Herd, Kühlschrank 
oder Waschmaschine. Angesichts ihrer insgesamt 
knappen Finanzsituation muss sich die Gruppe der mar-
ginalisierten Frauen – das zeigen die Fokusgruppener-
gebnisse ganz deutlich – hinsichtlich ihrer Haushalts-
ausstattung häufig auf das Nötigste beschränken. Auf 
einige größere Anschaffungen, z. B. eine Spülmaschine 
oder neue Elektrogeräte, müssen sie komplett verzich-
ten oder lange darauf sparen:

	» „Also, ich habe gemerkt, dass ich mich gar nicht 
mehr traue, weil ich eine Zeit lang so prekär war, 
dass ich mich gar nicht mehr traue für so Anschaf-
fungen wie jetzt Elektrogeräte, Möbel. Dann denke 
ich immer na ja, das kann ja noch warten. Das muss 
ja nicht jetzt sein und es einfach dann nie mache. Ich 
habe immer noch keine Spülmaschine, obwohl das 
wichtig wäre, um mir den Alltag zu erleichtern, aber 
das schaffe ich dann nicht so, diese Menge an Geld 
auf einmal auszugeben, weil ich immer noch das Ge-
fühl habe, nein, das fällt mir dann auf die Füße. Ich 
brauche noch so ein Polster.“ (ZG2_Alleinerziehen-
de: Zeile 180)

	» „Eigentlich in dem Wohnbedarf, also Wohnung, die 
Instandhaltung, auch vom Mobiliar her, egal, was es 
ist, ob die Waschmaschine, das Bett ist kaputtgegan-
gen, es muss ein Neues her, also bei meiner Tochter 
jedenfalls. Das sind so diese Aspekte, wo man doch 
ja gerne mehr verdienen möchte, um zu sagen, okay, 
jetzt ist mal ein Bett drin oder eine neue Maschine, 

weil selbst 100 Euro können auch gerade ein Eng-
pass sein.“ (ZG2_Alleinerziehende: Zeile 362)

	» „Also, bei uns war es so, die Waschmaschine haben 
wir jetzt erst mal geklärt, die müssen wir auch ab-
bezahlen. Dementsprechend, was ich jetzt sage, ist 
noch in ferner Zukunft. Also, die [Name der Tochter] 
und ich könnten auch mal wieder ein neues Handy 
gebrauchen. […] Also, das wäre schon schön, aber 
wie gesagt, das sind Extrasachen. […] Also, das ist 
einfach auf der Liste weiter hinten.“ (ZG4_Familien 
mit Kindern: Zeile 269)

	» „Bei mir sind es neue Anschaffungen, weil ich ein-
fach keine Rücklagen jetzt habe. Also, meine Wasch-
maschine ist jetzt gerade auch …, macht Probleme. 
Da habe ich jetzt schon Schiss.“ (ZG4_Familien mit 
Kindern: Zeile 426)

Weiterhin wird vor allem von den Rentnerinnen ver-
sucht, genügsam zu leben und möglichst lange mit der 
Ausstattung zurecht zu kommen, die man hat:

	» „Ich bin zufrieden, sind alles uralte Möbel. Ich habe 
keinen Anspruch, ich habe nichts dagegen, Haupt-
sache es ist sauber und ordentlich einigermaßen. 
Ich schaffe mir auch gar nicht großartig Neues an. 
[…] Ich musste mir jetzt eine neue Waschmaschine 
holen, die andere ist nach 30 Jahren mal kaputtge-
gangen, aber sonst will ich versuchen, dass es so 
lange wie möglich alles hält.“ (ZG3_Rentnerinnen: 
Zeile 343)

	» „Ja, und auch die Möbel, viele sind alt. Ich habe 
immer mal ein, zwei Stücke, die versuche ich zu 
ersetzen, die nicht mehr schön sind, aber insgesamt 
ist der Eindruck eigentlich gemütlich und auch im-
mer noch mein Geschmack.“ (ZG3_Rentnerinnen: 
Zeile 344)

	» „Und ich muss sagen, ich habe alte Gardinen, einen 
alten Schrank, aber es ist sauber. Das ist mir wich-
tig, und ein paar vielleicht teletechnische Sachen wie 
eine Kaffeemaschine. Ich finde, mehr braucht man 
im Alter auch nicht mehr. Man muss auch nicht dau-
ernd neue Klamotten haben.“ (ZG3_Rentnerinnen: 
Zeile 345)
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Um das Budget zu schonen, werden häufig Gebraucht-
waren über Kleinanzeigen oder Verwandte und Be
kannte angeschafft oder kaputte Haushaltsgegenstän-
de selbst repariert:

	» „WLAN gönnt man sich noch, aber Handy oder PC ist 
meistens auch nicht möglich. Meistens kriegst Du 
von irgendwem ein altes Handy.“ (ZG1_ALG-II-Emp-
fängerinnen: Zeile 189)

	» „Bei Elektrogeräten, ich kaufe nicht das Neueste. Ich 
bin sehr viel bei eBay-Kleinanzeigen, wo ich dann 
immer gucke, was im Umfeld …“ (ZG2_Alleinerzie-
hende: Zeile 181)

	» „Ja, also von uns gibt es von der Caritas so einen 
Second Hand-Laden. Da können Sie Möbel einkau-
fen, auch Kleidung, Bücher, Geschirr, also Kinder-
sachen, die haben alles. Da können Leute etwas 
hinbringen, die durchgeguckt werden, gesäubert 
werden und günstiger dann verkauft werden.“ (ZG3_
Rentnerinnen: Zeile 246)

	» „Ich bastele ja viel. Von daher ich bastele alles, was 
ich auf der Straße finde. Ich kaufe nichts Neues ei-
gentlich.“ (ZG4_Familien mit Kindern: Zeile 88)

	» „Ich habe ganz viel bei eBay-Kleinanzeigen oder 
auch hier von unserem Nachbaraustausch. Das hat 
mir total Spaß gemacht. Also, ich brauche da nicht 
teure Möbel, sondern es hat so seinen eigenen Flair, 
und ich mache das auch gerne.“ (ZG4_Familien mit 
Kindern: Zeile 261)

	» „Das ist bei mir auch so, also ich habe eine Paten
tante, die hat angeboten, ob ich ihr altes Sofa und 
Sessel haben möchte, was nicht wirklich alt ist. […] 
Oder ich habe den Nachbarn geholfen, und dafür 
durfte ich mir dann ein Sideboard mitnehmen und 
den Schreibtisch für die [Name der Tochter), aber 
auch alle Bücher sollte ich auch mitnehmen oder ei-
nen alten Tisch von meinen Eltern, der noch irgend-
wo eingelagert war.“ (ZG4_Familien mit Kindern: 
Zeile 262)

	» „Ein perfektes Schlafsofa wäre toll mit einer super 
bequemen Matratze, das so gut ist wie ein Bett, aber 
ansonsten, ich sammele immer alles von der Straße 
und repariere das und das macht uns glücklich. Ich 
kaufe noch nicht einmal Second Hand meine Möbel, 
manchmal.“ (ZG4_Familien mit Kindern: Zeile 268)
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5.	Ernährung
Dafür, dass die Kosten der Ernährung für viele einkom-
mensschwache Verbraucherinnen und Verbraucher ein 
Problem sind, gibt es zahlreiche Indikatoren, etwa die 
Zunahme der Zahl der „Tafeln“ im vergangenen Jahr-
zehnt (Selke, 2011, Die Tafel, 2023). Dies zeigen auch die 
Daten aus den Fokusgruppen, die nach der Pandemie, 
aber vor den starken Preissteigerungen für Lebensmit-
tel im Jahr 2022 erhoben wurden. Insbesondere in den 
Diskussionen über Ernährung wird deutlich, dass die 
Teilnehmerinnen über eine sehr hohe Konsumkompe-
tenz verfügen – sie wissen, was qualitativ hochwertige 
Lebensmittel sind, und sie nutzen alle Möglichkeiten 
aus, sparsam mit den verfügbaren Mitteln umzugehen. 
Dennoch können sie nicht so konsumieren, wie sie es 
gerne wollen. Eine gesunde und ausgewogene Ernäh-
rung ist den meisten zwar wichtig, doch sehen viele bei 
Lebensmitteln die größte Möglichkeit, ihre Haushalts-
ausgaben durch Verzicht zu senken und Geld einzuspa-
ren:

	» „Unsere Löhne und Gehälter sind ja auch nicht die 
höchsten, die wir haben, in der Tasche, und wenn 
die Lebensmittel dann so teuer sind, dann verzichtet 
man auf vieles, wenn es nicht mehr bezahlbar ist.“ 
(ZG4_Familien mit Kindern: Zeile 353)

	» „Da ist es nun mal, dass man es das beim Essen, 
sage ich jetzt mal, doch am ehesten kann also oder 
einsparen kann. Weil seine Miete ist ja nun mal 
gleich und der Strom ist auch gleich, und die beiden 
Sachen muss man eben im Leben bezahlen. So, und 
dann kommen eben die Lebensmittel. Ja, aber es 
frustriert, es frustriert uns alle, wenn man sich nicht 
unbedingt irgendwie etwas Schönes kaufen kann.“ 
(ZG1_ALG-II-Empfängerinnen: Zeile 280)

	» „Ich finde immer noch, an Lebensmitteln sollte man 
nicht sparen, aber da kann man noch wenigstens ein 
bisschen sparen. An anderen Sachen, die fest kosten, 
wie Miete, Strom kann man sich zwar einschränken 
und so, aber da kann man nicht dran […], aber beim 
Essen kann ich doch sagen, also ich esse jetzt mal 
anstatt ein Stück Fleisch ein paar Nudeln oder so.“ 
(ZG3_Rentnerinnen: Zeile 276)

	» „Also, ich habe mein ganzes Leben immer für ande-
re Ausgaben, die mir dann wichtig waren, am Essen 
gespart. Also, das macht mir auch nicht so viel aus, 
Nudeln zu essen.“ (ZG3_Rentnerinnen: Zeile 277)

Verzichtet wird vor allem auf hochwertige Produkte (bis-
weilen auch gesündere Produkte), wie beispielsweise 
Lebensmittel in Bio-Qualität, auch wenn viele Frauen 
diese eigentlich lieber kaufen würden:

	» „Mein Sohn und ich, wir sind Fleischesser, und ich 
habe auch mal gedacht, wir müssen hochwertiges 
Fleisch nehmen, auch vom Markt. Da war ich mit 
zwei Steaks 10 Euro los. Da habe ich gedacht, das 
kann ich mir nicht leisten […]. Wir haben einen Bio-
laden, der ist mehr eigentümergeführt, also das ist 
keine große Kette. Wenn ich da so ein paar Sachen 
einkaufe, bin ich auch 15 Euro los. Also, wenn ich 
mich gesund ernähre und optimal, dann geht es 
gar nicht aus dem Budget.“ (ZG2_Alleinerziehende: 
Zeile 300)

	» „Ich merke aber auch, dass ich so ein bisschen mich 
einseitiger ernähre im Laufe der letzten Zeit. Ich 
nehme mir zum Beispiel vor, ich mache mir heu-
te Blumenkohl und Frikadellen. Dann gehe ich hier 
zum Netto und dann sehe ich den Blumenkohl da-
liegen, der kostet dann 2,79 Euro. Dann lasse ich ihn 
liegen. […] Das ärgert mich eigentlich, ich hatte so 
einen Appetit auf diesen Blumenkohl, aber für drei 
Euro nehme ich keinen mit.“ (ZG3_Rentnerinnen: 
Zeile 424)

	» „Das ist bei mir so ein bisschen das Thema. Ich bin 
stark übergewichtig und die Ärztin sagte, ja, ma-
chen Sie doch mal eine Diät, so schön mit magerem 
Fleisch und magerem Fisch. Ja, wer soll denn das 
bezahlen? Es ist immer alles ganz gut gesagt, essen 
Sie mal weniger oder essen Sie mal mager, aber mit 
meinem mageren Geld kann ich aber nichts Mageres 
kaufen, weil es alles viel zu teuer ist.“ (ZG3_Rentne-
rinnen: Zeile 472)

Ernährung
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	» „Also, ich gucke schon auf den Preis, natürlich, wie 
ich vorhin auch schon sagte, nach Angeboten zu kau-
fen und wenn der Monat fast rum ist, ja, dann lässt 
man manches vielleicht dann doch liegen. Gerade 
jetzt zum Winter, Obst und Gemüse ist sowieso teu-
er […]. Da kaufe ich nicht alles, worauf ich vielleicht 
manchmal Lust hätte, für das Kind dann schon eher, 
aber für einen selber, ach nein, dann sage ich auch, 
das ist mir zu teuer.“ (ZG4_Familien mit Kindern: 
Zeile 327)

	» „Meistens gönne ich mir dann auch nur Bio aus dem 
Supermarkt und nicht aus dem Bioladen, obwohl ich 
es lieber im Bioladen kaufen würde. Beim Biobä-
cker, da kaufe ich dann meistens das Sonntagsbrot 
so, immerhin, und auch viel im Supermarkt sonst, 
aber dann wenigstens frisch, lieber das, was dort als 
Bio bezeichnet wird oder, wenn Fleisch, dann schon 
immer, wo die Tierhaltung am besten ist. Nach den 
Nummern gucke ich.“ (ZG4_Familien mit Kindern: 
Zeile 335)

Die Frauen wurden während der Diskussion gefragt, 
was sie sich in Bezug auf Lebensmittelkosten von der 
Politik wünschen würden und was sie von einer Erhö-
hung bestimmter Preise zur Entlastung von Landwirten 
und Umwelt halten würden. Grundsätzlich würden die 
Teilnehmerinnen es zwar begrüßen, wenn nachhaltige 
und gesunde Lebensmittelproduktion gefördert würde, 
jedoch würden sie sich einen sozialen Ausgleich wün-
schen, damit auch Verbraucherinnen und Verbraucher 
mit geringen Einkommen davon profitieren können:

	» „Also, ich finde, das sollte eigentlich umgekehrt 
sein, dass Biolandwirtschaft subventioniert wird, 
also dass es so subventioniert wird, dass es sich das 
halt wirklich jeder leisten kann, dass es so eine Art 
Grundrecht wird, ohne Gift einzukaufen und zu le-
ben.“ (ZG2_Alleinerziehende: Zeile 319)

	» „Ja, ich finde auch, man ist ja durchaus bereit, auch 
seine Ernährung umzustellen. Dann finde ich es 
auch, dass es irgendwie umbewertet werden müss-
te, dass quasi die Sachen, die irgendwie pflanzlicher 
Herkunft sind, dann eben billiger werden. Es kann ja 
irgendwie nicht sein, dass die Ersatzprodukte teuer 
sind als Fleisch. Das ist schon eine falsche Gewich-
tung, denke ich.“ (ZG2_Alleinerziehende: Zeile 322)

	» „Ich denke, wenn Bauern umstellen wollen auf Bio-
landbetrieb oder Bio, dann ist es schon richtig, die 
stärker zu unterstützen, weil das ja auch eine Weile 
dauert, bis sich das so eingespielt hat, aber also das 
trifft natürlich das Gros der Bevölkerung, wenn jetzt 
die Lebensmittelpreise enorm in die Höhe gehen.“ 
(ZG3_Rentnerinnen: Zeile 475)

	» „Das fände ich gut, wenn es tatsächlich umgesetzt 
wird und regional es wirklich den Bauern zugute-
kommt.“ (ZG4_Familien mit Kindern: Zeile 346)

Eine gesunde Ernährung ihrer Kinder ist den Müttern 
in den Gruppen sehr wichtig und sie bedauern, wenn 
sie hier Abstriche machen müssen. Sie priorisieren die 
Ernährung der Kinder meist über ihre eigenen Bedürf-
nisse:

	» „Wir haben ja auch eine Aufgabe als Mütter, dass 
wir Kinder gut erziehen und dann natürlich auch 
gesund und sie hinführen auch, dass sie bewusst 
essen, aber, wenn ich das Geld nicht habe, ich kann 
die Sachen ja gar nicht einkaufen.“ (ZG2_Alleinerzie-
hende: Zeile 315)

	» „Meine Tochter ist ein guter Esser. Da bin ich eher so 
der, ich verzichte sogar auf bestimmte Sachen, da-
mit sie dann halt mehr hat.“ (ZG2_Alleinerziehende: 
Zeile 310)

	» „Aber beim Essen achte ich schon darauf, also mein 
Sohn zum Beispiel ist Leistungssportler. Der braucht 
einfach ordentliches Fleisch. Ich kann ihm nicht 
dann …, ich kann darauf verzichten, ja, aber das ist 
halt wichtig einfach“ (ZG1_ALG-II-Empfängerinnen: 
Zeile 181)

	» „Also, doch, das kaufen wir schon, also wenn es teu-
rer ist, dann verzichte ich auf das andere Teil, was ich 
dann im Einkaufswagen habe, Hauptsache die Kin-
der haben frisches Obst und Gemüse. Dann wird die 
abgepackte Wurst eben zur Seite gelegt.“ (ZG4_Fa-
milien mit Kindern: Zeile 328)
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Die Teilnehmerinnen nutzen ihr vorhandenes Budget 
so effizient wie möglich: Sie kaufen ihre Lebensmittel 
zumeist in Discountläden, achten dabei besonders auf 
Preisreduzierungen und Sonderangebote:

	» „Ich versuche, so preiswert eigentlich wie möglich zu 
kaufen, wenn es im Angebot ist.“ (ZG2_Alleinerzie-
hende: Zeile 310)

	» „Genau, also wir gehen tatsächlich zweimal im Mo-
nat einkaufen, aber dann ein richtiger Großeinkauf. 
Da schaue ich dann vorher auch in den Prospekt.“ 
(ZG2_Alleinerziehende: Zeile 312)

	» „Also, ich gucke schon mal nach Gemüse oder auch 
wenn ich mal zu LIDL gehe, muss ich auch schon 
mal gucken. Die haben so eine 30 Prozent-Kiste. Da 
sage ich ganz ehrlich, da gucke ich auch mal nach 
solchen Sachen, dass ich vielleicht mal einen Zehner 
zur Seite legen kann.“ (ZG3_Rentnerinnen: Zeile 116)

	» „Dann muss ich sagen, haben wir ja zum Glück einen 
türkischen Supermarkt, und der hat, wenn das Ge-
müse nicht mehr ganz so schön ist, aber auch noch 
nicht faulig oder so, aber weiß ich nicht, nicht mehr 
von der Form schön oder so, dann verkauft der das 
auch ein bisschen günstiger, weil Gemüse ist auch 
sehr wichtig.“ (ZG3_Rentnerinnen: Zeile 225)

	» „Ja, man kann ja auch gucken, manchmal gibt es ja 
auch so Sachen bei Lebensmitteln. Am Wochenen-
de ist das meistens so oder Freitag, Samstag, wenn 
das Lebensmittel dann am nächsten Tag das MHD 
erreicht hat, dass es dann das für die Hälfte gibt, 
und es ist noch völlig in Ordnung, so was dann halt, 
nicht.“ (ZG4_Familien mit Kindern: Zeile 128)

	» „Da gehe ich immer spätabends oder auch am 
Samstag, da wird das Obst und Gemüse immer re-
duziert um die Hälfte.“ (ZG4_Familien mit Kindern: 
Zeile 332)

	» „Ich habe halt diese Apps auch, ja, und also Penny-
App, Netto-App, REWE-App und vor dem Schlafen-
gehen, dann spiele ich noch ein Spiel und gucke mir 
ein paar Angebote an.“ (ZG4_Familien mit Kindern: 
Zeile 333)

Um Ausgaben zu reduzieren, werden außerdem günstig 
erworbene Lebensmittel oder daraus gekochte Mahl-
zeiten zur Vorratshaltung eingefroren, haltbargemacht 
und verrestet. Insbesondere die Rentnerinnen gehen so 
vor:

	» „Du, ich habe wirklich gelernt, aus ganz wenig ganz 
viel zu machen. Gut, dann weiß du genau, du holst 
dann zum Beispiel Reis. Dann weißt du genau, okay, 
dann machst da zum Beispiel mal Gemüsereis, dann 
machst du dir mal Reis mit Hähnchen, dann gönnst 
du dir das mal, dass du dir etwas Gutes die Woche 
gönnst. Aus dem anderen machst du Milchreis oder 
sonst irgendwas. Also, ich habe dann gelernt, aus 
einfachen Sachen ganz, ganz viel daraus zu machen 
[…]“ (ZG1_ALG-II-Empfängerinnen: Zeile 277)

	» „Also, ich achte schon auf den Preis oder kaufe spar-
sam. Wenn es im Angebot ist, wird dann mehr ge-
kauft und dann wird es eingefroren, dass ich dann 
halt mehr davon habe.“ (ZG2_Alleinerziehende: Zeile 
310)

	» „Also, kochen kann ich gut. Also, ich koche auch 
meistens auf Vorrat, sodass ich dann das gegebe-
nenfalls einfrieren kann, damit wir es jederzeit noch 
zur Verfügung haben, aber damit es auch verbraucht 
wird.“ (ZG2_Alleinerziehende: Zeile 310)

	» „Dann versuche ich, das irgendwie ein bisschen zu 
strecken, indem ich ganz viel einfriere, wenn ich ko-
che, dass ich dann nachher was habe, was ich mir 
aufwärmen kann, oder ich kaufe halt auf Vorrat was, 
auch im Laden, und friere das dann ein.“ (ZG3_Rent-
nerinnen: Zeile 215)

	» „Ja, wenn ich mal wieder so einen Anfall kriege, dann 
koche ich wie eine Bekloppte Suppe. Und zwar, was 
ich ganz gerne mag, das kostet auch nicht so […]. 
Dann mache ich einen riesengroßen Pott, und dann 
wird das abgeteilt in Tupperdinger, und dann wird das 
in das Ding reingepackt, da tiefgefroren, und dann 
habe ich immer erst mal so einen Suppenvorrat. Das 
beruhigt mich auch innerlich so oder auch so kleine 
Gemüsesuppen auch und so“. (ZG3_Rentnerinnen: 
Zeile 420)
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	» „Zum Frühstück zum Beispiel, hier unten ist ein tür-
kischer Bäcker, und der verkauft die Brötchen nicht, 
die hole ich mir dann abends, so einen Beutel. Die 
friere ich mir dann auch ein, und dann hole ich mir 
jeden Morgen ein Brötchen raus und backe es mir 
auf, und da spare ich auch dran Geld.“ (ZG3_Rentne-
rinnen: Zeile 421)

	» „Natürlich, da kann man super viel sparen und ich 
kaufe ganz oft die 30 Prozent Preisreduzierung und 
friere das dann ein. Das ist an dem Tag oder manch-
mal auch noch zwei, drei, vier Tage noch haltbar, 
sogar vom Datum her, ja, und dann, wenn man es 
zulässt, sowieso. Das habe ich auch zum Beispiel 
gemacht, extrem, also Coupons, Payback-Karte, also 
einfach das ist viel mehr dazugekommen, dass ich da 
Angebote wahrnehme. Das heißt nicht, dass wir es 
dann essen müssen, aber dann wird es eingefroren 
oder dass ich auch die Portionen größer mache und 
dann ein bisschen einfriere. Da kann man schon ei-
niges sparen.“ (ZG4_Familien mit Kindern: Zeile 130)

Um Kosten bei der Ernährung zu senken, berichten 
vor allem die Rentnerinnen auch davon, dass sie ihren 
Fleischkonsum reduzieren:

	» „Also, Fleisch direkt selber kaufe ich auch gar nicht, 
und wenn, dann ist es Geflügelfleisch, und wie eben 
schon gesagt wurde, ich kaufe auch relativ … Was 
heißt relativ viel, aber eher dann Hackfleisch, was 
ich einfrieren kann oder ich mache mir Frikadellen 
und friere die ein, aber Schweinebraten oder Rinder-
braten habe ich schon ewig nicht gehabt, weil es mir 
einfach zu teuer ist.“ (ZG3_Rentnerinnen: Zeile 449)

	» „Wir essen auch viel weniger Fleisch. Als unser Sohn 
noch mit hier lebte, musste ich mehr mit Fleisch 
kochen. So, wir beide können auch gut darauf ver-
zichten.“ (ZG3_Rentnerinnen: Zeile 466)

	» „Also, eine Variante, das war jetzt ohne Fleisch mal, 
weil Fleisch kann ich mir auch nicht immer holen, 
aber ich versuche, seitdem ich Rentnerin bin, dann 
mache ich doch etwas, was ich vorher nicht gerne 
gemacht habe, aber da mache ich mir auch so etwas 
wie Kohl und mache verschiedene Sachen daraus.“ 
(ZG3_Rentnerinnen: Zeile 418)

Auswärts essen die Teilnehmerinnen der Fokusgruppen 
äußert selten, lieber vermeiden sie solche Ausgaben:

	» „Ich gehe dann auch lieber einmal weniger Essen, 
aber spare es mir dann für den Urlaub an oder so 
was.“ (ZG2_Alleinerziehende: Zeile 178)

	» „Meistens ist es so, ich finde eigentlich, ich kann gut 
auf Essen gehen verzichten, weil es meistens nicht 
so gut ist. Also, für das, was ich mir leisten kann, ist 
das, was ich dann kriege, nicht so gut wie das, was 
ich selber machen kann.“ (ZG2_Alleinerziehende: 
Zeile 302)

	» „da habe ich dann manchmal, wenn ich dann so ei-
nen Jieper habe, mir einen kleinen Backfisch da ge-
holt, dann denke ich, ja, dann sage ich schon extra 
an der Theke, nein, nein, nein, nein, nehmen Sie mal 
ein ganz kleines nur und ein klein bisschen Salat. 
Dann stehe ich an der Kasse und zahle sieben Euro. 
Dann denke ich, das ist ja nur ein Klacks. Da werde 
ich ja eigentlich gar nicht satt. Das ist nur so ein Ge-
schmacksdings. Aber das sind natürlich Menschen, 
die machen das regelmäßig. Die sind da ständig 
Gast. Da denke ich, verdammter Mist, Du hast doch 
auch gearbeitet. Wieso kann ich mir das nicht leis-
ten?“ (ZG3_Rentnerinnen: Zeile 460)

	» „ich würde ab und zu lieber in ein teures Restaurant 
statt in den Imbiss zu gehen.“ (ZG4_Familien mit 
Kindern: Zeile 403)
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Schließlich gibt es auch ein paar Frauen, zwei bei den 
ALG-II-Empfängerinnen und eine bei den Rentnerinnen, 
die zumindest zeitweise ihre Lebensmittel über ge-
meinnützige Einrichtungen, wie z. B. die „Tafeln“, bezie-
hen, weil ihre finanziellen Ressourcen nicht ausreichen:

	» „Also wir oder ich gehe dann zur Tafel. Wenn ich ein-
fach merke, der Monat ist ganz schwierig, versuche 
ich, bei den Lebensmitteln einfach einzusparen, dass 
ich das mache. […] Das entlastet mich total. Also, das 
muss ich dann eigentlich auch regelmäßig machen, 
um Ressourcen für andere Sachen…“ (ZG1_ALG-II-
Empfängerinnen: Zeile 256)

	» „Ich möchte auch mal was Gutes erzählen. Bei uns 
in der Nachbarschaft. […] eine Familie davon geht 
her, die Frau ist in der Diakonie ein bisschen enga-
giert, und die sammelt abends dreimal die Woche 
von Tegut die Brötchen und das Brot und das Gemü-
se, das die nicht mehr verkaufen können, das wird 
da eingesammelt. Jetzt ist es so, die stellen dann 
Montag, Mittwoch und Freitag oder auch Samstag, 
stellen sie Körbe bereit, wo vom Biobäcker Brötchen 
und manchmal vom Vortag, manchmal ist es auch 
vom selben Tag noch, aber das können wir uns gra-
tis nehmen. Und da gehe ich schon manchmal hin 
und hole einen Laib Brot mit her. Also, das sage ich 
mal hier, ist hoch anzurechnen, dass es in der Ge-
sellschaft noch so was gibt.“ (ZG1_ALG-II-Empfän-
gerinnen: Zeile 305)

	» „Ja, ja, ich gehe zum Beispiel öfters mal einmal in 
der Woche zur Tafel und hole mir da, und Laib und 
Seele, Lebensmittel. Da kann ich auch mal zwei, drei 
Tage überbrücken.“ (ZG3_Rentnerinnen: Zeile 117)

4	 Dabei ist zu beachten, dass es keinesfalls einen zwangsläufigen Zusammenhang zwischen Einkommen und Kaufverhalten gegenüber 
ökologisch erzeugten Produkten geben muss. Ein höheres Einkommen ist allerdings oftmals eine notwendige Bedingung für den Er-
werb dieser Produkte.

Dieses Alltagsverhalten zeugt von einer bemerkens-
wert hohen Konsumkompetenz. Angesichts dieser 
effizienten Nutzung der vorhandenen finanziellen Mit-
tel scheinen alle Sparmöglichkeiten weitgehend aus-
geschöpft zu sein. Dies bedeutet allerdings auch, dass 
kaum Möglichkeiten vorhanden sind, Preissteigerungen 
abzufedern oder zu kompensieren.

Vor dem Hintergrund der Nachhaltigkeitsdiskussion 
ist außerdem interessant, dass ökologische Produkte 
nicht etwa aus Geiz, Ignoranz oder mangelndem Wil-
len, sondern offenbar aufgrund von Budgetrestriktio-
nen nicht konsumiert werden: Vergleicht man die dar-
gestellten Ergebnisse mit denen von Studien aus den 
1980ern und 1990ern, dann fällt auf, dass damals wie 
heute für prekäre Personen „gutes Essen“ bedeutete, 
genug zu essen zu haben sowie sich Fleisch und Res-
taurantbesuche leisten zu können. Allerdings hat sich 
ein fundamentaler sozialer Wandel ergeben: Während 
in den 1980ern und 1990ern für prekäre Personen ein 
weiterer Indikator für Wohlstand Markenprodukte wie 
etwa „Miracoli“ waren (z. B. Barlösius et al., 1995), sind 
es heute Bio-Produkte. Daraus folgt, dass der Grund, 
warum viele Verbraucherinnen und Verbraucher kei-
ne nachhaltigen Produkte konsumieren, nicht ist – wie 
vielfach in politischen und medialen Debatten oder 
von Nahrungsmittelindustrie und -handel unterstellt 
–, dass sie diese nicht essen wollen, sondern dass sie 
sich diese nicht leisten können. Soll der Konsum öko-
logischer Produkte gesteigert werden, muss also ent-
weder das Einkommen der prekären Verbraucherinnen 
und Verbraucher steigen, die Ausgaben für andere Fix-
kosten wie Wohnen und Energie reduziert werden oder 
die Preise für ökologische Produkte müssen sinken.4 
Weiterhin sollte das Angebot in benachteiligten Nach-
barschaften erhöht werden, da – wie Fülling und Hering 
(2020) zeigen – nicht alles überall gekauft werden kann 
und vor allem den Verbraucherinnen und Verbrauchern 
in vielen Quartieren Bio-Produkte systematisch weniger 
oder gar nicht angeboten werden.
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Ganz deutlich bestätigen sich in den Fokusgruppen 
außerdem die Ergebnisse der 1980er und 1990er (z. B. 
Barlösius, Feichtinger, & Köhler, 1995), dass ein gerin-
ges Einkommen zumindest teilweise durch entspre-
chende Alltagspraktiken kompensiert werden kann, 
wie ein geschicktes Einkaufs- und Kochverhalten, dass 
hierzu aber ein erhebliches Wissen und Kompetenzen 
erforderlich sind. Insbesondere viele bildungsferne 
Haushalte der jüngeren Generation haben allerdings oft 
eine eher geringe Verbraucherbildung und damit Kon-
sumkompetenz (Müller, 2021). Hieraus folgt politisch, 
dass in diesen Gruppen die Verbraucherbildung verbes-
sert werden muss, die ein geringes Einkommen zumin-
dest teilweise abfedern kann.

Durch die schlechte Einkommenssituation war die Lage 
der einkommensschwächeren Verbraucherinnen und 
Verbraucher – selbst, wenn sie sich mit Ernährung 
und Hauswirtschaft gut auskannten – bereits vor dem 
Ukraine-Krieg grenzwertig. Seitdem sind die Lebens-
mittelpreise sehr stark gestiegen, wodurch die Kosten-
problematik an Brisanz gewonnen hat, da diese Ver-
braucherinnen und Verbraucher keinerlei Spielraum für 
Preissteigerungen haben, solange ihr Gesamtkonsum-
budget nicht steigt. 

Dabei ist davon auszugehen, dass diese Preissteigerun-
gen nicht rückgängig zu machen sind (Kläsgen 2023, 
HDE 2022, S. 10): Der deutsche Lebensmittelmarkt galt 
lange Zeit als der härteste der Welt, weshalb die Ver-
braucherpreise extrem gering waren und die Deutschen 
im internationalen Vergleich relativ geringe Ausgaben 
für Lebensmittel zu verzeichnen hatten. Der Anteil der 
Ausgaben für Lebensmittel am Gesamtkonsumbudget 
war daher im internationalen Vergleich extrem niedrig 
– was durch höhere Ausgaben in anderen Bereichen 
ausgeglichen wurde. Derzeit gleichen sich aber wegen 
der Europäisierung des Lebensmittelmarktes die Prei-
se zwar dem europäischen Durchschnitt an; sie liegen 
aber immer noch darunter. Daher ist nicht davon auszu-
gehen, dass die Preise wieder fallen, sondern dass der 
Anteil der Lebensmittel am Konsumbudget sich weiter 
an den europäischen Durchschnitt angleicht. Gleichzei-
tig kann auf Lebensmittel nicht verzichtet werden. Will 
man die damit verbundene Problematik lösen, gibt es 
drei Möglichkeiten:

•	 eine Steigerung der Realeinkommen bei den ein
kommensschwachen Verbraucherinnen und Verbrau-
chern;

•	 eine – zumindest teilweise – Abfederung der Kosten-
steigerungen etwa durch Senkung oder Verzicht auf 
die Besteuerung von Lebensmitteln bzw. bestimm-
ter Warengruppen (z. B. Obst, Gemüse, Bio-Lebens
mittel);

•	 eine Senkung der Konsumkosten in anderen Lebens-
bereichen (insbesondere in den Bereich Wohnen, 
Energie und Mobilität).
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6.	Zusammenfassung und 
Handlungsempfehlungen

6.1.	 Gegenstand, Zielstellung und 
Besonderheiten des Gutachtens

Gegenstand des vorliegenden Gutachtens ist die Unter-
suchung und Darstellung der Implikationen sozialer 
Ungleichheit für den Konsum. Der explizite Fokus lag 
dabei auf der Gruppe der sogenannten „marginalisier-
ten Frauen“. Das Gutachten hat somit zwei Besonder-
heiten:

1.	 Während andere, auf den ersten Blick ähnlich ange-
legte Berichte (z. B. der Armuts- und Reichtumsbe-
richt) den Fokus auf den Zugang zum Arbeitsmarkt 
sowie das Einkommen und Vermögen setzen, fokus-
siert das vorliegende Gutachten auf den Verbrauch 
und den Konsum, also auf die Mittelverwendung. 
Diese ist zwar eng mit dem Einkommen verbunden, 
wird aber auch durch die persönlichen Lebensum-
stände und den Lebensstil geprägt. Demzufolge kön-
nen zwei einkommensgleiche Personen bzw. Haus-
halte gleichwohl sehr unterschiedlich konsumieren. 
Der Fokus auf den Konsum ist insofern zentral, weil 
für die meisten Verbraucherinnen und Verbraucher 
nicht das Einkommen, sondern die damit verbunde-
ne Kaufkraft und der damit mögliche Konsum (und 
zum Teil, wenn das Einkommen es erlaubt, insbe-
sondere der Statusgewinn) dafür entscheidend ist, 
wie soziale Ungleichheit im Alltag erfahren und er-
lebt wird.

2.	 In diesem Gutachten werden systemrelevant 
Beschäftigte mit Niedriglohn und spezifische Grup-
pen von Frauen in den Blick genommen. Ihre Kauf-
kraft und ihnen damit möglicher Konsum verhindert 
durchaus die gesellschaftliche Teilhabe. 

6.2.	 Empfehlungen an eine ökologisch-
soziale Verbraucherpolitik

Eine ökologisch-sozial interessierte bzw. orientierte, 
verbrauchergerechte Politik sollte angesichts der ak-
tuellen Herausforderungen darauf achten, dass trans-
formative Maßnahmen, die mit Kosten für die unteren 
sozialen Lagen verbunden sind, mit Entlastungen für 
diese Gruppen einhergehen.

Eine entsprechend erweiterte, ökologisch-sozial orien-
tierte, verbraucherpolitische Zielformulierung sollte 
daher nicht mehr nur darin bestehen, allen Verbrauche-
rinnen und Verbrauchern eine selbstbestimmte und in-
formierte Entscheidung zu ermöglichen, sondern auch 
eine kostenneutrale Transformation für die unteren 
sozialen Lagen zu schaffen, um somit ein höheres Maß 
an Selbstbestimmtheit für diese Gruppe sowie die ge-
sellschaftlich definierten Grundbedürfnisse für soziale 
Teilhabe zu gewährleisten. Angesichts der bereits sehr 
hohen Konsumkompetenz dieser Bevölkerungsgruppe 
dürften Maßnahmen zur Erhöhung der Konsumkom-
petenz wie etwa Verbraucherbildung der Gruppe der 
marginalisierten Frauen nur wenig helfen, die Möglich-
keiten zur sozialen Teilhabe zu verbessern. 

Vielmehr rät der SVRV der Verbraucherpolitik, aktiv 
dazu beizutragen, gesellschaftlich unerwünschte Aus- 
wirkungen transformationbedingter sozialer Un- 
gleichheit im Konsum zu reduzieren. Um diesem 
Anspruch entsprechen zu können, empfiehlt der SVRV 
in diesem Kontext die folgenden Maßnahmen:

	– Die indirekten ökonomischen Effekte transformati-
ver Maßnahmen (z. B. im Wohnsektor), die darin be-
stehen, dass aufgrund gestiegener Kosten in einem 
Bereich (z. B. Energie) auf den Konsum von Gütern 
in anderen Bereichen (z. B. Ernährung) verzichtet 
werden muss, sollten ex-ante ermittelt und verbrau-
chergerecht gestaltet werden (vgl. u. a. Grimm/Groß, 
2022). Entsprechende konkrete verbrauchergerechte 
Maßnahmen, insbesondere in Konsumbereichen der 
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Daseinsvorsorge, könnten durch ergänzende Gutach-
ten ermittelt werden.

	– Die Verbraucherpolitik sollte eine Struktur (mit)auf-
bauen, mit deren Hilfe die Auswirkungen transfor-
mativer Maßnahmen auf die sozial schwachen Ver-
braucherinnen erfasst und simuliert werden könnten 
(z. B. mit Hilfe qualitativer Methoden oder durch ein 
Reallabor zur Transformationsfolgenabschätzung). 
Insbesondere sind Daten, die einen expliziten Fokus 
auf Konsum (statt auf Einkommen) legen und eine 
Differenzierung verschiedener Konsumbereiche er-
lauben, erforderlich. In diesem Zusammenhang 
sollte eine Weiterentwicklung der Einkommens- und 
Verbrauchsstichprobe (EVS) geprüft werden – sie 
erscheint dem Rat als die potenzielle Datenquelle, 
die mit dem geringsten Aufwand für diese Zwecke 
nutzbar gemacht werden kann, müsste allerdings 
hierzu ergänzt werden. Aktuell ist die EVS nicht re-
präsentativ für die gesamtdeutsche Bevölkerung, da 
es sich erstens nicht um eine Zufalls-, sondern um 
eine Quotenstichprobe handelt und in dieser, zwei-
tens, Personen mit niedrigem Einkommen, niedri-
gem Bildungsniveau und mit Migrationshintergrund 
unterrepräsentiert sind. Dadurch kommt es zu sys-
tematischen Verzerrungen – insbesondere das Ar-
mutsrisiko wird vermutlich systematisch und deutlich 
unterschätzt. Eine Differenzierung der Einkommens-
verhältnisse nach Altersgruppen ist nicht sinnvoll 
möglich. Weiterhin ist ein Vergleich mit anderen, re-
präsentativen Datenquellen – wie dem SOEP – nicht 
möglich. Um diese Problematik zu lösen, wären u. a. 
eine explizitere Berücksichtigung sozialer Lagen, 
eine Ergänzung um aktuelle Entwicklungen und eine 
Konzeption als Mixed-Method-Studie, die auch quali-
tative Aspekte umfasst, erforderlich. Wünschenswert 
wäre auch eine kürzere Taktung – der Rhythmus von 
5 Jahren ist zu lang. Die Landeswirtschaftsrechnun-
gen könnten die Daten schneller und deutlich leich-
ter für Forschungszwecke zur Verfügung stellen und 
die Daten müssten auch besser aufbereitet werden. 
Sinnvoll wären auch regelmäßige Teilauswertungen 
nach sozialen Lagen, die dann über die amtliche Sta-
tistik für Politik, Medien und Öffentlichkeit verfügbar 
gemacht werden.

	– Um einer Überschuldung entgegenzusteuern, Aus-
gaben in Notlagen bezahlbar zu halten und einen 
Ausgleich für gestiegene Lebenshaltungskosten zu 

schaffen, empfehlen wir die Einführung einer Be-
grenzung der Zinshöhe von Dispositions- und Über-
ziehungskrediten durch ein politisch unabhängiges 
Gremium zu prüfen und dabei auch zu prüfen, ob und 
welche Verbrauchergruppen davon profitieren oder 
ggf. Nachteile erleiden würden.

Um ein Bewusstsein für die prekäre Lage der unteren 
sozialen Lagen zu gewährleisten, empfiehlt der SVRV 
darüber hinaus die explizite Aufnahme der unteren Ein-
kommensgruppen bzw. sozialen Lagen in die (Verbrau-
cher-)Forschung bzw. Forschungsförderung.

Unsere Ergebnisse verdeutlichen, dass die unteren so-
zialen Lagen besonderes (verbraucher-) politisches Au-
genmerk erfordern. Der SVRV weist daher auf die Be-
deutung einer ungleichen Einkommensverteilung und 
niedriger Einkommen für den Konsum hin. Am nachhal-
tigsten würden für diese oft armutsgefährdete Bevölke-
rungsgruppe dauerhafte Erhöhungen der Einkommen 
wirken. Einmalzahlungen lösen das Problem immer 
dann nicht, wenn sie durch die hohe Inflation kompen-
siert werden. Maßnahmen im Bereich der Einkommens-
steuer bewirken hier wenig, weil im unteren Einkom-
mensbereich wenig oder gar keine Einkommensteuer 
gezahlt wird, deren Senkung das Nettoeinkommen er-
höhen würde. Der SVRV hält es trotzdem für sinnvoll, 
auf die Bedeutung einer ungleichen Einkommensvertei-
lung und niedriger Einkommen hinzuweisen. Auch die 
Reform der Grundsicherung wird daran wenig ändern 
– so richtig sie ist: Von niedrigen Einkommen sind nicht 
nur Grundsicherungsempfänger betroffen, sondern 
z. B. auch systemrelevante Erwerbstätige und (ehemals 
systemrelevante) Rentnerinnen. Insbesondere ältere 
alleinstehende Frauen sind nach wie vor besonders ar-
mutsgefährdet – dies schlägt sich auch im Konsum nie-
der. Teilweise würde sich dieses Problem auch dadurch 
lösen lassen, wenn der Gender-Pay-Gap geschlossen 
und die Einkommen in klassischen Frauenberufen (da-
runter viele systemrelevante Berufe) erhöht würden. 
Ergänzend sollten die von uns fokussierten Gruppen 
künftig eine stärkere explizite Berücksichtigung in sozi-
al- bzw. verbraucherpolitischen Diskussionen erfahren. 
Hier könnten Maßnahmen zur Verbrauchermächtigung 
in den Blick genommen werden (von Werder/Kenning, 
2023). Um die soziale Ungleichheit, die diese Gruppen 
im Konsum erfahren, zu reduzieren, empfiehlt der SVRV 
im Hinblick auf das zur Verfügung stehende Einkommen 
darüber hinaus die folgenden Maßnahmen:
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Die Verbraucherpolitik sollte die Schaffung korrespon-
dierender Ausgleiche bewirken:

	– Zur bedarfsgerechten Auszahlung von Hilfen ist die 
Einführung verschlüsselter besonderer Personen-
kennzeichen unter Einbeziehung eines Datentreu-
händers nach österreichischem Vorbild von zentraler 
Bedeutung, weshalb der SVRV diese dringend emp-
fiehlt. Darüber hinaus sollte die Verbraucherpolitik 
auf eine verbraucherfreundliche Gestaltung der ent-
sprechenden Systeme achten. Hierzu gehört, dass 
u. a. das verschlüsselte besondere Personenkenn-
zeichen allein zur behördeninternen Kommunikation 
verwendet wird, ohne dass die Verbraucherinnen und 
Verbraucher hierzu zusätzliche Kompetenzen erwer-
ben müssen. Ausführliche Erläuterungen hierzu fin-
den sich im Anhang auf S. 59ff. Ergänzend zu den in 
Öffentlichkeit, Politik und Verfassungsrecht diskutier-
ten Aspekten empfiehlt der SVRV dringend, die in der 
bisherigen Diskussion kaum zum Ausdruck gebrach-
te verbraucherfreundliche Gestaltung (und damit die 
Bürgerfreundlichkeit) zu einem zentralen Kriterium 
zu machen. Dabei sollten auch die Bedürfnisse von 
Verbraucherinnen und Verbrauchern mit niedriger 
Bildung, von gesundheitlich beeinträchtigten, älte-
ren (insbesondere hochbetagten) Verbraucherinnen 
und Verbrauchern sowie von Verbraucherinnen und 
Verbrauchern, deren Muttersprache nicht Deutsch 
(sondern etwa Türkisch, Russisch, Arabisch oder eine 
andere von nach Deutschland Immigrierenden viel-
gesprochene Sprache) in den Blick genommen wer-
den. Diese Bedürfnisse sollten – vor Einführung der 
Personenkennzeichen – mit Hilfe von Usability-Tests 
gezielt für diese Personengruppen überprüft werden. 
Angesichts des aktuellen Digitalisierungsgrads und 
der digitalen Kompetenzen der deutschen Verbrau-
cherinnen und Verbrauchern (siehe Sachverständi-
genrat für Verbraucherfragen, 2021), bedeutet dies 
insbesondere, dass verstärkt digitale Bildungsan-
gebote unterbreitet werden sollen und zumindest so 
lange nicht alle Verbraucherinnen und Verbraucher 
über ausreichend digitale Kompetenzen und dauer-
haft gesicherten Zugang zu den digitalen Angeboten 
verfügen, immer auch eine nichtdigitale Lösung an-
geboten werden sollte. Der SVRV weist ausdrücklich 
darauf hin, dass hierzu ggf. höhere Kosten in Kauf ge-

5	 Insbesondere empfiehlt der SVRV eine Umsatzsteuerbefreiung für lfd. Nummern 10 und 11 Anlage 2 (zu § 12 Absatz 2 Nr. 1, 2, 12, 13 
und 14) USG.

nommen werden müssen, da nach Ansicht des SVRV 
Verbraucherfreundlichkeit Vorrang hat, um nicht die 
soziale Ungleichheit weiter zu erhöhen oder weitere 
soziale Ausschlüsse zu schaffen.

Auch wenn dies nicht genuine Aufgabe der Verbrau-
cherpolitik ist, sondern eine Zusammenarbeit mehrerer 
anderer Ressorts erfordert, ist es nach Ansicht des Ra-
tes geboten, Maßnahmen zu ergreifen, um bezahlbaren 
Wohnraum für die niedrigen Einkommensgruppen vor 
allem in den Städten zu erhalten und zu schaffen. Im 
Hinblick auf das insbesondere für die einkommens-
schwachen Gruppen so bedeutsame Bedarfsfeld Woh-
nen/Energie empfiehlt der SVRV daher, die Forderungen 
des Deutschen Städtetages im Hinblick auf die Reali-
sierung von Neubauten und die bessere Nutzung von 
Bestandswohnungen zu prüfen (Lewe, 2023; Deutscher 
Städtetag, 2023). Die Verbraucherpolitik sollte weiter-
hin die Bestrebungen der Europäischen Union für eine 
evidenzbasierte Regulierung von Kurzzeitvermietungen 
unterstützen. Auch wäre eine bessere Rechtsdurchset-
zung von Vorteil – konkret im Sinne besserer Kontrollen, 
dass Wohnraum nicht gewerblich genutzt wird.

Um die Kosten für Ernährung zu reduzieren, wäre es 
denkbar, eine Umsatzsteuerbefreiung für Obst und Ge-
müse anzustreben, da dies die Kosten insgesamt sen-
ken würde. Auch wenn diese Maßnahme nicht nur die 
von uns fokussierten Verbrauchergruppen entlastet, 
wäre sie relativ leicht umsetzbar und könnte dazu bei-
tragen, die ökologische Nachhaltigkeit in der Ernährung 
der Gesamtbevölkerung zu unterstützen.5

In Bezug auf den Konsum kann man bei dieser Gruppe 
allerdings ausgesprochen positiv vermerken, dass kein 
konkreter Handlungsbedarf im Bereich der Konsum-
kompetenzen besteht. Diese Frauen haben oft gelernt, 
sehr gut zu haushalten und kamen daher zumindest vor 
der Pandemie einigermaßen mit ihrem Geld zurecht.
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Anhang 1

Allgemeine und besondere 
Personenkennzeichen (PKZ)
1.	 Warum braucht man Personenkennzeichen 

(PKZ)?

Öffentliche Verwaltungen – einschließlich der Sozial-
versicherungssysteme – müssen, um Personen zu ad-
ministrieren und optimal zu unterstützen, diese Perso-
nen ein-eindeutig zuordnen. Der Name einer Person ist 
hierzu i. d. R. nicht ausreichend, weil es etwa Personen 
mit demselben oder ähnlichen Nachnamen gibt – man 
denke an „Michael Müller“ oder „Sabine Schneider“ 
oder auch Namenswechsel, etwa wenn Personen hei-
raten. Personenkennzeichen (PKZ) sind Zeichenfolgen, 
die der Identifizierung einer einzelnen Person innerhalb 
einer Personengruppe dienen sollen. Es kommen ver-
schiedene Unterscheidungen in Betracht. So können 
z. B. u. a. numerische und alphanumerische PKZ (0 – 9; 
a – z; A – Z), sprechende PKZ (d. h. Kennzeichen gibt Auf-
schluss über bestimmte Daten der bezeichneten Per-
son) und nicht-sprechende PKZ unterschieden werden. 
Um PKZ handelt es sich damit z. B. bei Kundennum-
mern, einer Passnummer oder der Steuer-ID.

Die spezifische Herausforderung, vor der die deut-
sche Verwaltung steht, ist, dass spätestens seit dem 
18. Jahrhundert in verschiedenen deutschen Regionen 
parallel und unabhängig voneinander sehr unterschied-
liche Verwaltungs- und Sozialversicherungsstrukturen 
aufgebaut wurden. Da es sich um unterschiedliche Ver-
waltungsstrukturen handelt, arbeiten sie zum Teil mit 
eigenen PKZ, die trotz intensiver Bemühungen der letz-
ten Jahrzehnte i. d. R. nicht oder nur schlecht miteinan-
der integriert sind. Um aber etwa das tatsächliche Ein-
kommen einer Person zu ermitteln oder auch einfache 
Transferleistungen direkt an die Betroffenen zu organi-
sieren, müsste man die Daten verschiedener Ämter und 
Behörden integrieren – und genau das ist aktuell nicht 
oder nur schwer möglich.

Daher empfiehlt der SVRV dringend die Einführung ver-
schlüsselter besonderer Personenkennzeichen unter 
Einbeziehung eines Datentreuhänders. Um die ver-

schiedenen Möglichkeiten abzuwägen, führen die fol-
genden Seiten in die Problematik ein. Auch wenn sich 
der SVRV um eine möglichst verständliche Einführung 
bemüht hat, ist dies nur bedingt möglich, da dies sowohl 
rechtlich als auch technisch recht komplex ist.

2.	 Welche Varianten von Personenkennziffern 
(PKZ) gibt es?

Es gibt bestimmte Arten von Personenkennziffern 
(PKZ). Grundsätzlich unterscheidet man allgemeine 
Personenkennziffern (aPKZ) und bereichsspezifische 
Personenkennziffern (bPKZ).

a.	 Allgemeine Personenkennzeichen (aPKZ)

Eine allgemeine Personenkennziffer (aPKZ) ist ein Ord-
nungsmerkmal, das jeder Person zugeordnet wird und 
mit dessen Hilfe beispielsweise Verwaltungsleistungen 
beantragt werden können. Register werden mit Hil-
fe dieser Nummer miteinander verbunden, sodass die 
Bürger ihre Daten dann nicht mehr bei jeder Behörde 
erneut angeben müssen. Die für eine Verwaltungs-
dienstleistung zuständige Stelle fragt die erforderlichen 
Daten mithilfe des aPKZ bei den Stellen ab, die über die 
Daten verfügen. Dies dient auch der Datensparsamkeit, 
denn schließlich müssen die Daten mit einer aPKZ nur 
noch einmal und nicht mehr durch jede Behörde ge-
speichert werden. Außerdem kann sich perspektivisch 
bei einer guten Datenbestandspflege die Datenqualität 
verbessern, da Register miteinander verglichen werden 
und Karteileichen entdeckt sowie Fehler behoben wer-
den können. Anbieten als aPKZ würde sich die Pass-Nr. 
oder Steuer-ID, da diese bei den meisten Bürgerinnen 
und Bürgern ohnehin schon vorhanden sind.

b.	 Bereichsspezifische Personenkennzeichen 
(bPKZ)

Infolge der geplanten Registermodernisierung wandelt 
sich die Steuer-ID von einer bereichsspezifischen Per-
sonenkennziffer (bPKZ) (Steuerwesen) zu einer aPKZ. 
Hintergrund ist, dass die aPKZ bestimmte Risiken auf-
weist – etwa im Hinblick auf die Profilbildung durch 
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Staat oder Dritte (siehe hierzu auch die kritische Wür-
digung unten). Daher werden Modelle für die Nutzung 
bereichsspezifischer PKZ als Alternative diskutiert. 
Diese könnten die anvisierten Ziele ebenso erreichen. 
Die Gefahr einer Profilbildung kann in diesen Modellen 
zwar nicht vollständig ausgeschlossen werden, da auch 
bPKZ miteinander verknüpft werden können. Sie soll 
aber jedenfalls verringert werden.

3.	 Welche Personenkennziffer (PKZ) bietet sich 
für die Verbesserung der Dateninfrastruktur 
in Deutschland an?

Diskussionswürdig sind insbesondere zwei alternative 
Modelle

a.	 Alternative 1: Stammzahl-Modell (bPKZ nach 
österreichischem Vorbild)

Im Stammzahl-Modell (vgl. Sorge/von Lucke/Spiecker 
gen. Döhmann, Registermodernisierung, S. 32 ff.) exis-
tiert ein Intermediär, der jeder Person eine Stammzahl 
zuordnet, die ansonsten geheim bleibt und nicht genutzt 
wird. Aus dieser Stammzahl errechnet der Intermediär 
mittels kryptographischer Hash-Funktionen verschie-
dene bPKZ (vgl. Abb. 1).

Abbildung 1: Stammzahlmodell – Schritt 1: Erstellung bPKZ

Antrag unter Angabe  
von Mindestdatensatz 

(Name, Geburtsdatum, -ort)

Beantragung bPKZ 
unter Angabe von 
Mindestdatensatz

Rückmeldung bPKZ1

Szenario: 
Unterstützungsleistung 

für Mütter bei 
geringem Einkommen

Auszahlungsstelle
Szenario: 

Neu eingerichtet, d. h. 
weder Datenbank 

noch bPKZ vorhanden

Strammzahlbehörde/ 
Intermediär

1. Auswahl der Stammzahl durch 
Mindestdatensatz 

2. Berechnung der bPKZ anhand von 
Stammzahl + Bereichsbezeichnung

Stammzahl-Modell (bPKZ) – Schritt 1: Erstellung bPKZ
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Die verschiedenen bPKZ lassen sich einander ohne 
Kenntnis der Stammzahl nicht zuordnen. Außerdem 
kann allein aus dem bPKZ nicht auf die Stammzahl 
zurückgeschlossen werden. Dies führt jedoch dazu, 
dass auch der Intermediär im Rahmen einer Übermitt-
lung von Daten nur dann in der Lage ist, das bPKZ der 
Stammzahl zuzuordnen, wenn er über weitere Stamm-

daten zur Zuordnung verfügt. Die Stammzahl wie auch 
die Anfragen der Behörden müssen daher mit einem 
Minimaldatensatz (z. B. Nachname, Geburtstag und 
-ort) verknüpft werden. Der Vorteil des Vorschlags be-
steht darin, dass die beteiligten Stellen ausschließlich 
mit ihrem bPKZ arbeiten.

Ziel: 
Auskunft über 

Einkommen durch 
Finanzamt

Berechnung von bPKZ2 
(wie in Schritt 1)

Berechnung von bPKZ1 
(wie in Schritt 1)

Zuordnung bPKZ2 
zu Datensatz & 

Auswahl d. angef. 
Datums

Stammzahl-Modell (bPKZ) – Schritt 2: Datenaustausch

Abbildung 2: Stammzahlmodell – Schritt 2: Datenaustausch

Mindestdaten 
bPKZ1

Einkommen?

Mindestdaten 
bPKZ2

1.200 €

bPKZ2

Einkommen?

bPKZ1

1.200 €

Konkret ist nur der Intermediär in der Lage, die ver-
schiedenen bPKZ zu verknüpfen. Er erlangt jedoch nur 
Kenntnis vom Minimaldatensatz, während alle anderen 
Daten bei der Übermittlung verschlüsselt bleiben (vgl. 
Abb. 2: Die Datenpakete in den Rechtecken visualisie-
ren die Verschlüsselung. Indem beide Teile des Pakets 
bzw. Umschlags unterschiedlich verschlüsselt werden. 
Jeweils das untere Rechteck in diesen Paketen bleibt 
also für den Intermediär verschlüsselt). So wird bei-
spielsweise nicht die konkret von einer Behörde an die 
andere gerichtete Anfrage zur Kenntnis des Intermedi-
ärs gebracht, denn die Übermittlung erfolgt mit soge-

nanntem „doppeltem Umschlag“ (dazu sogleich). Zwei 
Defizite bleiben bestehen: Eine Profilbildung ist mit 
genügend Daten auch ohne aPKZ möglich. Außerdem 
bildet der Intermediär einen zentralen Angriffspunkt, 
da im Falle eines erfolgreichen Angriffs alle bPKZ über 
den Minimaldatensatz einer Person zugeordnet werden 
können. Das Stammzahl-Modell führt schließlich dazu, 
dass bestehende bPKZ vollumfänglich ausgetauscht 
werden müssten. Eine Neuvergabe von bPKZ ist immer 
mit einem vollständigen Austausch der Stammzahl ver-
bunden.
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Exkurs: Doppelter Umschlag

4-Corner-Modell und Verschlüsselung im doppelten Umschlag:

Für die bereichsspezifische Übermittlung von Daten ist im RegMoG die Übermittlung im sogenannten  4-Corner- 
Modell vorgesehen, in deren Rahmen das Prinzip des „doppelten Umschlags“ genutzt werden soll. Im  
Rahmen dieser Übermittlung sind informationstechnisch folgende Beteiligten und Standards vorgesehen:

Die anfragende Behörde stellt eine Anfrage über ein Antragsportal. Dieser Onlinedienst kann als „Corner 1“ 
betrachtet werden. Die Anfrage wird klassischerweise durch die Behörde in einem XÖV-Format (textbasier-
tes Datenformat XML in der öffentlichen Verwaltung) erstellt und durch den Onlinedienst als XTA2-Nachricht 
an einen XTA-Server übermittelt (Corner 2). Dieser Server hat Zugriff auf das Deutsche Verwaltungsdienst-
everzeichnis (DVDV). In diesem sind öffentliche Schlüssel der Empfänger hinterlegt, mit denen die Nach-
richten verschlüsselt und in einem „doppelten Umschlag“ als OSCI-Nachricht verpackt werden können. Die-
se Nachricht wird an den Intermediär gesendet. Der OSCI-Transport Standard unterscheidet verschiedene 
Nachrichtenebenen, die jeweils separat elektronisch signiert und verschlüsselt werden können (daher die 
Bezeichnung doppelter Umschlag).

Einzelheiten zu den verschiedenen Ebenen des OSCI-Transport Standards sowie den Möglichkeiten 
der Signierung und Verschlüsselung finden sich in den öffentlich bereitgestellten Spezifikationen:

https://www.itzbund.de/static/download/Produkte/XOeV/OSCI-Transport/OSCI-Transport_Spezifi-
kation-Version_1.2-2002-06-02.pdf

Die Verschlüsselung erfolgt gemäß [XENC], wobei ein Hybridverschlüsselungsalgorithmus einge-
setzt wird. Zunächst wird ein zufälliger Sitzungsschlüssel für einen symmetrischen Verschlüsse-
lungsalgorithmus erzeugt. Mit diesem Schlüssel werden die eigentlichen Daten verschlüsselt. In 
einem zweiten Schritt wird dann der Sitzungsschlüssel mit dem öffentlichen Chiffrierschlüssel des 
Adressaten verschlüsselt. Verschlüsselte Daten und verschlüsselter Sitzungsschlüssel werden 
an den Adressaten weitergeleitet. Der Adressat entschlüsselt zunächst den Sitzungsschlüssel mit 
seinem privaten Chiffrierschlüssel. Mit dem entschlüsselten Sitzungsschlüssel kann er dann die 
eigentlichen Daten entschlüsseln. 

Der Intermediär fungiert als „Corner 3“ und entschlüsselt den für ihn bestimmten Inhalt des Auftrags. Er 
prüft den Abwicklungsauftrag der anfragenden Behörde und leitet den Bearbeitungsauftrag an die daten-
haltende Behörde weiter. Diese (Corner 4) nimmt den Bearbeitungsauftrag entgegen und entschlüsselt 
wiederum den eigentlichen Nachrichteninhalt, um den Auftrag auszuführen. Auf dem Rückweg erfolgt die 
Übermittlung entsprechend erneut über diese „4-Corner“, wobei entsprechend die Auftragsantwort (für den 
Intermediär) und der Inhalt der Nachricht (für die anfragende Behörde) getrennt verschlüsselt werden.

https://www.itzbund.de/static/download/Produkte/XOeV/OSCI-Transport/OSCI-Transport_Spezifikation-Version_1.2-2002-06-02.pdf
https://www.itzbund.de/static/download/Produkte/XOeV/OSCI-Transport/OSCI-Transport_Spezifikation-Version_1.2-2002-06-02.pdf
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b.	 Alternative 2: NEU-ID

Auch im Modell NEU-ID (vgl. Sorge/von Lucke/Spiecker 
gen. Döhmann, Registermodernisierung, S. 34 ff.) be-
steht ein Intermediär, der allerdings ausschließlich eine 
Tabelle verschiedener bPKZ führt. Diese bPKZ können 
beliebig gebildet werden, sodass grundsätzlich auch 

eine Übernahme bereits bestehender bPKZ möglich 
ist. Erforderlich ist lediglich, dass zwei identische bPKZ 
vermieden werden und dass die bPKZ einer Person 
zwingend in einer Tabellenzeile enthalten sind, da die 
Zuordnung allein über diese Zeile (bzw. die Zeilennum-
mer) erfolgt.

Abbildung 3: Modell NEU-ID – Schritt 1: Erstellung bPKZ

Antrag  
unter Angabe von  
Steuer-ID (bPKZ3)

Verschlüsselung in 
doppeltem Umschlag 

(ähnlich wie in Schritt 2)

Weiterleitung des Antrags  
mit neuem bPKZ1 an Auszahlungsstelle

Szenario: 
Unterstützungsleistung 

für Mütter bei 
geringem Einkommen

Intermediär
• verfügt lediglich über  

zusammengehörige bPKZ  
und nicht über Inhaltsdaten 

• entschlüsselt Steuer-ID → erstellt in 
der Zeile der Stuer-ID neues bPKZ1

Modell NEU-ID (bPKZ) – Schritt 1: Erstellung bPKZ

(1) bPKZ3 bPKZ2 bPKZ1
(2) bPKZ3 bPKZ2 bPKZ1

Steuer-ID/bPKZ3
Antrag

bPKZ1
Antrag
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Das Modell ist nicht darauf beschränkt, alle bPKZ einer 
Person bei einem Intermediär zu bündeln. Vielmehr ist 
auch denkbar, Intermediäre anhand von Bereichen oder 
örtlich (z. B. föderal) zu trennen. Der Vorteil des Modells 
besteht ebenfalls darin, dass eine Profilbildung nur 
durch Verknüpfung verschiedener bPKZ erfolgen kann, 
nicht aber anhand eines aPKZ. Zwar fungiert auch inso-
weit der Intermediär als zentraler Angriffspunkt, über 
den eine Verknüpfung der bPKZ möglich ist. Das Risiko 

ist gegenüber dem Stammzahl-Modell aber dadurch 
reduziert, dass der Intermediär allein bPKZ verknüpft, 
diese jedoch keiner Person zuordnen kann. Dazu wären 
identifizierende Daten aus einem anderen Register er-
forderlich. Im Falle einer Datenpanne wäre es außer-
dem möglich, einen Teil der bPKZ oder alle bPKZ einer 
Person auszutauschen.

Ziel: 
Auskunft über 

Einkommen durch 
Finanzamt

Austausch bPKZ

Austausch bPKZ

Zuordnung bPKZ2 
zu Datensatz & 

Auswahl d. angef. 
Datums

Modell NEU-ID (bPKZ) – Schritt 2: Datenaustausch

Abbildung 4: Modell NEU-ID – Schritt 2: Datenaustausch

bPKZ2

Einkommen?

bPKZ1

1.200 €

bPKZ1

Einkommen?

bPKZ2

1.200 €
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4.	 Praxisbeispiel: Nutzung von PKZ zur Auszah-
lung von Leistungen der öffentlichen Hand

Zunächst ist festzuhalten, dass alle genannten Modelle 
dazu geeignet sind, Leistungen der öffentlichen Hand 
einfacher, effizienter und ggf. auch bedarfsgerechter 
auszuzahlen. Der praktische Ablauf eines Verfahrens 
soll anhand eines minimalistischen Beispiels dar-
gestellt werden (das Beispiel verzichtet auf die Dar-
stellung einer Identitätsprüfung), in dem eine einkom-
mensabhängige staatliche Hilfe ausgezahlt werden soll.

a.	 Steuer-ID als aPKZ

Die Antragstellerin könnte unter Angabe ihres Namens, 
ihrer aPKZ (Steuer-ID) und ggf. ihrer IBAN die Aus-
zahlung beantragen. Um die Auszahlung durchzufüh-
ren, benötigt die auszahlende Behörde den Namen der 
Person für die Banküberweisung. Außerdem muss sie 
überprüfen, ob die Antragstellerin tatsächlich berech-
tigt ist. Zu diesem Zweck fragt die auszahlende Behörde 
unter Angabe der Steuer-ID als aPKZ beim Bundes-
zentralamt für Steuern den Namen der Antragstellerin 
an. Außerdem fragt sie beim zuständigen Finanzamt 
unter Angabe der aPKZ an, ob die Antragstellerin tat-
sächlich über das angegebene Einkommen verfügt. Die 
bereichsübergreifende Übertragung erfolgt in der Regel 
mittels des sogenannten 4-Corner-Modells über einen 
Intermediär. Dieser überprüft die Berechtigung der 
anfragenden Behörde und protokolliert den Datenaus-
tausch. Die Übermittlung erfolgt verschlüsselt mittels 
„doppeltem Umschlag“, d. h. der Intermediär kann nur 
Kenntnis von den zur Erfüllung seiner Aufgabe relevan-
ten Metadaten erlangen, nicht aber vom Inhalt der An-
frage oder der Steuer-ID der Antragstellerin. Da sowohl 
das zuständige Finanzamt als auch die Datenbank des 
BZSt die Steuer-ID als allgemeines Ordnungsmerkmal 
verwenden, können sie die Anfrage der auszahlenden 
Behörde ohne großen Aufwand beantworten. Diese be-
auftragt mithilfe der erlangten Daten ein Kreditinstitut 
mit der Auszahlung.

b.	 PKZ anstatt aPKZ

Entsprechend wäre eine Auszahlung auch über die 
beiden Modelle mit bPKZ möglich. Die Antragstellerin 
beantragt also jeweils wieder die Auszahlung beispiels-
weise bei der auszahlenden Behörde. In dem Fall, dass 
die auszahlende Behörde noch nicht über ein bPKZ ver-
fügt, kein vorhandenes bPKZ nutzen möchte oder die 
Antragstellerin ihr bPKZ nicht kennt, ist jedoch jeweils 
ein Zwischenschritt erforderlich.

Im Stammzahl-Modell müsste der Antrag um den Min-
destdatensatz ergänzt werden. Mithilfe dieses Mindest-
datensatzes beantragt die auszahlende Behörde beim 
Intermediär ein neues bPKZ. Im Modell NEU-ID könnte 
der Antrag unter Angabe der Steuer-ID als bereits exis-
tierendes bPKZ erfolgen. Dieses würde an den Inter-
mediär weitergeleitet, der in der Zeile der Steuer-ID ein 
neues bPKZ erstellt und diese an die Auszahlungsstelle 
weiterleitet.

5.	 aPKZ und bPKZ im Vergleich

Im Folgenden werden aPKZ und bPKZ im Hinblick auf 
den zeitlichen Aufwand, Effizienz, Sicherheit, verfas-
sungsrechtliche Würdigung und Verbraucherfreund-
lichkeit verglichen.

a.	 Zeitlicher Aufwand für den Aufbau der 
Infrastruktur

Ein zeitlicher Aufwand besteht in allen Modellen in 
nicht unerheblichem Umfang, da das Registersystem 
in Deutschland bisher dezentral organisiert ist und 
kein gemeinsames Ordnungsmerkmal nutzt. Der Zeit-
aufwand für die Einrichtung der Steuer-ID als aPKZ ist 
gegenüber den beiden anderen Modellen aber am ge-
ringsten. Die Umsetzung eines solchen Modells wurde 
mit Verabschiedung des RegMoG bereits begonnen. 
Außerdem wird die Steuer-ID als bereits vorhandenes 
und umfassend genutztes PKZ zu einem aPKZ aus-
gebaut. Der geringere zeitliche Aufwand ergibt sich 
daraus, dass es nicht der Generierung neuer Kenn-
zeichen bedarf und auch ein weiterer Gesetzgebungs-
prozess zunächst nicht nötig ist. Für die Einrichtung 
der technischen Infrastruktur und schließlich die um-
fassende Bereitstellung digitaler Verwaltungsleistun-
gen ist allerdings auch im Modell des RegMoG noch 
erheblicher Aufwand erforderlich. Laut Stellungnahme 
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des Normenkontrollrats (NKR) soll die Identifikations-
nummer binnen fünf Jahren (d. h. ca. 2025) in Online-
zugangsgesetz-relevante Register aufgenommen und 
zur Qualitätssicherung der Basisdaten einer Person 
genutzt werden können (BT-Drs. 19/24226, Anlage 2, S. 
94.). Eine Gefahr besteht jedoch für die Implementie-
rung eines aPKZ-Modells: Aufgrund des erhöhten Risi-
kos der Verfassungswidrigkeit (s. u.), besteht die Gefahr, 
dass das RegMoG vom BVerfG für nichtig erklärt wird. 
Der Zeitplan des Vorhabens wäre dann hinfällig, weil 
mit der Implementierung eines anderen Modells von 
vorne begonnen werden müsste bzw. eine Registermo-
dernisierung ausbleiben müsste. Die Gefahr einer Ver-
fassungswidrigkeit birgt damit gleichzeitig die Gefahr 
eines deutlich erhöhten zeitlichen Aufwands.

Gegenüber dem Gesetzentwurf sind bPKZ-Modelle zu-
nächst aufwändiger. Die Einschätzung des Mehrauf-
wands erfolgt jedoch äußerst unterschiedlich.6 Der NKR 
beziffert den Zeit- und Kostenaufwand der Umsetzung 
eines Modells nach österreichischem Vorbild nach ers-
ten Schätzungen als „mindestens doppelt so langwierig 
und doppelt so teuer“ (BT-Drs. 19/24226, Anlage 2, S. 
101.). Diese Einschätzung ist wie auch die Kostenkalku-
lation aufgrund der geringen Begründungstiefe kritisch 
zu würdigen (s. u. Kosten).

Mit Blick auf das Stammzahl-Modell ist hinsichtlich des 
Aufwands richtigerweise festzustellen, dass bestehen-
de PKZ vollständig durch neuartige bPKZ ersetzt wer-
den müssten. Dies setzt voraus, dass die Stammzahl-
behörde ihre Tätigkeit aufnehmen kann, allen Personen 
eine Stammzahl zuordnet und in der Folge alle bPKZ 
generieren kann. Dies sorgt gerade mit Blick auf die de-
zentrale Registerstruktur in Deutschland für einen gro-
ßen finanziellen wie auch organisatorischen und syste-
mischen Aufwand. Diese größere Komplexität

6	 Von Lewinski, Europa-, verfassungs- und datenschutzrechtliche Grundfragen des Registermodernisierungsgesetzes (RegMoG), Januar 
2021, S. 9: „deutlich aufwendiger und kostspieliger“; NKR, Faktencheck Registermodernisierung, Januar 2021, S. 5: „es wird sogar die 
Machbarkeit in Frage gestellt“; Sorge/von Lucke/Spiecker gen. Döhmann, Registermodernisierung, Dezember 2020, S. 34: „mit nur 
geringem Mehraufwand umsetzbar“; Kelber (o. J.), Ausschuss für Inneres und Heimat, Deutscher Bundestag, Wortprotokoll der 114. 
Sitzung, Protokoll-Nr. 19/114, S. 23: „minimaler Mehraufwand“; Sorge (o. J.), Ausschuss für Inneres und Heimat, Deutscher Bundes-
tag, Wortprotokoll der 114. Sitzung, Protokoll-Nr. 19/114, S. 29: „nicht viel Zusatzaufwand“.

7	 Für die ursprüngliche Einschätzung des NKR s. z. B.: McKinsey & Company, Mehr Leistung für Bürger und Unternehmen: Verwaltung 
digitalisieren. Register modernisieren., Oktober 2017, S. 42 u. 53; daher im Hinblick auf die zu schnelle Ablehnung zurecht krit. z. B.: 
BfDI (2020b), Stellungnahme zum RegMoG, Oktober 2020, S. 5.

im Vergleich zur Registerstruktur in Österreich ist das 
Hauptargument gegen eine entsprechende Etablierung 
eines Stammzahl-Modells in Deutschland (BT-Drs. 
19/24226, S. 3; NKR, Faktencheck Registermodernisie-
rung, Januar 2021, S. 5.). Daher lehnt der NKR die Um-
setzung eines Stammzahl-Modells aktuell aufgrund zu 
großen Aufwands ab, sah ein solches Modell ursprüng-
lichen jedoch als erstrebenswert an.7

Im Vergleich besteht im NEU-ID-Modell zwar ebenfalls 
ein erhöhter Aufwand für die Behörden bei der Einrich-
tung der Dateninfrastruktur, der sich jedoch gegenüber 
dem Stammzahl-Modell reduzieren dürfte. Insgesamt 
wird der technische Aufwand im Vergleich zu geglück-
ten technischen Projekten wie dem elektronischen 
Personalausweis und der Corona-Warnapp als deut-
lich weniger komplex bewertet (Sorge, o. J.). Das NEU-
ID-Modell hat zunächst den Vorteil, dass die Generie-
rung neuer bPKZ leichter ist. Diese müssen nicht aus 
einer Stammzahl errechnet werden, sondern können 
beliebig gewählt werden, sodass auch die Übernahme 
bereits bestehender PKZ (insb. der Steuer-ID) möglich 
ist. Dies ermöglicht außerdem eine schrittweise Imple-
mentierung. Bspw. könnte in einem ersten Schritt die 
Steuer-ID als bPKZ vorgesehen werden, da das BZSt die 
Basisdaten hält. Im Anschluss könnten sich andere Be-
hörden, die bisher mit der Steuer-ID gearbeitet haben 
(z. B. Familienkassen und Rentenkassen), eine eigene 
bPKZ anstelle der Steuer-ID zuweisen lassen. Wird im 
Anschluss die Steuer-ID in den Datenbanken dieser Be-
hörden gelöscht, würden bereits drei Bereiche (Steuer, 
Familien- u. Rentenkasse) über eine eigene bPKZ verfü-
gen. Andere Bereiche könnten schrittweise hinzugefügt 
werden. Möglich bleibt weiterhin außerdem, dass ein-
zelne Behörden nicht an das bPKZ-System angeschlos-
sen werden, soweit dies nicht sachgemäß erscheint.
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Abschließend ist ausdrücklich darauf hinzuweisen, dass 
beide vorliegend diskutierten Modelle durch Sorge/von 
Lucke/Spiecker gen. Döhmann so konzeptioniert sind, 
dass sie sich am bestehenden RegMoG und der be-
stehenden Registerstruktur orientieren, sodass die 
grundlegende Architektur übernommen werden kann 
und sich der Anpassungsbedarf in Grenzen hält. We-
sentliche Änderungen werden nur mit Blick auf den 
Intermediär vorgenommen, während die Registerstruk-
tur an sich unangetastet bleibt und gegenüber dem 
RegMoG lediglich die Steuer-ID durch ein bPKZ ersetzt 
wird (so deutlich: Sorge et al. 2020). Damit wird grund-
legend (und nachvollziehbar) der Annahme von Gesetz-
geber und NKR widersprochen, dass eine Übertragung 
des österreichischen Modells eine Zentralisierung der 
dezentralen deutschen Registerlandschaft erfordern 
würde (S. BT-Drs. 19/24226, Anlage 2, S. 101.). Darü-
ber hinaus kann bei einer zentralen Registerhaltung 
mangels Verteilung das aus der DSGVO abzuleitende 
Separierungsprinzip nicht in gleichem Maß eingehalten 
werden wie bei bPKZ.8 Nach dem Vorbild der Schweiz 
ist aber ebenso eine schrittweise Harmonisierung de-
zentraler Register denkbar. Ein dem NKR-Gutachten 
von McKinsey (vgl. Fussnote 7) beiliegendes Gutachten 
des Statistischen Bundesamts weist lediglich darauf 
hin, dass für die Durchführung eines registerbasierten 
Zensus in Anlehnung an Österreich die Zentralisierung 
einzelner Register erforderlich wäre (DeStatis o. J.). 
Dies gilt insb. für die kommunal geführten Melderegis-
ter, die zu einem zentralen Melderegister zusammenge-
führt werden müssten (ähnlich wie 2001 in Österreich), 
dessen Pflege jedoch weiterhin durch die Kommunen 
erfolgen könnte. Allein auf der Annahme einer zwin-
gend erforderlichen Zentralisierung basiert jedoch die 
pauschale Beurteilung des erhöhten Zeit- und Kosten-
aufwands.

8	 Parycek, Ausschuss für Inneres und Heimat, Deutscher Bundestag, Wortprotokoll der 114. Sitzung, Protokoll-Nr. 19/114, S. 12.

b.	 Effizienz

Nicht nur in zeitlicher Hinsicht, auch im Hinblick auf die 
Kosten dürfte das aPKZ-Modell des RegMoG grundsätz-
lich am effizientesten sein, da es den geringsten Auf-
wand für die Zielerreichung voraussetzt. Dies gilt jedoch 
nur unter folgenden Annahmen:

Erstens muss das RegMoG im Falle einer Überprüfung 
durch das BVerfG als verfassungskonform bewertet 
werden. Andernfalls kann es die anvisierten Ziele über-
haupt nicht erreichen.

Zweitens müssen auch zukünftige Veränderungen des 
aPKZ-Modells verfassungskonform möglich sein. Das 
RegMoG sieht bisher lediglich den Austausch von Basis-
daten zwischen 51 Registern vor. Soll dieser Umfang der 
Datenverarbeitung zukünftig erweitert werden, bspw. 
indem weitere Register in das System integriert werden 
oder über die Basisdaten hinausgehende Daten aus-
getauscht werden, wäre diese Änderung des Gesetzes 
erneut an der Verfassung zu messen. Auch wenn das 
RegMoG in seiner aktuellen Form verfassungskonform 
wäre, ist es zukünftig durch eine gewünschte Erweite-
rung des Modells der Gefahr der Verfassungswidrigkeit 
ausgesetzt.
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c.	 Sicherheit

In allen drei Modellen sind mehrere Sicherheitsmaß-
nahmen vorgesehen. Im Mittelpunkt des RegMoG steht 
im Falle einer bereichsübergreifenden Übermittlung 
das oben bereits beschriebene 4-Corner-Modell. Diese 
Übermittlung erfolgt über einen Intermediär und wird 
durch diesen einer ex ante-Berechtigungsprüfung un-
terzogen. Außerdem werden Inhalte einer Datenanfra-
ge in einem „doppelten Umschlag“ (s.o.) verschlüsselt. 
Eine Einführung dieses Sicherheitsmechanismus ist 
entsprechend auch in beiden bPKZ-Modellen möglich. 
Darüber hinaus wird im Hinblick auf das RegMoG die 
Kontrollierbarkeit durch Betroffene über das Daten-
cockpit und die insoweit erfolgende Verbesserung der 
Transparenz als Sicherheitsmaßnahme angesehen. 
Auch die geplante Etablierung eines Datencockpits 
kann in beiden bPKZ-Modellen entsprechend vorgese-
hen werden. Schließlich wird die dezentrale Register-
organisation als solche durch den NKR als Sicherheits-
instrument angesehen (Kompetenzzentrum Öffentliche 
IT o. J.). Wie dargestellt wurde, kann die dezentrale 
Registerstruktur nach Auffassung von Sorge, von Lucke 
und Spiecker gen. Döhmann auch in beiden bPKZ-Mo-
dellen bestehen bleiben. Darüber hinaus bieten beide 
bPKZ-Modelle noch weiteres Potenzial für eine dezent-
rale Ausgestaltung des gesamten Systems (Sorge et al. 
2020, S. 34 & 37).

Die Risiken der Verwendung einer aPKZ sind ungleich 
größer als bei der Verwendung von bPKZ, denn in Fäl-
len des Datenmissbrauchs (z. B. externe Cyberangriffe 
oder missbräuchliches Verhalten innerhalb der Behör-
de) wird in jedem Fall das aPKZ erlangt und kann in der 
Folge mit weiteren Daten verknüpft werden. Hingegen 
würde bei Nutzung von bPKZ nur der bereichsspezifi-
sche Datensatz unmittelbar kompromittiert. Eine Ver-
knüpfung mit anderen bPKZ könnte nur durch weitere 
Daten gewährleistet werden. Ein solches Risiko würde 
im Modell NEU-ID außerdem noch dadurch reduziert, 
dass die betroffene bPKZ durch eine neue ausgetauscht 
werden könnte.

Diese Verbesserung der Sicherheit in einem bPKZ-Mo-
dell wird zwar z. T. anerkannt, aufgrund nur geringer 
Vorteile aber der Einschätzungsprärogative des Ge-
setzgebers unterstellt. Solange keine hinreichenden 
empirischen Anhaltspunkte für Schadensszenarien be-
stünden, unterliege die Bewertung der Einschätzungs-
prärogative des Gesetzgebers (von Lewinski, 2021, S. 
10). Das Stammzahl-Modell unterscheide sich hinsicht-
lich der Angriffsfläche nur bei einem rechtswidrigen Zu-
griff von außen auf die Daten (von Lewinski, 2021, S. 9). 
Demgegenüber biete das Stammzahl-Modell eine zen-
trale Angriffsstelle (von Lewinski, 2021, S. 10f). Beide 
Punkten sind im Kern zutreffend, bedürfen jedoch einer 
Ergänzung. Eine rechtswidrige Weitergabe von Daten ist 
auch durch Behördenmitarbeiter möglich. Auch inso-
weit reduziert eine Aufteilung in bPKZ die Angriffsflä-
che. Außerdem reduziert sich die Gefahr eines zentra-
len Angriffspunkts im NEU-ID-Modell gegenüber dem 
Stammzahl-Modell, da ein erfolgreicher Angriff auf den 
Intermediär nicht unmittelbar eine Zuordnung von bPKZ 
zu einer Person ermöglicht und damit weniger attraktiv 
ist. Damit bietet eine Nutzung von bPKZ gewisse Vortei-
le zur Eindämmung von Risiken. Ergänzend ist noch auf 
zwei Aspekte hinzuweisen: Die Risiken und damit die 
Sicherheitsanforderungen erhöhen sich, je mehr Betei-
ligte in ein aPKZ oder bPKZ-Modell integriert werden. 
Insbesondere die Einbindung privater Akteure birgt zu-
sätzliche Gefahren, da das Sicherheitsniveau dieser Ak-
teure nicht in gleichem Maß gewährleistet werden kann 
(von Lewinski, 2021, S. 10). Sollte politisch die stärkere 
Einbindung privater Akteure gewünscht sein, bspw. zum 
Zweck der Auszahlung von Leistungen aus öffentlichen 
Mitteln, so könnte dies die Notwendigkeit eines bPKZ-
Modells wahrscheinlicher machen. Ein bPKZ-Modell 
bietet insoweit immer den Schutz durch Nutzung von 
bPKZ, der auch bestehen bleibt, wenn private Akteure 
eingebunden sind. Nutzt bspw. ein privater Akteur ein 
PKZ, das infolge eines Angriffs erlangt wird, so be-
steht in einem aPKZ-Modell die unmittelbare Gefahr 
der Identifizierung und Profilbildung. Wird hingegen im 
NEU-ID-Modell ausschließlich eine bPKZ erlangt, könn-
te diese kompromittierte bPKZ durch den Intermediär 
ausgetauscht werden. Schließlich ist im Hinblick auf die 
Einschätzungsprärogative des Gesetzgebers darauf hin-
zuweisen, dass der Gesetzgeber bei der Nutzung eines 
solchen Spielraums nicht völlig frei ist (Richter, 2020, 
S 12 f). Gerade bei intensiven Grundrechtseingriffen ist 
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an eine solche Ausübung ein gewisser Sorgfaltsmaßstab 
zu setzen, sodass sich u. a. mit Regulierungsalternativen 
substantiiert und nachvollziehbar auseinanderzusetzen 
ist (Richter, 2020, S 13).

d.	 Verfassungsrechtliche Würdigung

Die verfassungsrechtliche Zulässigkeit des RegMoG 
ist in der Literatur umstritten.9 Neben der fraglichen 
Einhaltung des Wesentlichkeitsprinzips (Sorge et al. 
2020, S. 16 f.) steht im Mittelpunkt der Diskussion die 
Frage, ob der Eingriff in das informationelle Selbst-
bestimmungsrecht aus Art. 2 Abs. 1 i.V.m. Art. 1 Abs. 
1 GG verfassungsrechtlich gerechtfertigt werden kann. 
Verfassungsrechtliche Bedenken ergeben sich insbe-
sondere aufgrund der Gefahr einer umfassenden Per-
sönlichkeitsprofilbildung. Das BVerfG erklärte es als 
mit der Menschenwürde unvereinbar, einen Menschen 
in seiner ganzen Persönlichkeit zu registrieren und zu 
katalogisieren (BVerfGE 27, 1, 6 – Mikrozensus). Außer-
dem sah es die Einführung eines einheitlichen, für alle 
Register und Dateien geltenden Personenkennzeichens 
als entscheidenden Schritt hin zu einem solchen Per-
sönlichkeitsprofil an (BVerfGE 65, 1, 57 – Volkszählung). 
Dennoch wird dem einheitlich kein absolutes Verbot von 
PKZ entnommen, sondern auf die einzelne Ausgestal-
tung geschaut, die ausreichende Schutzmechanismen 
vorsehen muss.

Auf dieser gemeinsamen Basis wird die Umsetzung im 
RegMoG im Anschluss an die zitierten Entscheidungen 
des BVerfG teilweise bereits als mit dem Menschenwür-
dekern des Allgemeinen Persönlichkeitsrechts (APR)
unvereinbar angesehen, sodass eine Rechtfertigung 
von vornherein ausscheidet.10 Die Breite der durch die 
Steuer-ID verknüpften Register und Abrufmöglichkei-
ten dränge in den Bereich der Profilbildung vor (Sorge 
et al. 2020, S. 15). Erforderlich sei nicht, dass es tat-
sächlich zu einer Profilbildung komme. Vielmehr ge-
fährde das durch das RegMoG angelegte System bereits 
als solches schon den geistigen Innenraum des Bürgers  
(BfDI, 2020a, S. 7).

9	 Das Abwägungsergebnis ebenfalls als offen bewertend: Wissenschaftliche Dienste, Ausarbeitung WD 3 – 3000 – 196/20, September 
2020, S. 21.

10	 Sorge/von Lucke/Spiecker gen. Döhmann, Registermodernisierung, Dezember 2020, S. 15 f.; tendenziell wohl auch: BfDI (2020b), 
Stellungnahme vom 21.10.2020, S. 2, wobei nicht eindeutig ist, ob ebenfalls bereits von einer Verfassungswidrigkeit auf Eingriffsebene 
ausgegangen wird

11	 Vgl. für diese Einschätzung und die folgenden Ausführungen: Wissenschaftliche Dienste, Ausarbeitung WD 3 – 3000 – 196/20, Septem-

Wird von einem solchen Eingriff in den Kern der Men-
schenwürde nicht ausgegangen, kann hingegen eine 
verfassungsrechtliche Rechtfertigung erwogen werden. 
Als legitime Ziele sind die Verwaltungseffizienz, die Ver-
besserung der Leistungs- und Belastungsgerechtig-
keit und die Digitalisierung der Verwaltung zu nennen 
(von Lewinski, 2021, S. 7). Außerdem werden potenziell 
Bürger von Nachweispflichten entlastet und die Daten-
qualität erhöht (Wissenschaftliche Dienste, 2020, S. 19). 
Teilweise wird aufgrund der zur Verfügung stehenden 
Alternativen bereits die Erforderlichkeit des Eingriffs 
bezweifelt (Sorge et al. 2020, S. 16). Werden diese Alter-
nativen als weniger effektiv erachtet, weil die Umset-
zung aufwändiger ist und das Ziel der Verwaltungsef-
fizienz damit nicht im gleichen Maße erreicht wird (von 
Lewinski, 2021, S. 9), läuft die Frage der Verfassungs-
mäßigkeit schließlich auf die Angemessenheit i. e. S. 
hinaus.

Die Eingriffsintensität ist insgesamt als hoch zu be-
werten.11 Eine Registermodernisierung führt zunächst 
zu einem großen betroffenen Personenkreis (alle na-
türlichen Personen in Deutschland, die steuerpflichtig 
sind oder ein Verwaltungsverfahren führen). Außerdem 
wirkt sich im RegMoG der große Umfang des Verwen-
dungsbereichs der Steuer-ID aus, da bereits die 51 be-
troffenen Register viele verschiedene Lebensbereiche 
betreffen. Im Anschluss daran besteht auch die Gefahr, 
dass Bereiche so groß festgelegt werden, dass bereits 
innerhalb dieser Bereiche die Gefahr der Profilbildung 
besteht (BfDI, 2020a, S. 8 f.). Weiter wächst die Intensität 
des Eingriffs, da betroffene Personen den Eingriff nicht 
zwingend durch ihr Verhalten zurechenbar veranlassen 
müssen. 
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Schließlich nimmt die Schwere des Eingriffs aufgrund 
der Ermöglichung von Folgeeingriffen zu. Zwar ist im 
RegMoG noch keine Erweiterung der Registerzahl und 
der auszutauschenden Daten vorgesehen. Ein solche ist 
jedoch für die Zukunft auch nicht ausgeschlossen, ggf. 
sogar politisch erwünscht und ohne größeren Aufwand 
möglich. Außerdem wird kritisiert, dass die Zweckbin-
dung im Rahmen des RegMoG nicht ausreichend be-
grenzt wird.12 Weder wird die Nutzung des PKZ allein auf 
den Zweck der Identifizierung begrenzt, noch wird die 
Nutzung der Steuer-ID in der Privatwirtschaft gesetz-
lich ausgeschlossen (BfDI, 2020a, S. 9).

Es kommt darauf an, ob diese hohe Eingriffsintensität 
ausreichend durch Schutzmechanismen ausgeglichen 
wird. Als erster Schutzmechanismus fungiert das PKZ 
als solches, da es sich auch bei der Steuer-ID als aPKZ 
nicht um ein sog. sprechendes PKZ handelt, sondern 
ein Pseudonym. Im Sinne der Datenminimierung wird 
damit in allen drei Modellen eine unmittelbare Identi-
fizierung anhand der Steuer-ID vermieden (Martini et 
al., 2017, S. 9). Weiter dient das vorgesehene Daten-
cockpit der Gewährleistung von Transparenz, teilweise 
jedoch nur im Rahmen einer ex-post-Kontrolle durch 
den Betroffenen (Sorge et al. 2020, S. 19). Außerdem 
bietet das vorgesehene 4-Corner-Modell im Fall einer 
bereichsübergreifenden Datenübertragung einen zen-
tralen Schutzmechanismus, indem es eine unabhän-
gige Berechtigungsprüfung durch einen Intermediär 
vorsieht. Gegen die Forderung einer flächendecken-
den Einführung (BfDI, 2020a, S. 6) wird angeführt, dass 
eine solche den Aufwand bei bereichsinternen Daten-
übertragungen erhöhe, zur Datenredundanz führe und 
in der Folge auch den Sicherheitsaufwand mehre (von 
Lewinski, 2021, S. 8f). Weiter wird auf die bestehenden 
Sicherheitsanforderungen durch das Datenschutzrecht, 
das IT-Sicherheitsrecht und die Anforderungen an die 
IT-Sicherheit gem. § 7 Abs. 2 IdNr-G sowie die beste-
hende Absicherung der Steuer-ID Datenbank hingewie-
sen (von Lewinski, 2021, S. 15f).

ber 2020, S. 19 ff.; Sorge/von Lucke/Spiecker gen. Döhmann, Registermodernisierung, Dezember 2020, S. 17 ff.
12	 BfDI (2020b), Stellungnahme vom 21.10.2020, S. 6; außerdem: Sorge/von Lucke/Spiecker gen. Döhmann, Registermodernisierung, 

Dezember 2020, S. 19. 
13	 So in weiten Teilen wohl: Von Lewinski, Europa-, verfassungs- und datenschutzrechtliche Grundfragen des Registermodernisierungs-

gesetzes (RegMoG), Januar 2021, S. 11.
14	 Zur Relevanz der Sorgfaltsanforderungen für die verfassungsrechtliche Beurteilung s. erneut: Richter, Stellungnahme RegMoG, 

Dezember 2020, S. 18 f.
15	 Kelber (o. J.), Ausschuss für Inneres und Heimat, Deutscher Bundestag, Wortprotokoll der 114. Sitzung, Protokoll-Nr. 19/114, S. 23.

Gegenüber diesen bereits vorgesehenen Schutzmecha-
nismen kann die Implementierung eines bPKZ-Modells 
zusätzlich schützend wirken (s.o.). Sie reduziert den 
Umfang der durch ein übereinstimmendes PKZ ver-
knüpften Lebensbereiche und ermöglicht den Daten-
austausch ohne Verwendung eines einheitlichen aPKZ.

Das Abwägungsergebnis wurde vom Wissenschaftli-
chen Dienst des Bundestags als offen bewertet (Wissen-
schaftliche Dienste, 2020, S. 22). Es wird entscheidend 
darauf ankommen, ob das BVerfG die Einschätzung des 
Gesetzgebers insoweit als von dessen Einschätzungs-
prärogative gedeckt ansieht,13 oder zu einem anderen 
Ergebnis als der Gesetzgeber gelangt. Im Hinblick auf 
die Verfassungsmäßigkeit kritische Stimmen sind in-
zwischen jedenfalls in beachtlichem Umfang vorhan-
den. Für die Frage der Einschätzungsprärogative wird 
es gerade auch darauf ankommen, ob der Gesetzgeber 
für die Bewertung alternativer Lösungen den gelten-
den Sorgfaltsanforderungen nachgekommen ist.14 Den 
Eindruck einer zu kurz gekommenen Auseinanderset-
zung mit alternativen Modellen teilte im Übrigen auch 
Ulrich Kelber im Rahmen der Ausschusssitzung mit: 
„Wir sind als Datenschutzbehörden früh eingebunden 
worden durch das Innenministerium, aber ab einem 
Zeitpunkt merkte man, dass die Alternativen nicht 
mehr gleichwertig geprüft werden, sondern dass das 
Ziel nach vorne gesetzt worden ist: Wir wollen jetzt die 
Registermodernisierung, egal wie.“15 Insgesamt ist das 
aPKZ-Modell des RegMoG aufgrund der umfangreichen 
verfassungsrechtlichen Kritik und dem geringen Be-
gründungsaufwand im Hinblick auf die Ablehnung al-
ternativer Modelle erheblichen verfassungsrechtlichen 
Bedenken ausgesetzt.



71Anhang 1

e.	 Verbraucherfreundlichkeit

Ergänzend zu den in Öffentlichkeit, Politik und Verfas-
sungsrecht diskutierten Aspekten empfiehlt der SVRV 
dringend, Verbraucherfreundlichkeit (und damit Bür-
gerfreundlichkeit) zu einem zentralen Kriterium bei 
der Einführung einer PKZ zu machen. Aus dieser Per-
spektive sind die bPKZ der aPKZ vorzuziehen, weil die 
bPKZ, wenn sie richtig umgesetzt sind, zur rein behör-
deninternen Kommunikation eingesetzt werden, ohne, 
dass der Verbraucher damit belastet wird. Insbesonde-
re sollten die Bedürfnisse von Verbraucherinnen und 
Verbrauchern mit niedriger Bildung, von gesundheitlich 
beeinträchtigten, älteren (insbesondere hochbetagten) 
Verbraucherinnen und Verbrauchern sowie von Ver-
braucherinnen und Verbrauchern, deren Mutterspra-
che nicht Deutsch (sondern etwa Türkisch, Russisch, 
Arabisch oder eine andere von nach Deutschland Im-
migrierenden vielgesprochene Sprache) ist. Diese Be-
dürfnisse sollten – vor Einführung der Personenkenn-
zeichen – mit Hilfe von Usability Tests gezielt für diese 
Personengruppen überprüft werden. Der SVRV weist 
ausdrücklich darauf hin, dass hierzu ggf. höhere Kosten 
in Kauf genommen werden müssen, dass aber nach An-
sicht des SVRV Verbraucherfreundlichkeit Vorrang hat, 
um nicht soziale Ungleichheit weiter zu erhöhen oder 
weitere soziale Ausschlüsse zu schaffen.

Verbraucherfreundlichkeit bedeutet angesichts des ak-
tuellen Digitalisierungsgrads und digitalen Kompeten-
zen der deutschen Verbraucherinnen und Verbrauchern 
(siehe Sachverständigenrat für Verbraucherfragen, 
2021) weiterhin, dass immer auch eine nichtdigitale 
Lösung angeboten werden muss.

6.	 Mögliche Vorbildregelungen 
innerhalb der EU

Der Sachverständigenrat empfiehlt die Regelungen in 
folgenden Ländern dahingehend zu überprüfen, ob sie 
als Vorbild für eine mögliche Regelung dienen können. 
Darüber hinaus empfiehlt der SVRV die aktuelle Ent-
wicklung im Rahmen der Überarbeitung der eIDAS-VO 
zu berücksichtigen.

a.	 Österreich 

In Österreich wird mit einer bereichsspezifischen Per-
sonenkennziffer (bPKZ) gearbeitet. Das System der 
Nutzung von Stammzahlen und bPKZ wurde bereits mit 
dem E-Government-Gesetz im Jahr 2004 eingeführt 
(BGBl. I Nr. 10/2004). Für die Erstellung eines PKZ er-
stellt die Datenschutzbehörde eine geheime Stammzahl, 
welche als eindeutige Identifikationsnummer fungiert. 
Aus dieser Stammzahl ergeben sich durch ein krypto-
grafisches Verfahren für jeden Verwaltungsbereich für 
jeden Bürger ein eigenes Kennzeichen (bPKZ). Von den 
von einer dritten Stelle ausgegebenen bPKZ lassen 
sich keine Rückschlüsse auf die Stammzahl ziehen. Die 
bPKZ sind damit auch nur für diesen Bereich gültig und 
personenbezogene Daten können von Behörden ande-
rer Bereiche nicht eingesehen werden, § 9 Abs. 1 S. 2 
EGovG Österreich. Dadurch werden die Daten vor einem 
Durchgriff fremder Bereiche geschützt und die Entste-
hung umfangreicher Persönlichkeitsprofile verhindert.

Das österreichische System hat, auch aufgrund des 
inzwischen hohen Alters, allerdings einige Defizite. 
Es unterscheidet sich insoweit von dem vorliegend 
präsentierten Stammzahl-Modell von Sorge/von Lucke/
Spiecker gen. Döhmann.
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Das bPKZ-System wurde in Österreich ausschließlich für 
30 Register eingeführt. Register auf Landesebene, die 
für eine deutlich größere Zahl von Verwaltungsverfahren 
relevant sind, haben demgegenüber keine bPKZ einge-
führt oder lediglich für vereinzelte Verfahren. Die Län-
der fordern aber wohl die Einführung eines bPKZ für die 
Landesverwaltung (Kompetenzzentrum Öffentliche IT. 
O. J. S. 6). Dass diese bisher nicht erfolgt ist, wird auf 
die hohe Komplexität und den geringen Mehrwert ge-
schoben (Kompetenzzentrum Öffentliche IT. O. J. S. 6). 
Das österreichische Modell bringt höhere Verwaltungs-
kosten in der Umsetzung mit sich (von Lewinski, 2021, 
S. 9f). Trotz der langen Historie mangelt es daher an 
einer flächendeckenden praktischen Umsetzung des 
Systems (Kompetenzzentrum Öffentliche IT. O. J. S. 22). 
Die Daten der 30 Register werden zentral auf Bundes-
ebene harmonisiert, gespeichert und verarbeitet. Diese 
Zentralisierung der Datenverarbeitung führt gegenüber 
der dezentralen Registerlandschaft in Deutschland zu 
einem größeren Risiko durch Angriffe.16 Dieses Risiko 
wurde z. B. sichtbar, als es zu einem Datenleck im Er-
gänzungsregister für Sonstige Betroffene (EfsB) kam, in 
dessen Rahmen es zur Veröffentlichung von Adressen 
von mehr als einer Millionen Menschen kam.17 Kriti-
siert wird darüber hinaus, dass die Vielzahl bereichs-
spezifischer IDs oder PKZ ein derart komplexes, die 
österreichischen Bundesländer überforderndes System 
darstellt, das mangels Handhabbarkeit Datenschutz-
verstöße provozieren könnte (Henrichmann. o. J.). Abge-
sehen von dem bereits oben genannten Datenleck ist es 
bisher jedoch nicht zu bekannten Datenschutzverstößen 
gekommen, sodass das österreichische Modell seit fast 
20 Jahren zuverlässig zu funktionieren scheint. Außer-
dem sieht das System bisher keine Verschlüsselung 
der Inhalts- und Protokolldaten vor, sodass die zentrale 
Stelle (Stammzahlbehörde) insgesamt in der Lage wäre, 
nicht nur Metadaten, sondern Inhaltsdaten zu verknüp-
fen und zu sammeln. Dieser Gefahr wird in den hier 
dargestellten Modellen durch das 4-Corner-Modell mit 
dem sog. doppelten Umschlag entgegengewirkt. Außer-
dem existiert im österreichischen System bislang kein 
Zugriff der betroffenen Person auf die Protokolldaten. 

16	 Kompetenzzentrum Öffentliche IT, Analyse der rechtlich-technischen Gesamtarchitektur des Entwurfs des Registermodernisierungs-
gesetzes, S. 22; vgl. auch: Von Lewinski, Europa-, verfassungs- und datenschutzrechtliche Grundfragen des Registermodernisierungs-
gesetzes (RegMoG), Januar 2021, S. 11.

17	 Kompetenzzentrum Öffentliche IT, Analyse der rechtlich-technischen Gesamtarchitektur des Entwurfs des Registermodernisierungs-
gesetzes, S. 22; für den Vorfall s. z. B.: https://epicenter.works/content/groesster-datenskandal-der-republik-ueber-eine-million-woh-
nadressen-oeffentlich; sowie: https://easygdpr.eu/de/2020/05/ersb-leak/#:~:text=Von%20dem%20Datenschutzvorfall%20war%20
das,nicht%20im%20Vereinsregister%20gespeichert%20sind.

18	 BMI, FAQs zum Registermodernisierungsgesetz, abrufbar unter: https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/faqs/DE/themen/ 
moderne-verwaltung/registermodernisierung/registermodernisierung-faq-liste.html.

Im Gegensatz dazu soll in den vorliegenden Modellen 
das Datencockpit den Zugriff auf die Protokolldaten er-
möglichen und so Transparenz schaffen.

Zwar wird in den meisten anderen europäischen Län-
dern auch eine zentrale Registerlandschaft geführt; das 
in Österreich verwendete Modell bereichsspezifischer 
Personenkennziffern hat sich in anderen europäischen 
Ländern jedoch nicht durchgesetzt.18

b.	 Dänemark

Bereits seit 1968 wird in Dänemark als eine der führen-
den E-Government-Nationen mit individuellen zehn-
stelligen allgemeinen Personenkennzahlen gearbeitet, 
die im zentralen Personenregister (CPR) gespeichert 
werden. Es handelt sich dabei um eine registerüber-
greifende Identifikationsnummer (Henrichmann, o. J.). 
Das in Dänemark herrschende Once-Only-Prinzip 
zeichnet sich im Wesentlichen dadurch aus, dass Bür-
ger und Unternehmen bestimmte Standardinforma-
tionen den öffentlichen Verwaltungen nur noch beim 
ersten Kontakt mitteilen müssen (Stocksmeier/Führer, 
2019, S. 87) – so wie auch im Registermodernisierungs-
gesetz in Deutschland vorgesehen (Berger o. J.). Diese 
Basisdaten können dadurch bei der Abwicklung von 
Verwaltungsverfahren unkompliziert abgerufen wer-
den (McKinsey & Company. 2017. S. 32). Die beteiligten 
Ressorts und Behörden haben dafür ein harmonisiertes 
Datenmodell definiert, in welchem festgelegt wird, wel-
che Informationen Basisdaten sind, in welchem Format 
diese zu speichern sind und wie sie zusammenhängen. 
Durch die Unterteilung der Basisdaten in sechs Fach-
domänen (Personen, Unternehmen, Immobilien, Ad-
ressen, Geoinformationen, Wasser- und Klimadaten) 
können die Daten von einem Datenverteiler über eine 
standardisierte Schnittstelle für Anwender in Behörden 
und privaten Organisationen selektiv zugänglich ge-
macht werden.

https://epicenter.works/content/groesster-datenskandal-der-republik-ueber-eine-million-wohnadressen-oeffentlich
https://epicenter.works/content/groesster-datenskandal-der-republik-ueber-eine-million-wohnadressen-oeffentlich
https://easygdpr.eu/de/2020/05/ersb-leak/#:~:text=Von%20dem%20Datenschutzvorfall%20war%20das,nicht%20im%20Vereinsregister%20gespeichert%20sind
https://easygdpr.eu/de/2020/05/ersb-leak/#:~:text=Von%20dem%20Datenschutzvorfall%20war%20das,nicht%20im%20Vereinsregister%20gespeichert%20sind
https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/faqs/DE/themen/moderne-verwaltung/registermodernisierung/registermodernisierung-faq-liste.html
https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/faqs/DE/themen/moderne-verwaltung/registermodernisierung/registermodernisierung-faq-liste.html
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c.	 Estland

In Estland erfolgt ein umfassendes öffentliches Daten-
management unter Zuhilfenahme der von der „Infor-
mation System Authority“ bereitgestellten Plattform 
„X-Road“. Darüber sind nahezu alle Informationen der 
Verwaltung öffentlich zugänglich. Die RIA ist eine zent-
rale Informationsbehörde, welche ein Verzeichnis aller 
IT-Systeme und Datenbanken der Verwaltung führt. Die 
RIA definiert für jede fachliche Domäne ein verbindli-
ches Leitregister, auf das alle Nutzer zugreifen müssen, 
um konsistente Informationen zu gewährleisten. Für die 
Nutzer wird dadurch vollständig transparent, welche 
Daten für eine bestimmte Anwendung zur Verfügung 
stehen. Jedes Informationsobjekt hat eine Identifikati-
onsnummer, sodass Daten zu Personen, Unternehmen, 
Wohnungen, Kfz, Straftaten, etc. immer eindeutig iden-
tifizierbar und verknüpfbar sind. Die RIA fungiert außer-
dem als zentrale Registersteuerungsbehörde, d. h. sie 
muss zustimmen, wenn eine neue Verwaltungsdaten-
bank aufgebaut werden soll, nachdem sie geprüft hat, 
ob eine andere Behörde bereits dieselben Daten führt, 
um zu verhindern, dass durch doppelte Speicherung 
Doppelarbeit entsteht. Zur Sicherung der Daten beim 
Datenaustausch werden Protokolle für die Authentifi-
zierung und Autorisierung von Teilnehmern geführt und 
die Daten beim Austausch verschlüsselt. Die Plattform 
„X-Road“ hat dabei keine Kopie der Daten, sondern ver-
bindet nur die IT-Systeme und Datenbanken als Mittler 
(McKinsey & Company, 2017, S. 26f).

19	 McKinsey & Company, Mehr Leistung für Bürger und Unternehmen: Verwaltung digitalisieren. Register modernisieren, Oktober 2017, 
S. 32.

d.	 Schweden

Im Vergleich zu anderen europäischen Ländern werden 
in Schweden keine Basisdaten erfasst. Ein umfassen-
der Informationsaustausch für spezifische behördli-
che Dienstleistungen wird in Schweden durch einzelne 
Plattformen gewährleistet, die Register verschiedener 
nationaler Institutionen mit den IT-Systemen der Kom-
munen verbinden. Beispielsweise ist hier die SSBTEK 
anzuführen. Dabei handelt es sich um die Plattform zum 
Datenaustausch für Sozialhilfeanträge, welche zur Er-
füllung behördlicher Aufgaben die Register der Steuer-
behörde, der Renten- und Sozialversicherung und der 
Arbeitsagentur mit den IT-Systemen der für Sozialhilfe-
anträge zuständigen Kommunen verbindet. Die SSBTEK 
leitet dafür Anfragen von Sachbearbeitern an ange-
schlossene Register weiter und gibt einen vollständigen 
Datensatz zurück. Der Datenschutz soll durch Einzel-
vereinbarungen jeder beteiligten Kommune mit allen 
registerführenden Stellen sichergestellt werden.19
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Anhang 2

Quantitative Erfassung 
von materieller Entbehrung
Angesichts der gesellschaftlichen Ungleichverteilung 
des Konsumbudgets war es für den SVRV im Rahmen 
der Gutachtenerstellung von ergänzendem Interesse, in 
welchem quantitativen Ausmaß aus finanziellen Grün-
den auf Konsum verzichtet wird, wie dieses Ausmaß 
in Deutschland gesellschaftlich verteilt ist und in wel-
chen Bereichen am ehesten aufgrund fehlender Mittel 
auf Konsum verzichtet wird. Der Fokus sollte dabei auf 
Gütern und Dienstleistungen liegen, die als mehr oder 
weniger wesentlich für eine angemessene Versorgung 
der Bevölkerung angesehen werden können.

Es sei hier ausdrücklich darauf hingewiesen, dass 
die quantitativen Daten aus der Zeit vor den externen 
Schocks der letzten Jahre (Pandemie und Ukraine-
Krieg) stammen, weshalb aufgrund dieser Daten kei-
ne Aussagen über die Folgen dieser externen Schocks 
gemacht werden können. Dies liegt zum einen daran, 
dass die gesellschaftlichen Auswirkungen dieser exter-
nen Schocks mit einer Verzögerung einsetzen und erst 
in einigen Jahren beurteilt werden können. Zum ande-
ren kosten die Erhebung und Auswertung quantitativer 
Daten Zeit, weshalb verlässliche Daten, die die Beurtei-
lung der Krisenfolgen erlauben, zum Zeitpunkt der Er-
stellung dieses Gutachtens noch nicht verfügbar waren. 
Alle hier genannten quantitativen Daten beziehen sich 
daher auf die Zeit vor der Pandemie.

Weiterhin sei aber auch ausdrücklich darauf hingewie-
sen, dass (während sich Märkte und damit Preise unter 
Umständen sehr schnell wandeln können) Ungleich-
heitsstrukturen oft sehr stabil sind und sich (wenn 
überhaupt) in der Regel nur im Zeitraum von Jahrzehn-
ten wandeln, was bedeutet, dass auch Daten, die meh-
rere Jahre alt sind, noch als aktuell betrachtet werden 
können – und dass dies der Politik die Möglichkeit von 
(aber auch den Zwang zu) langfristigen Planungshori-
zonten über mehrere Legislaturperioden hinweg gibt. 
Hierzu einige Beispiele: Im Hinblick auf die Kaufkraft 
der Verbraucherinnen und Verbraucher ist wichtig, dass 
sich von 1992 bis 2003 der Reallohnindex nur wenig än-

derte – steigende Bruttoverdienste in diesem Zeitraum 
wurden durch die Steigerung der Verbraucherpreise 
aufgehoben. Zwischen 2003 und 2007 sank der Real-
lohnindex sogar um durchschnittlich ein Prozent pro 
Jahr. Zwischen 2007 und 2019 stieg der Reallohnindex 
wieder, aber nur um etwa Prozent pro Jahr (bpb, 2020a). 
Auch das vielfach in öffentlichen Debatten diskutier-
te Schrumpfen der Mittelschicht vollzog sich schlei-
chend: Zwischen 1985 und 2016 (also einem Zeitraum 
von mehr als dreißig Jahren) sank der Anteil der Mittel-
schicht um zehn Prozentpunkte von 65 Prozent auf 56 
Prozent der gesamtdeutschen Bevölkerung. Der Anteil 
der Personen, die von relativer Einkommensarmut be-
troffen sind (d. h., dass sie über weniger als 50 Prozent 
des mittleren Einkommens verfügen) hat sich zwischen 
1992 und 2016 (also innerhalb von fast 25 Jahren) fast 
verdoppelt und ist von 5,6 Prozent auf knapp 10,5 Pro-
zent der gesamtdeutschen Bevölkerung gestiegen (bpb, 
2020b). Auch die Familien- und Lebensformen wandeln 
sich recht langsam. So blieb zwischen 2009 und 2019 
die Zahl der Personen, die in Paarhaushalten leben 
(etwa 21 Mio.) bzw. alleinerziehend sind (etwa 2,6 Mio.) 
annähernd konstant. Lediglich die Zahl der Alleinste-
henden ist von 17 Mio. auf 18,6 Mio. um etwa 9 Prozent 
gestiegen, was hauptsächlich durch die stark gestiege-
ne Zuwanderung des vergangenen Jahrzehnts zu erklä-
ren ist (Hochgürtel/Sommer, 2021, S. 52). Ebenso ist die 
durchschnittliche Wohnfläche pro Person mit 45 Quad-
ratmetern zwischen 2010 und 2018 konstant geblieben 
(Krieger et al., 2021, S. 264).

Vor diesem Hintergrund erfolgte für das hier vorliegen-
de Gutachten konkret eine quantifizierende Annäherung 
an die Fragen sozialer Ungleichheit im Vorfeld und Vor-
bereitung der Fokusgruppen mit Hilfe eines Indikators, 
der im Rahmen einer Analyse ergänzend verwendeter 
Daten des Sozio-oekonomischen Panels (SOEP) bereits 
2019 generiert wurde: dem Ausmaß der materiellen 
Entbehrung. Dieser Indikator quantifiziert, wie exten-
siv Verbraucherinnen und Verbraucher aus finanziellen 
Gründen auf den Konsum von Dingen verzichten, die 
gemeinhin für einen notwendigen Lebensstandard als 
wesentlich erachtetet werden.

Anhang 2
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Grundlage für die Quantifizierung der materiellen Ent-
behrung waren Fragen zur sog. materiellen Depriva-
tion. Mit ihnen wurde erhoben, ob es bestimmte Dinge 
im Haushalt der Befragten gab oder nicht, bzw. ob dort 
bestimmte Dinge regelmäßig getan wurden oder nicht. 
Wenn diese Dinge nicht vorhanden waren bzw. nicht 
getan wurden, sollten die Befragten Auskunft darüber 
geben, ob dies finanzielle oder andere Gründe hat. Es 
bestand und besteht ein gewisser Konsens, dass die 
Dinge, nach denen gefragt wird, wesentliche Aspekte 
des notwendigen Lebensstandards in einer Gesellschaft 
repräsentieren. Folgende sog. Lebensstandardmerk-
male wurden konkret erhoben:

	– einen Internetanschluss haben
	– ein oder mehrere Autos haben
	– finanzielle Rücklagen für Notfälle haben
	– jährlich eine mindestens einwöchige Urlaubsreise 
machen

	– mindestens einmal monatlich Freunde zum Essen 
einladen

	– mindestens alle zwei Tage eine warme Mahlzeit mit 
Fleisch, Fisch oder Geflügel essen

	– mindestens einmal im Monat einer Freizeitbeschäf-
tigung wie Kino, Konzertbesuch, Sport-veranstaltung 
oder Ähnlichem nachgehen

	– abgenutzte Möbel, auch wenn sie noch funktionsfähig 
sind, durch neue ersetzen

	– abgetragene Kleidungsstücke durch neue ersetzen
	– die Wohnung in kalten Monaten angenehm warm be-
heizen

	– wöchentlich einen kleinen Betrag für alle Haushalts-
mitglieder zur persönlichen Verfügung haben

	– mindestens zwei Paar Straßenschuhe in passender 
Größe (einschließlich Allwetterpaar) für alle Haus-
haltsmitglieder besitzen

In Anlehnung an Andreß (2006) wurde aufbauend auf 
den SOEP-Daten ein Index für das Ausmaß der materi-
ellen Entbehrung berechnet aus der Anzahl derjenigen 
dieser zwölf Lebensstandardmerkmale, die aus finanzi-
ellen Gründen nicht auf einen Haushalt zutreffen, geteilt 
durch die Gesamtanzahl der Lebensstandardmerkmale 
(bei denen eine gültige Antwort aus der Befragung vor-
liegt).

Das berechnete Ausmaß der materiellen Entbehrung 
ist also bestimmt durch Lebensstan-dardmerkmale 
bzw. Konsumoptionen, die aus finanziellen Gründen 
nicht realisiert werden können. Denn Personen können 
auch aus anderen Gründen bestimmte Dinge nicht ha-
ben oder tun. Beispielsweise könnten Personen auf ein 
eigenes Auto verzichten, weil sie in einer großen Stadt 
mit einem guten öffentlichen Personennahverkehr le-
ben und ein eigenes Auto für ihre Alltagsmobilität nicht 
benötigen. Das Nichtvorhandensein eines Autos wäre in 
diesem Fall kein Hinweis auf einen ungenügenden Le-
bensstandard aufgrund unzureichenden Einkommens, 
sondern vielmehr ein Hinweis auf einen freiwillig ge-
wählten Lebensstandard aufgrund anderer Präferenzen 
(Andreß, 2006).

Die Ergebnisse zeigen, dass vor den externen Schocks 
der letzten Jahre die allermeisten Verbraucherinnen 
mit ihrem Einkommen zurechtkamen. Konkret passten 
sie ihre Konsumausgaben ihren jeweiligen Möglichkei-
ten an. Die Datenanalyse zeigte, dass das Ausmaß an 
materieller Entbehrung für die deutsche Gesamtbevöl-
kerung 2019 durchschnittlich bei 6 Prozent lag; im Be-
völkerungsdurchschnitt wurde also bereits vor den dann 
einsetzenden Krisenjahren auf knapp sechs Prozent der 
hier betrachteten Lebensstandardmerkmale aus finan-
ziellen Gründen verzichtet (vgl. Tabelle A-1). Am häu-
figsten verzichtet wurde auf das Bilden von Rücklagen 
für Notfälle (17 Prozent der Erwachsenen in Privathaus-
halten), jährliche (mindestens einwöchige) Urlaubsrei-
sen (14 Prozent) und das Ersetzen abgenutzter Möbel 
(13 Prozent). Am seltensten verzichten Erwachsene in 
Privathaushalten aus finanziellen Gründen auf ein zwei-
tes Paar Straßenschuhe (0,4 Prozent) und auf das Essen 
einer warmen Mahlzeit mit Fleisch, Fisch oder Geflügel 
an mindestens jedem zweiten Tag (0,8 Prozent).

Bei den für dieses Gutachten exemplarisch ausgewähl-
ten Frauen aus Haushalten in relativ schlechten mate-
riellen Lebenssituationen lag das Ausmaß materieller 
Entbehrungen laut SOEP-Daten insgesamt auf einem 
überdurchschnittlichen Niveau (siehe Tabelle A-1).
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	–
Gesamt Marginalisierte Frauen 

Empfänger- 
innen von 

ALG II 

Allein
erziehende

Rentner-
innen

Frauen in 
Familien  

mit  
Kindern

Materielle Entbehrung: Rücklagen 16,8 64,0 50,6 18,8 33,2

Materielle Entbehrung: Urlaub 14,1 58,6 50,2 17,5 26,9

Materielle Entbehrung: Möbel 12,8 45,2 41,0 21,3 16,1

Materielle Entbehrung: Auto 5,8 36,7 45,4 11,1 7,0

Materielle Entbehrung: Freizeitbeschäftigung 6,4 29,0 32,3 15,6 13,0

Materielle Entbehrung: Essen mit Freunden 6,2 28,0 20,5 10,1 13,3

Materielle Entbehrung: Eigenes Geld 2,7 15,7 12,4 2,9 6,2

Materielle Entbehrung: Kleidung 3,3 14,1 9,6 3,6 5,4

Materielle Entbehrung: Internet 1,4 9,0 5,2 5,9 1,5

Materielle Entbehrung: Heizen 1,0 4,5 1,0 1,9 1,4

Materielle Entbehrung: Fleisch-/Fischkonsum 0,8 4,0 1,6 1,0 0,8

Materielle Entbehrung: Straßenschuhe 0,4 4,6 0,0 0,0 1,5

Tabelle A-1: materielle Entbehrung einzelner Lebensstandardmerkmale in Prozent (2019)
Bemerkungen: Die Berechnungen sind gewichtet. Quelle: SOEP v36. Die Anzahl der zu Grunde liegenden Beobachtungen variiert 
je nach betrachtetem Merkmal. Siehe dazu und zu weiteren Statistiken DIW Econ GmbH (2022). Berechnungen: DIW Econ.

Wie im Bevölkerungsdurchschnitt wurde Verzicht am 
häufigsten im Bereich der finanziellen Rücklagen, des 
Urlaubs und beim Ersetzen alter Möbel geleistet, wo-
bei die Betroffenheit von materiellen Entbehrungen in 
diesen (wie in fast allen anderen) Bereichen aber deut-
lich über dem Niveau in der Gesamtbevölkerung lag. 
Insbesondere Empfängerinnen von ALG II und Allein-
erziehende in systemrelevanten Berufen mit Niedrig-
lohn verzichteten im Schnitt gut viermal häufiger auf 

Konsum hinsichtlich der einzelnen Lebensstandard-
merkmale als der Bevölkerungsdurchschnitt. Im Ver-
gleich zur Gesamtbevölkerung besonders ausgeprägt 
war bei diesen Frauen der Verzicht auf ein eigenes Auto, 
das Fehlen von zwei Paar Straßenschuhen, das Fehlen 
eines kleinen Betrags für alle Haushaltsmitglieder zur 
persönlichen Verfügung und das Fehlen eines Internet-
anschlusses im Haushalt.
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Leitfaden der Fokusgruppengespräche

Thema:	 Soziale Ungleichheit und Konsum

Methode:	 Webbasierte Fokusgruppen à 120 Min.

Zielgruppe:	 ZG 1: �Empfängerinnen von Arbeitslosengeld II (ALG II)  
im Alter von 18 – 65 Jahren

	 ZG 2: �Alleinerziehende in systemrelevanten Niedriglohnberufen  
im Alter von 18 – 60 Jahren

	 ZG 3: �Rentnerinnen, die zuvor in systemrelevanten  
Niedriglohnberufen tätig waren, 55+ Jahre

	 ZG 4: �Familien mit Kindern; Eltern in systemrelevanten  
Niedriglohnberufen im Alter von 18-60 Jahren

Projektleitung:	 Dr. Hans-Jürgen Frieß, Janine Freudenberg

Moderatorin:	 Janine Freudenberg

Timing:	 13.01., 14 – 16 Uhr:	� ZG 2 (Alleinerziehende in systemrelevanten  
Niedriglohnberufen im Alter von 18 – 60 Jahren)

	 13.01., 17 – 19 Uhr:	  �ZG 4 (Familien mit Kindern; Eltern in systemrelevanten  
Niedriglohnberufen im Alter von 18 – 60 Jahren)

	 14.01., 14-16 Uhr:	  �ZG 1 (Empfängerinnen von Arbeitslosengeld II (ALG II)  
im Alter von 18 – 65 Jahren)

	 14.01., 16.30 – 18.30 Uhr:	  �ZG2 (Rentnerinnen, die zuvor in systemrelevanten  
Niedriglohnberufen tätig waren, 55+ Jahre)

Zur Handhabung des Diskussionsleitfadens:

Fokusgruppen sind offene Explorationsverfahren und daher nicht (vollständig) standardisiert. Die Fragen 
des Leitfadens bestimmen die relevanten Themenkomplexe, die in der Diskussion behandelt werden sollen. 
Gleichzeitig lässt die offene Herangehensweise Raum für Diskussionen.

Die nachfolgend aufgeführten Fragen sind nicht als wörtliche Vorgaben gedacht. Ebenso ist die Reihenfolge 
nicht als notwendige Vorgabe gedacht. In diesem Sinne haben die formulierten Fragen die Funktion, den 
Gesprächsprozess entlang der relevanten Themenkomplexe zu steuern.

Grundsätzlich gilt, dass jeder Themenkomplex zunächst offen exploriert wird. Darauf folgt dann das kon-
krete Nachfragen des Moderators auf Auffälligkeiten bei den Antworten des Teilnehmers bzw. hinsichtlich 
der Themen, die von dem Teilnehmer nicht spontan geäußert wurden, aber relevant sind.

Kursiv geschriebene Textabschnitte bedeuten einesteils Regieanweisungen an den Moderator, anderenteils 
mögliche, aber nicht zwingende Fragen an die Teilnehmer (je nach Zeit).
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Struktur:

1.	 Einleitung (ca. 10 Min.)

Ziel: �Herstellung einer produktiven Gesprächsatmosphäre, Kennenlernen der Testpersonen,  
Einführung in das Thema

2.	 Aktuelle Lebenslagen (ca. 25 Min.)

Ziel: �Wie ist sind die aktuellen Lebenssituationen der Teilnehmerinnen und was sind deren Sorgen  
und Nöte in Bezug auf die individuelle Lebenslage.

3.	 Finanzielle Ressourcen und Verbrauchersorgen (ca. 30 Min.)

Ziel: �Wie schätzen die Teilnehmerinnen ihre eigene finanzielle Lage ein, welche Bereiche sind weniger, welche 
stärker davon betroffen und wie ist der Blick in die Zukunft. Exploration von zielgruppenspezifischen Sorgen.

4.	 Vertiefung Konsumbereich Wohnen (ca. 15 Min.)

Ziel: �Inwiefern sind die Teilnehmerinnen mit Ihrer aktuellen Wohnsituation zufrieden,  
was belastet sie am meisten und wie werden die Ausgaben empfunden.

5.	 Vertiefung weiterer Konsumbereiche (ca. 30 Min.)

Ziel: Evaluation des Such- und Anwendungsprozesses sowie eventuelle Probleme oder Unklarheiten eruieren, 
auch hinsichtlich der Struktur, des Informationsgehalts und der Verständlichkeit.

6.	 Fazit (ca. 10 Min.)

Ziel: Zusammenfassung wichtigster Erkenntnisse und Erwartungen an die Politik.

1. Einleitung (ca. 10 Min.)

Ziel: �Herstellung einer produktiven Gesprächsatmosphäre, Kennenlernen der Teilnehmerinnen,  
Einführung in das Thema

Mod.: Begrüßung, Vorstellung von Ipsos, Moderator

Mod.: Thema bzw. Kontext der Studie kurz vorstellen

Mod.: �Rückversicherung hinsichtlich Anonymität und Datenschutz,  
Rückbezug zur Person ausgeschlossen, Video-Aufnahme, keine richtigen und falschen Antworten,  
keine Verkaufsveranstaltung, ggf. Einverständnis zur Teilnahme durch BMJV erfragen

Mod.: Aufzeichnung starten.
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2. Aktuelle Lebenslagen (ca. 25 Min.)

Ziel: �Wie sind die aktuellen Lebenssituationen der Teilnehmerinnen und was sind deren Sorgen und Nöte 
in Bezug auf die individuelle Lebenslage.

Vorstellungsrunde / Aktuelle Lebenssituation

	– Ich würde gern ein bisschen mehr über Sie erfahren und Sie gerne nacheinander fragen: Vorname, Alter, 
Familiensituation (fester Partner, Beruf des Partners; Anzahl und Alter der Kinder), wie ist Kontakt zu Eltern 
(Wohnort, ggf. Pflegebedürftigkeit), (falls zutreffend: Beruf) und was machen Sie in Ihrer Freizeit? (Mod.: 
bitte alle Teilnehmerinnen fragen)

	– Beschreiben Sie mir nun gern einmal ausführlich, wie und wo Sie wohnen  
(beispielsweise Mietswohnung, Eigentumswohnung, Reihenhaus etc.).

•	 Mit wem wohnen Sie zusammen in Ihrer Wohnung?

Werte und Lebensqualität

	– Was ist Ihnen wichtig im Leben?

	– Was macht für Sie Lebensqualität in Deutschland aus?

Sorgen und Nöte

	– Wenn Sie einmal an Ihre aktuelle Situation denken: was würden Sie sagen, sind  
momentan Ihre größten Sorgen? Was hält Sie nachts wach?

•	 Für Familien/ Alleinerziehende falls noch nicht erwähnt: welche Sorgen betreffen konkret Ihre Kinder/ Ihr 
Kind bzw. die Zukunft Ihrer Kinder/ Ihres Kindes?

•	 Mod.: heraushören, in welchen Lebensbereichen die Teilnehmerinnen sich die größten Sorgen machen – 
Beruf, Wohnung, Familie (Kinder, Eltern), Freizeit etc.

Corona

	– Wir haben ja nun seit knapp 2 Jahren eine Pandemie in unserer Welt. Was hat sich für Sie dadurch für Ihre 
Lebenssituation verändert? (Mod.: aufpassen, dass Teilnehmerinnen nicht zu weit ausholen)

	– Was ist für Sie schlechter geworden? Wo erleben Sie Ihre größten Einschränkungen? Wo haben sich Ihre 
Sorgen evtl. vergrößert?

	– Was ist vielleicht besser geworden? Wo haben sich Ihre Sorgen evtl. verkleinert?
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3. Finanzielle Ressourcen und Verbrauchersorgen (ca. 30 Min.)

Ziel: �Wie schätzen die Teilnehmerinnen ihre eigene finanzielle Lage ein, welche Bereiche sind weniger,  
welche stärker davon betroffen und wie ist der Blick in die Zukunft. Exploration von zielgruppe
spezifischen Sorgen.

Finanzielle Situation

	– Ich möchte einmal ganz allgemein fragen: viele sagen ja, Deutschland geht es so gut wie nie zuvor und  
auch die Pandemie habe daran wenig geändert und falls ja, nur vorübergehend. Wie sehen Sie denn die 
aktuelle wirtschaftliche Lage in Deutschland? Wie gut geht es uns? Was gibt Ihnen den Eindruck?  
(Mod.: heraushören wo Teilnehmerinnen diesen Eindruck herhaben, z. B. von Verwandten/ Bekannten, 
eigenes Updaten über Nachrichten etc.)

	– Und was würden Sie sagen, wie gut geht es Ihnen denn wirtschaftlich und finanziell? Wie beurteilen Sie  
die Höhe Ihres (Haushalts-)Einkommens? Wie (gut) kommen Sie damit zurecht?

	– Es gibt ja verschiedene Bereiche, in denen man Geld ausgeben kann, wie z. B. Essen, Wohnung,  
Mobilität (Auto, ÖPNV), Kleidung, Schulsachen, Kommunikation (Handy etc.), Freizeit…  
 (Mod.: Bildschirm teilen, PPT mit 2 – 3 Bereichen zeigen)

•	 Fallen Ihnen weitere Bereiche ein? (Mod.: ggf. Bereiche in Teilnehmerinnen-Sprache ergänzen)
•	 Schauen wir uns nun einmal die Bereiche an: für welche dieser Bereiche geben Sie das meiste Geld aus?
•	 Wo haben Sie das Gefühl, finanziell gut über die Runden zu kommen?
•	 Ist es Ihnen möglich, zu sparen? Wenn ja, wie sparen Sie?
•	 In welchen Bereichen wird das Geld für Sie eher knapp? Welche Dinge können Sie sich da eher  

nicht leisten?

•	 	Wie gehen Sie damit um, wenn das Geld knapp wird? Können Sie auf Ersparungen zurückgreifen?
•	 (Wo) suchen Sie sich Hilfe bei Geldknappheit?
•	 Haben Sie sich in bestimmten Bereich schon (mal) verschuldet?
•	 Haben Sie auch schon Kredite aufgenommen? Oder Sozialleistungen beantragt?

•	 Für welche Bereiche haben Sie gar kein Geld, auf welche müssen Sie verzichten?  
Welche würden Sie sich aber gern leisten?

	– Welche finanziellen Sorgen beschäftigen Sie am meisten?  
(Mod.: offen abfragen, ggf. Nachfassen – hohe Ausgaben (für Miete, Kinder) im Gegensatz zu  
geringem Einkommen, unvorhergesehene Ereignisse, Schulden, Kreditrückzahlungen)

•	 Was bedeutet es für Sie, Schulden zu haben?
•	 Welche der finanziellen Sorgen die Sie haben sind auf die Pandemie/Corona zurückzuführen?  

Was war in dem Bereich vorher anders? Wie sind Sie mit den finanziellen Sorgen aufgrund der  
Pandemie umgegangen bzw. haben versucht die Probleme zu lösen?
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	– Wie sehen Sie finanziell in die Zukunft? Was sorgt Sie am meisten? Was, denken Sie, könnte hier noch auf 
Sie zukommen – was könnte im Gegensatz aber auch wegfallen? (Mod.: gibt es finanzielle Belastungen 
wie z. B. Schulden, die irgendwann abgezahlt werden, hier auch auf subjektiv wahrgenommene Belastung 
bestimmter Ausgaben eingehen, z. B. das Gefühl, dass es nicht mehr besser wird)

	– Inwiefern haben Sie das Gefühl, gut am wirtschaftlichen Leben in Deutschland teilhaben zu können, z. B. 
durch Einkaufen, Arbeiten, Kultur? Wodurch haben Sie diesen Eindruck?

Fokusfragen für Zielgruppen

Für ZG 2 & 4, Alleinerziehende und Familien in systemrelevanten Berufen:

	– Wie würden Sie Ihre aktuelle Situation auf Arbeit beschreiben? Was läuft gut, was läuft weniger gut?

	– Was sorgt Sie bezüglich Ihrer Arbeit am meisten? Was würden Sie gern ändern?  
(Mod.: schauen, ob TN sich auf Systemrelevanz des Berufes konzentrieren und ob das ein positiver  
oder eher negativer Faktor ist, ggf. nachfragen)

•	 Inwiefern ist Ihre Arbeit systemrelevant? Was bedeutet das für Sie?
•	 Fühlen Sie sich auf Ihrer Arbeit (und ihrem sozialen Umfeld/der Gesellschaft) gerecht behandelt bzw. 

wertgeschätzt für das, was Sie tun?
•	 Wie empfinden Sie die Vergütung?

	– Wie sehen Sie bzgl. Ihrer Arbeit in die Zukunft? Wie würden Sie in Zukunft gern arbeiten?

Für ZG 3, Rentnerinnen:

	– Inwiefern hat sich Ihre Lebenssituation seit Ihrem Eintritt in die Rente geändert?  
Was ist besser geworden/ was schlechter?

	– Welche Sorgen plagen Sie diesbezüglich am meisten?

	– Welche Hoffnungen und Wünsche haben Sie, wenn Sie an Ihre nächsten Jahre und  
generell an die Zukunft denken?
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4. Vertiefung Konsumbereich „Wohnen“ (ca. 15 Min.)

Ziel: �Inwiefern sind die Teilnehmerinnen mit Ihrer aktuellen Wohnsituation zufrieden, was belastet sie am 
meisten und wie werden die Ausgaben empfunden.

	– Wir haben am Anfang ja schon gehört, wie und wo Sie wohnen und mit wem. Wie zufrieden sind Sie  
denn generell mit Ihrer aktuellen Wohnsituation? Was würden Sie gern beibehalten, was würden  
Sie gern ändern? (Mod.: Heraushören, ob es Sorgen oder Nöte in Bezug auf die Ausstattung, Preis,  
Größe der Wohnung, Lage etc. gibt, dann nachfragen:)

•	 Wie empfinden Sie die Größe der Wohnung? Haben Sie und die anderen Personen, die mit Ihnen in einem 
Haushalt leben genügend Platz? Wenn nein, woran fehlt es?

•	 Wie zufrieden sind Sie mit Ihrer Ausstattung zuhause, z. B. Möbel, Heizung, Fenster, Bad, Küche?
•	 Wie empfinden Sie Ihre Nachbarschaft? Wie gern leben Sie dort?  

(Mod.: ggf. genauer nachhaken: Stadtteil, Straße, ggf. Wohnblock)
•	 Wie ist die Verkehrsanbindung bei Ihnen zuhause? Was haben Sie sonst alles in unmittelbarer Nähe?

	– Inwiefern hat sich Ihre Wahrnehmung von Ihrer Wohnsituation durch die Pandemie verändert? Inwiefern ver-
bringen Sie mehr Zeit zuhause, z. B. durch Home-Office?

	– Wie weit ist ihr Arbeitsort vom Wohnort entfernt, wie kamen Sie vor der Pandemie dahin (Auto, ÖPNV, 
Fahrrad, zu Fuß) und wie lange hat die Fahrt gedauert?

•	 Hat sich durch die Pandemie daran etwas geändert (z. B. Home-Office)? Sind Sie damit zufrieden oder 
würden Sie etwas ändern?

	– Wie empfinden Sie die Ausgaben, die Sie für Ihre Wohnung haben, z. B. Kaltmiete, Betriebskosten, Neben-
kosten, Zins- und Tilgungszahlungen etc.?

•	 Können Sie diese Ausgaben gut bewältigen? Mussten Sie schon mal z. B. Strom sparen oder im Winter die 
Heizung ausmachen um Kosten zu senken? Wurde bei Ihnen schon mal der Strom abgeschaltet, weil Sie 
Ihre Rechnungen nicht bezahlt haben?

•	 Vergleichen Sie gern einmal Ihre Wohnausgaben mit den anderen Ausgaben, die Sie haben: wie schätzen 
Sie diese ein? Sind Sie zu hoch oder angemessen?

•	 Falls „zu hoch“: Was genau gibt Ihnen das Gefühl, dass die Ausgaben zu hoch sind?
•	 Sind Miete und Nebenkosten bei Ihnen in den letzten Jahren gestiegen?
•	 Wie empfinden Sie die Ausgaben für Miete und Nebenkosten, wenn Sie in die Zukunft blicken? Werden 

diese weiterhin steigen? Inwiefern haben Sie das Gefühl, sich in Zukunft ihre Miete und Nebenkosten noch 
leisten zu können?

	– Welche Wünsche haben Sie bezüglich Ihrer Ausgaben für Ihre Wohnung an die Politik? Was sollte in Zukunft 
geändert werden? Wie könnte man Sie entlasten?
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5. Vertiefung weiterer Konsumbereiche (ca. 30 Min.)

Ziel: �Exploration weiterer Konsumbereiche wie Ernährung, Mobilität und Zeit sowie wahrgenommene 
Sorgen und Nöte.

Konsumbereich Ernährung

	– Wie würden Sie Ihre Essgewohnheiten beschreiben? Wie ernähren Sie sich zuhause? Was sind typische Ge­
richte, die es bei Ihnen zuhause gibt? (Mod.: heraushören, ob Wert auf Ernährung gelegt wird oder ob man 
sich eher wenig damit beschäftigt; auch ob bestimmte Ernährungsweise verfolgt wird, z. B. Vegetarismus)

•	 Wie würden Sie Ihre Einstellung beschreiben, wenn es um Ernährung geht? Was ist Ihnen wichtig?  
(Mod.: heraushören, welche Rolle Gesundheit, Ausgewogenheit, Nachhaltigkeit spielen aber auch ob das 
Essen vllt schnell, günstig etc. sein muss)

•	 Falls mehrere im HH leben: inwiefern teilen Sie die Meinung? Was ist den restlichen Mitgliedern Ihres 
Haushalts wichtig?

•	 Falls noch nicht erwähnt: Wie steht es bei Ihnen zuhause mit dem Fleischkonsum? Essen Sie Fleisch, 
Wurst oder Fisch? Wenn ja, wie häufig bzw. wenn nein, sind Sie die einzige im Haushalt? Was ist Ihnen 
beim Fleischkonsum wichtig? (Mod.: heraushören, ob Qualität, Kosten, Nachhaltigkeit eine Rolle spielen)

•	 Falls noch nicht erwähnt: Wie steht es bei Ihnen zuhause mit vegetarischer oder veganer Ernährung?
•	 Haben Sie das Gefühl, Sie können so/das essen, was Sie wollen? Wenn nein, wodurch wird das Gefühl ein-

geschränkt? (Mod.: heraushören, ob hier schon finanzielle Einschränkungen genannt werden, aber auch 
Krankheiten oder andere medizinische Gründe)

•	 Bestellen Sie auch manchmal oder gehen auswärts essen? Wenn ja, wie häufig kommt das vor, wenn 
nein, warum nicht?

	– Wie wird bei Ihnen zuhause für Essen eingekauft? Wer geht für gewöhnlich einkaufen, wie oft und wohin 
(beispielsweise Discounter vs. andere Supermärkte)?

•	 Welche Rolle spielt dabei der Preis von Lebensmitteln? Auf was achten Sie?
•	 Wie setzen Sie die Prioritäten beim Einkauf? Was kaufen Sie immer, was weniger, was nie?
•	 Wo müssen Sie Abstriche machen, wo gönnen Sie sich auch mal was?

	– Was sind in Bezug auf Ernährung Ihre größten Sorgen? Auch für die Zukunft?

	– Landwirtschaftsminister Cem Özdemir fordert z. B. höhere Preise für Lebensmittel, um Umwelt und Bauern 
besser zu schützen – was empfinden Sie bei diesen Forderungen, wie stehen Sie dazu? Was würde das für 
Sie persönlich bedeuten?

	– Welche Wünsche haben Sie in Bezug auf Ihre Möglichkeiten bzgl. Ernährung und Einkaufen an die Politik?
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Konsumbereich Mobilität

	– Für welche verschiedenen Anlässe sind Sie denn generell unterwegs, wann müssen Sie das Haus verlassen? 
(Mod.: verschiedene Anlässe im PPT sammeln, beispielsweise Arbeit, Arzt, Einkaufen, Kindergarten/Schule 
etc.)

•	 Wie kommen Sie jeweils zu den verschiedenen Zielen? Welche Fortbewegungsmittel nutzen Sie wofür?
•	 Wie weit sind diese jeweils von Ihrem zuhause entfernt. Wie gut sind diese generell erreichbar? Welche 

Einschränkungen gibt es ggf.?
•	 Wie lange brauchen Sie denn ungefähr pro Tag für all die notwendigen Wege, z. B. zur Arbeit, Kinder von 

Kita/Schule abholen, einkaufen?

	– Inwiefern können Sie die Fortbewegungsmittel, die Ihnen zur Verfügung stehen, nutzen, wie Sie wollen? 
Welche Einschränkungen gibt es? (Mod.: doppelte Nutzung von Fahrzeugen im HH, geteilte Fahrkarten sind 
es finanzielle Einschränkungen oder physische, welche Barrieren werden genannt?)

•	 Inwiefern belasten Sie Ihre Fortbewegungsmittel, inwiefern erleichtern Sie (beispielsweise durch 
Nutzung von Fahrrad Verzicht auf ÖPNV, Belastung durch Fahrkarten- und Benzinpreise, Instandhaltung 
und Wartung von Fahrzeugen)?

	– Was sind in Bezug auf ihre Fortbewegungsmittel Ihre größten Sorgen? Auch für die Zukunft?

	– Welche Wünsche haben Sie diesbezüglich an die Politik?

Zeitliche Ressourcen

	– Sie haben mir ja zu Beginn schon einmal aufgezählt, wie Sie aktuell Ihren Alltag gestalten.  
Wie sieht es dabei aus mit Freizeit?

•	 Wie gestalten Sie Ihre Freizeit, was machen Sie da? (Mod.: beobachten was Teilnehmerinnen unter Frei-
zeit zählen, ob ggf. Haushalt in den Bereich gezählt werden oder wirklich die ausschließliche „me-time“ 
und inwiefern diese überhaupt existiert, erst dann nachfragen:)

•	 	Wie viel Zeit haben Sie ausschließlich für sich?
•	 Inwiefern haben Sie Hobbies, denen Sie in Ihrer Freizeit nachgehen? Machen Sie Sport?  

Wenn ja, welchen?
•	 Haben Sie durch Ihre Hobbies Kosten? Inwiefern können Sie sich Ihre Hobbies leisten (Mod.: z. B. Verzicht 

auf Mitgliedschaften)?

	– Gehen Sie auch manchmal auf kulturelle Veranstaltungen wie Konzerte, Theater, Oper, Ausstellungen, ins 
Kino oder zu Sportveranstaltungen? Wenn ja, wie häufig machen Sie das? Wenn nein, woran liegt das?

•	 Inwiefern spielt hier Ihre eigene finanzielle Situation eine Rolle? Würden Sie gern einem bestimmten 
Hobby nachgehen, für das Sie zwar Zeit hätten, sich aber nicht leisten können?

•	 Mussten Sie ein früheres Hobby schon mal aus finanziellen oder Zeitgründen aufgeben?

	– Welche Wünsche haben Sie bezüglich Ihrer zeitlichen Verfügbarkeit, Zeit für Freizeitaktivitäten sowie Kultur 
an die Politik?
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6. Fazit (ca. 10 Min.)

Ziel: Zusammenfassung wichtigster Erkenntnisse und Erwartungen an die Politik.

	– Wir haben ja heute über verschiedene Bereiche gesprochen, in denen Sie Geld ausgeben – Wohnung, 
Freizeit, Mobilität, Ernährung etc.

	– Was würden Sie sagen, in welchem dieser Bereiche sehen Sie allgemein Ihre größten finanziellen Sorgen 
beziehungsweise Herausforderungen? Welcher Bereich ist es, durch den Sie sich am meisten belastet 
fühlen?

	– Auf welche Dinge oder Aktivitäten verzichten Sie, obwohl diese Ihnen guttun würden?

	– Was könnte beziehungsweise sollte die Politik für Sie tun, damit es Ihnen besser geht?

DANKE UND BEENDEN
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Sachverständigenrat für Verbraucherfragen

Der Sachverständigenrat für Verbraucherfragen ist ein Beratungsgremium des Bundesministeriums 
für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz. Er wurde im November 2014 
eingerichtet.

Der Sachverständigenrat für Verbraucherfragen soll auf der Basis wissenschaftlicher Erkenntnis-
se und unter Berücksichtigung der Erfahrungen aus der Praxis das Bundesministerium für Umwelt, 
Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz bei der Gestaltung der Verbraucherpolitik 
unterstützen.

Der Sachverständigenrat ist unabhängig und hat seinen Sitz in Berlin.
Vorsitzende des Sachverständigenrats ist Prof. Dr. Louisa Specht-Riemenschneider.
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